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Die Filialen der Northern-Rock-Bank
werden belagert – Kunden ziehen ihre
Einlagen ab

Der Konjunkturtrend des
vergangenen Jahres hat
sich 2007 bestätigt. Die

Wirtschaft brummt, die Arbeitslosen-
zahlen gehen zurück, ja es wird sogar
über Fachkräftemangel geklagt. Die
Bourgeoisie und ihre Medien über-
schlagen sich fast vor Jubel und die
Regierung vor Selbstlob. Selbst der
Außenminister mischt sich ein,
schließlich will er Stellvertretender
Parteivorsitzender werden und meint
deshalb wirtschaftspolitische Kom-
petenz zeigen zu müssen. Im Spiegel
gibt er seine Erkenntnisse zum Bes-
ten: „Ich würde es das dritte deutsche
Wirtschaftswunder nennen“. Wieder-
aufbau und die deutsche Wiederver-
einigung waren für ihn die beiden
ersten. Für das dritte ist die Politik
Gerhard Schröders und dessen Agen-
da-Politik verantwortlich. „Darauf
kann die SPD bis heute stolz sein“, meint
deshalb Steinmeier.

Auch Merkel liegt stolz in der
Konjunktursonne. Obwohl für sie
noch vor einem Jahr Deutschland ein
„Sanierungsfall“ war, ist die Welt jetzt
wieder in Ordnung. Natürlich führt
sie und der ganze schwarze Verein, die
brummende Konjunktur auf das se-
gensreiche Wirken ihrer Kanzlerschaft
zurück. Unisono wird jetzt bei den
bürgerlich-politischen Akteuren die
Auffassung verlautbart, dass nun
auch bei den Arbeitnehmern der Auf-
schwung ankommen müsse.

Offensichtlich spürt man in die-
sen Kreisen, dass es zwischen der re-
alen ökonomischen Entwicklung und
der realen Lage der abhängig be-
schäftigten Klasse einen Widerspruch
gibt, der keinen geringen sozialen
Sprengstoff beinhaltet. Den Kapitalis-
ten und Reichen geht es immer bes-
ser, während es dem Rest der Bevöl-

„Nur nicht den Bogen überspannen“
kerung immer schlechter, aber
auf jeden Fall nicht besser geht.
Auf Dauer lässt sich dieser Wi-
derspruch weder durch die
Blöd-Zeitung noch durch ande-
re Verdummungsmedien ver-
kleistern. Sollte es aber zu grö-
ßeren sozialen Konflikten kom-
men, müssen diese für die Herr-
schenden steuerbar sein.  Nicht
zuletzt dazu dient jetzt die
Show, die abgezogen wird. Man
versucht sich auf kommenden
sozialen Konflikten einzurich-
ten und stellt sich deshalb jetzt
formal an die Seite der „kleinen Leu-
te“, um zu einem notwendigen Zeit-
punkt Einfluss auf sie zu haben. Und
sollte das nicht genügen, baut man
die demokratischen Grundrechte
noch weiter ab und stärkt den staat-
lichen Repressionsapparat, wie es
zurzeit von Schäuble und Konsorten
geplant und betrieben wird. Für die
Öffentlichkeit tut die Bourgeoisie so,
als wäre das jetzige Wirtschaftshoch
eine nicht enden wollende Erschei-
nung; ein Wirtschaftswunder eben,

wie Steinmeier sagt. Aber sie wissen
sehr wohl, dass die momentane Kon-
junktur nichts anderes ist, als ein zy-
klisches Hoch, eine Gesetzmäßigkeit
also, die in der Natur der kapitalisti-
schen Ökonomie liegt. Und wie je-
dem Hochdruckgebiet ein Tief  folgt,
folgt der jetzigen Hochkonjunktur die
Krise, unabhängig der möglichen Ge-
fahr eines großen Crashs, ausgelöst
durch die US-Immobilien- und Fi-
nanzkrise.

Niedergang der Gewerkschaften
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Die Arbeiterstimme erscheint
viermal im Jahr. Abonnement und
Geschenkabonnement kosten 13.- €
(einschließlich Versandkosten).
Über Förderabonnements (ab 20.- €.
aufwärts) sind wir sehr erfreut. Den
Betrag bitten wir, jeweils am Jahres-
anfang zu überweisen. Rechnungs-
erstellung erfolgt aus Kostengrün-
den in der Regel nicht, sondern nur
auf Wunsch. Die Abonnements kön-
nen zum Jahresende gekündigt wer-
den. Falls die Bezahlung des Abon-
nements eine Belastung darstellt
(z.B. aus sozialen Gründen), schi-
cken wir die Arbeiterstimme auch
kostenlos zu. An Tausch-Abos mit

Bei Redaktionsschluß war der Aus-
gang des Lokführerstreiks der GDL
noch nicht abzusehen; wir werden im
nächsten Heft darauf zurückkommen.
Es gilt aber jetzt schon, das schmähli-
che Verhalten aller Gewerkschaften in
diesem Konflikt anzuprangern. Sie
waren nicht bereit, angesichts des zeit-
weiligen Streikverbots durch deutsche
Gerichte, ernsthaft und massenhaft
gegen diesen Bruch des Grundgeset-
zes zu mobilisieren! Heute betrifft es
n u r die GDL, morgen vielleicht nur
die Gewerkschaftslinke mit einer Ab-
schaffung des 1. Mai – übermorgen
könnte es auf tarifliche Auseinander-
setzungen begrenzte Streikrecht sein,
das in Frage gestellt wird. Das politi-
sche Streikrecht ist dem deutschen Ar-
beiterklasse in dieser Art von Demo-
kratie eh schon versagt. Ebenso wird
auch das Demonstrationsrecht immer
mehr unterlaufen.

Zu all dem paßt, mit welchem Ei-
fer die Große Koalition aus Union und
SPD „mit Volldampf in den Überwa-
chungsstaat“ fährt. Das war der Titel
eines der Referate auf unserer Jahres-
konferenz, die wir in dieser Nummer
abdrucken. Kürzlich wurde im „Frei-
tag“ über die Zunahme der §129a-Ver-
fahren berichtet und über  brachiale
Gewalt der Polizei. In einem anderen
Artikel der selben Zeitung wird aufge-
deckt: „Jetzt ist uns bekannt geworden,
dass das BKA - unter dem Vorwand,
gegen eine ‘terroristische Vereinigung‚
zu ermitteln – nicht nur Wohnungen
und Autos von Globalisierungskritikern
mit Wanzen und Peilsendern ausstat-
tete, sondern auch Journalisten abhör-

te. Zwar bietet Art. 5 des Grundgeset-
zes Journalisten im Namen der Pres-
sefreiheit einen besonderen Quellen-
und Informantenschutz, aber darüber
setzte sich die Bundesanwaltschaft ein-
fach hinweg.“

Es ist auch aufschlußreich, zu er-
fahren, was sich in der Vergangenheit,
im Zwielicht westlicher Geheimdiens-
te und der Justiz, abgespielt hat. So
stand in der „Berliner Zeitung“ vom
25.9.07 in einem Bericht über die Rol-
le des Bundesnachrichtendienstes in
der Zeit des Kalten Krieges von 1949
bis 1989, daß damals über 10.000 ost-
deutsche Spitzel und mehrere tausend
westdeutsche DDR-Reisende für den
BND Zuträgerdienste geleistet haben.
Es ging vor allem um Militärspionage
gegen Bezahlung, manchmal auch mit-
tels Erpressung. Über diese trübe Rol-
le westdeutscher „Organe“ wird heute
freilich der Mantel des Schweigens ge-
breitet, während andererseits immer
wieder versucht wird, politische Geg-
ner zu kriminalisieren.

Die Themen unserer Jahreskonfe-
renz nehmen den größten Teil dieses
Heftes ein: Die Lage der Gruppe und
unser Selbstverständnis, der Nieder-
gang der Gewerkschaften, die Auswir-
kungen der Privatisierung und Berich-
te aus Großbritannien und Israel. (Letz-
terer ist ein Nachdruck aus der „Ar-
beiterpolitik“)

Der 90. Jahrestag der Russischen
Revolution ist Grund genug für ein ge-
schichtliches Hinterfragen. Dazu haben
wir geeignete Artikel aus dem „Frei-
tag“ und aus „Leipzigs Neue“ über-
nommen. Ältere Genossen erinnern

sich an eine Veranstaltung unserer
Gruppe zum 50. Jahrestag, bei der
unser Genosse Helmut Insinger sprach.
Dabei versuchten Funktionäre der ille-
galen KPD, uns zu verunglimpfen
(„Agenten der CIA“). Auch zwei Beamte
der Politischen Polizei wollten „teilneh-
men“, wurden von uns aber des Rau-
mes verwiesen mit dem Hinweis, dies
sei „geschlossene Veranstaltung“.

Mit der sozialen Bedeutung der
„Entfernungspauschale“ befaßt sich
ein Artikel. Mit einem Artikel zu Hel-
mut Fleischer liefern wie einen Bei-
trag zur kommunistischen Bewegung
in Deutschland und zum umstrittenen
Verständnis des Marxismus. Zwei Re-
zensionen, eine zum zunehmenden
Problem der Prekarität, der andere zur
Religionskritik des Arbeiterführers Be-
bel und zwei Leserbriefe runden diese
Nummer ab.

Im März finden in Bayern Kommu-
nalwahlen statt. Für diesen Zweck hat
sich die neue Partei „Die Linke“ in
Nürnberg mit anderen Gruppierungen
zur „Linken Liste Nürnberg“ zusammen-
getan. Wir haben uns für eine kritische
Unterstützung dieser Kandidatur aus-
gesprochen, auch wenn uns klar ist, dass
es sich dabei nicht durchwegs um sozi-
alistische Kandidaten handelt. So le-
gen wir jenem Teil unserer Winter-Aus-
gabe, der an Nürnberger Leser geht, ei-
nen Wahlaufruf der „Linken Liste“ bei.

anderen Zeitschriften sind wir inte-
ressiert, bitte schickt uns ein Probe-
exemplar. Die inhaltliche Mitarbeit
bei der Arbeiterstimme ist er-
wünscht: Die Redaktion behält sich
aber das Recht vor, Artikel abzuleh-
nen, zu ändern oder zu kürzen.
Helft mit, die Arbeiterstimme zu
verbreiten! Schickt uns Adressen
von politisch interessierten Men-
schen, denen wir die Arbeiterstim-
me probeweise zuschicken können.

Nachdruck nur mit Einver-
ständnis der Redaktion (außer bei
politisch nahestehenden Organisa-
tionen) und gegen Zusendung von
Belegexemplaren.

An dieser Stelle danken wir al-
len Spendern und Abo-Zahlern und
hoffen auf weitere Unterstützung.

Alle, die uns geschrieben haben,
bitten wir um Nachsicht, wenn wir
nicht gleich antworten – wir neh-
men alles genau zur Kenntnis!
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Es ist deshalb für uns erforder-
lich, die ideologischen Nebelschwa-
den zur Seite zu schieben und die
Wirtschafts-, Job- und Konjunktur-
wunder einer genaueren Betrachtung
zu unterziehen.

In der BRD gibt es heute, je
nachdem welche Statistik zu Grunde
gelegt wird, rund eine Million Ar-
beitslose weniger als vor einem Jahr.
Und Ökonomen, sowie die Arbeits-
agentur in Nürnberg, gehen davon
aus, dass es noch zu einer weiteren
Verringerung kommt.
Allerdings bedeutet das nicht,
dass in diesem Zeitraum eine
Million zusätzlicher Arbeits-
plätze entstanden ist. Nach der
Statistik der Nürnberger Ar-
beitsagentur stieg die Zahl der
tatsächlichen Erwerbstätigen
lediglich um 550 tausend. Der
Grund: viele Arbeitslose wer-
den aus der Statistik herausge-
rechnet. So werden z. B. alle
Menschen, die in einer Maß-
nahme der Agentur sind, in der
Statistik nicht berücksichtig.
Außerdem spielt die demographi-
sche Entwicklung eine Rolle. Viele
ältere Arbeitslose wurden mit 60 Le-
bensjahren, mit den entsprechenden
Abschlägen in die Rente gezwungen.

Unterzieht man aber die tat-
sächlich neu entstandenen Arbeits-
plätze einer näheren Betrachtung,
stellt man fest, dass rund die Hälfte
davon als prekär bezeichnet werden
muss. Der Löwenanteil der prekären
Arbeitsplätze fällt auf Leiharbeiter-
Jobs. Sie sind für die Unternehmer
billiger (Leiharbeiter erhalten 20 bis
40 Prozent weniger) und können bei
nachlassender Konjunktur problem-
los „entsorgt“ werden.

Verantwortlich für diese Ent-
wicklung ist die Politik. Durch die so
genannten Reformen der Neolibera-
len, werden heute immer mehr Men-
schen gezwungen, unter den mieses-
ten Bedingungen zu arbeiten: als
Leiharbeiter, befristete Beschäftigte,
Scheinselbstständige, Niedriglöhner
und Minijobber.

Es gibt heute bereits sieben Mil-
lionen Menschen, die für Niedriglöh-
ne arbeiten. Dabei sind das nicht, wie
es der Öffentlichkeit immer vorge-
gaukelt wird, Geringqualifizierte.
Zwei Drittel haben eine abgeschlos-
sene berufliche Ausbildung und zehn
Prozent sind sogar Akademiker. Eine

hohe Qualifikation ist heute also kein
Schutz mehr vor der Arbeitslosigkeit.
Ist diese und Hartz IV erst einmal
Realität, entsteht der Zwang schlecht
bezahlte Jobs anzunehmen, mit dem
Effekt, dass die wirklich gering Qua-
lifizierten noch weniger eine Chance
haben, jemals wieder einen Arbeits-
platz zu bekommen.

Von den beschworenen Wun-
dern kommt bei diesen Menschen
also gar nichts an und bei dem Rest
der Arbeiterklasse nur wenig. So sa-

gen 36 Prozent, es gehe ihnen schlech-
ter als im Vorjahr und rund 50 Pro-
zent können keine Verbesserung ih-
rer Lage feststellen. Lediglich 12 Pro-
zent geht es 2007 besser. Und nur ein
ganz kleiner Kreis von Reichen und
Superreichen fühlt sich wie im Wirt-
schaftswunder. Dazu gehören nicht
zuletzt die Chefs der großen Aktien-
gesellschaften. Sie haben in den letz-
ten fünf Jahren ihre Vorstandsbezü-
ge verdoppelt. Ihr Jahreseinkommen
liegt bei rund vier Millionen € – im
Durchschnitt. Dafür müsste eine gut
verdienende Verkäuferin 150 Jahre
lang arbeiten!

Diese Entwicklung zeigt, wem
der Aufschwung nützt und wem
nicht. Trotz Superprofiten in den ver-
gangen Jahren, stagnieren und sinken
die Realeinkommen der Arbeiterklas-
se. So hatte 1996 ein Beschäftigter im
Durchschnitt netto ein Entgelt von
1.367 € zur Verfügung. Heute sind es
nur noch 1.320 €. Das, obwohl der
jährlich zu verteilende gesellschaftli-
che Reichtum in diesem Zeitraum um
85 Milliarden Euro gestiegen ist. In
die Staatskasse ist dieser Betrag nicht
geflossen. Im Gegenteil! Die Steuer-
quote ist in dem Zeitraum deutlich
gesunken, was mit die Ursache dafür
ist, dass die Sozialsysteme ins Wan-
ken kommen.

Kassiert haben alleine die Kapi-
talisten. Sie haben den gesamten Zu-
wachs der vergangenen Jahre in die
eigene Tasche gesteckt und zusätzlich
zu den 85 Milliarden Euro auch noch
12 Milliarden Euro von den abhän-
gig Beschäftigten kassiert. Trotzdem
sind sie immer noch nicht zufrieden.
„Steuern und Sozialabgaben runter“
fordern die Unternehmerverbände
und ihre Ökonomen. Tatkräftig un-
terstützt werden sie dabei von der
Blöd-Zeitung die im September den

„Nettolohn-Skandal“ ent-
deckte und den Versuch star-
tete, sich mit der Forderung
nach Steuersenkungen und
Senkung der Sozialabgaben
bei den Beschäftigten einzu-
schleimen. Es werden leider
nicht wenige abhängig Be-
schäftigte der Argumentation
ihrer eigentlichen Gegner fol-
gen, weil sie nicht erkennen,
dass die Senkung der Sozial-
beiträge eine Lohnsenkung
ist, und die Senkung der Ein-
kommenssteuer den weiteren

Abbau der Sozialleistungen bedeutet.
Die einzige Möglichkeit die

Lohnstagnation und den Lohnabbau
zu beenden ist, dass die Arbeiterklas-
se tatsächliche Entgelterhöhungen
durchsetzt und für den Dumping-
lohnbereich ein flächendeckender
Mindestlohn eingeführt wird. Doch
das ist leichter gesagt als getan. Für
beides braucht man organisierte
Kraft. Und diese ist im Moment nur
bedingt vorhanden. Dafür gibt es ob-
jektive und subjektive Gründe. In den
zurückliegenden Jahren wurden die
Gewerkschaften von der Kapitalof-
fensive regelrecht überrollt. Massen-
entlassungen, Produktionsverlage-
rungen, Tarifflucht, Sozialabbau und
Massenarbeitslosigkeit standen und
stehen noch auf der Tagesordnung.
Zusätzlich kam in den letzten Jahren,
trotz der Export-Weltmeisterschaft
der Industrie, eine unzureichende
Binnenkonjunktur hinzu, was bei ei-
ner sinkenden, bzw. stagnierenden
Lohnquote nicht verwunderlich ist.

Die Gewerkschaften sahen das
Problem durchaus. Ihre Argumenta-
tion ging deshalb die ganzen Jahre
immer in die Richtung der Notwen-
digkeit deutlicher Lohnerhöhungen.
Argumentiert wurde dabei weniger
mit der Interessenslage der Mitglied-
schaft, sondern vielmehr mit der
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volkswirtschaftlichen Notwendigkeit,
die Binnenkaufkraft zu stärken und
damit die Konjunktur zum Laufen zu
bringen. In der gewerkschaftlichen
Praxis entstand dabei eine Diskrepanz
zwischen der theoretischen Einsicht
nach kräftigen Lohnerhöhungen und
der konkret aufgestellten Tarifforde-
rung. Diese blieb immer unter der the-
oretischen Notwendigkeit. Das führ-
te zu dem Resultat, dass die Tarifab-
schlüsse schließlich brutto auf dem
Niveau der Inflationsquote,
bestenfalls geringfügig darüber lagen.

Dass es gegen diese Politik an
der Basis nicht zu massenhafter Em-
pörung kam, ist darauf zurückzufüh-
ren, dass die Massenarbeitslosigkeit,
aber auch betrieblicher Druck auf
Entgelte, Arbeitszeiten und die Ar-
beitsplätze selbst, ein riesiges, indi-
viduelles Bedrohungspotential dar-
stellen, das außerordentlich diszipli-
nierend wirkt. Die Stimmung in den
Betrieben und der Mitgliedschaft war
deshalb schon recht mies und wurde
durch unzureichende Tarifabschlüs-
se natürlich nicht besser. Um dem
aber entgegenzuwirken, wurden die
Abschlüsse immer schön geredet und
gerechnet. Das gilt auch aktuell. Der
Tarifabschluss in der ME-Industrie in
diesem Jahr ist ein anschauliches Bei-
spiel dafür. Doch dazu später.

Als die Blöd-Zeitung im Auf-
trag der Kapitalisten den „Nettolohn-
skandal“ aufdeckte und die Forde-
rung nach weiteren Steuersenkungen
platzierte, um innerhalb der Arbeiter-
klasse Unterstützung dafür zu be-
kommen, fühlte sich besonders
Müntefering ungerecht behandelt.
Empört wies er die Anschuldigungen
zurück. Die Löhne seien auch real
deutlich gestiegen, zwar nicht so stark
wie die Produktivität, aber sie seien
gestiegen. Das würde die heutige
Konjunktur beweisen, meinte Münte-
fering. Insbesondere die Tarifrunden
2006 und 2007 hätten deutliche Kauf-
kraftzuwächse gebracht, was man an
der Binnenkonjunktur feststellen kön-
ne. Diese These wird so auch weithin
von der bürgerlichen Politik, ihren
Medien und Ökonomen vertreten. Sie
ist aber bei näherer Betrachtung nicht
mehr als eine Legende.

In den vergangenen zwei Jah-
ren konnte nur die IG Metall und die
IGBCE Entgelterhöhungen durchset-
zen, die über der Inflationsquote la-
gen. Im Jahr 2006 lag die Steigerung

im Zuständigkeitsbereich dieser bei-
den Gewerkschaften bei ungefähr
drei Prozent. Die Steigerung der Ein-
kommen in allen Branchen, also in-
klusive des Metall- und Chemiebe-
reichs, lag bei 2 Prozent. Das heißt,
dass die Entgeltzuwächse bei der
Mehrheit der Arbeiter und Angestell-
ten zum Teil deutlich unter der Infla-
tionsrate lagen und dadurch die Re-
allöhne gesunken sind. Lediglich in
den exportorientierten Branchen kam
es zu Bruttoerhöhungen, die über der
Inflationsquote lagen. Aber auch hier
kam es nicht zu einer realen Verbes-
serung. Das „Mehr“ im Geldbeutel
wurde und wird durch die so ge-
nannten Reformen und Steuererhö-
hungen wieder aufgefressen, z. B.
durch die MWSt-Erhöhung, durch
die Gesundheitsreform, oder den
Wegfall der Pendlerpauschale.

Trotzdem sprechen nicht nur
bürgerliche, sondern auch gewerk-
schaftsnahe Ökonomen von einer
Trendwende. Das hört und glaubt
man in den Gewerkschaftsvorstän-
den natürlich gerne. Und man will
dort subjektiv auch eine solche Trend-
wende. Man weiß dort, dass nur
durch materielle gewerkschaftliche
Erfolge der rapide Mitglieder-
schwund gestoppt und damit die
Organisationen stabilisiert werden
können. „Jetzt sind die Arbeitnehmer
dran“, meint im Frühjahr dieses Jah-
res Jürgen Peters von der IG Metall.
Und DGB-Sommer hat wegen der
guten Konjunktur das Jahr 2007 zum
„Jahr der Arbeitnehmer“ ausgerufen.

Der IG Metall-Vorstand hat
dann Anfang Februar den Tarifkom-
missionen empfohlen eine Forderung
von 6,5 Prozent mehr Geld bei einer
12monatigen Laufzeit des Tarifver-
trags aufzustellen. Der IG Metall-Vize
Bertold Huber begründete in der
Metallzeitung die Forderung so: „Wir
bewerten, wie die gesamtwirtschaftliche
Entwicklung ist und wir bewerten, wie
es der Branche geht. Beides ist hervorra-
gend. Wir haben eine stabile wirtschaft-
liche Aufwärtsbewegung. Die Produkti-
vität der Metall- und Elektrobranche soll
in 2007 um etwa 4,5 bis 5,5 Prozent stei-
gen. Das sind gute Bedingungen für eine
angemessene Entgeltforderung: nämlich
6,5 Prozent“. Geht man von einer
durchschnittlichen Produktivitäts-
steigerung von 5,5 Prozent und einer
Inflationsrate von 2,5 Prozent aus,
hätte die IG Metall in diesem Jahr eine

Entgelterhöhung von 8,5 Prozent
durchsetzen(!) müssen. Das wäre
dann noch immer eine so genannte
verteilungspolitisch neutrale Erhö-
hung gewesen. Das heißt, bei einer
solchen Erhöhung, wäre für die Ka-
pitalisten der einbehaltene Mehrwert
aus der Arbeit der Beschäftigten ge-
genüber dem Vorjahr unverändert
geblieben. Es wäre also zu keiner, wie
das in den Gewerkschaften zu frühe-
ren Zeiten immer genannt wurde,
Umverteilung zugunsten der Werk-
tätigen gekommen. Huber hat in sei-
ner Begründung ein solches Element
stillschweigend fallen lassen. Dabei
war in der Vergangenheit ganzen
Generationen von Gewerkschafts-
funktionären beigebracht worden,
wie Forderungen aufgestellt werden:
nämlich aus der Berücksichtigung
der Inflationsrate plus der Produkti-
vitätssteigerung und einem Umver-
teilungsbeitrag. Dass dieser Umver-
teilungsbeitrag von Huber nicht er-
wähnt wurde, ist kein Zufall. Es ent-
spricht der Praxis aller Gewerkschaf-
ten in den vergangenen Jahren, mit
der man die Behauptung der Kapita-
listen stillschweigend anerkennt,
wonach die deutsche Industrie auf-
grund der hohen Löhne ein „Wettbe-
werbsproblem“ habe.

Sicher ist es so, dass in den zu-
rückliegenden Jahren, hohe, an der
Interessenslage der Mitgliedschaft
ausgerichtete Forderungen, aufgrund
der gewerkschaftspolitischen Kräfte-
verhältnisse schwierig durchzuset-
zen gewesen wären.

Aber es muss schon die Frage
gestellt werden, warum bei der jetzi-
gen Konjunkturlage selbst die Forde-
rung unter dem verteilungsneutralen
Rahmen bleibt. Wann, wenn nicht
jetzt können von den Kapitalisten er-
zwungene Lohneinbußen ausgegli-
chen werden?

In „Metall“ wird dann Huber
gefragt: „Will die IG Metall dieses Jahr
auch einen Ausgleich für die höhere
MWSt. fordern?“. Darauf Huber:
„Nein, politische Entscheidungen haben
auf die Höhe unserer Tarifforderung kei-
nen Einfluss“. Welche Naivität, oder
vielleicht besser gesagt, welche
Durchtriebenheit! Gerade von den
Gewerkschaften, auch von Huber,
wird die Umverteilungspolitik der
Bundesregierung zugunsten der Ka-
pitalisten angeprangert. Und dann
sollen politische Entscheidungen, bei
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denen die Arbeiterklasse zur Kasse
gebeten wird, keine Rolle spielen?

20 Milliarden € werden durch
die MWSt.-Erhöhung, hauptsächlich
den abhängig Beschäftigten abge-
knöpft. Gleichzeitig ist für neue Steu-
ergeschenke an die Unternehmer
Geld da. Mit der so genannten Un-
ternehmenssteuerreform werden den
Kapitalisten 10 Milliarden Euro, das
ist die Hälfte dieser Steuereinnah-
men, hinten rein geblasen. Aber für
Huber spielt das keine Rolle!

8,5 Prozent bräuchten die Be-
schäftigten also, um alleine den
Status Quo zu halten. 6,5 Prozent
wurden gefordert und 4,1 Prozent
standen schließlich auf dem Papier.
Und das, obwohl die Konzerne
geradezu im Geld schwimmen.

Am 3. Mai kam es zum Ab-
schluss im IG Metall Bezirk Stutt-
gart. Es ist ein verschachtelter Ab-
schluss, der der Mitgliedschaft die
eigene Begrenztheit verschleiert,
und der Führung ermöglicht, voll
des Lobes darüber zu sein. „Geschafft!
Jetzt kommt dickes Plus in die Tüte“, be-
titelten die metallnachrichten  das Ta-
rifergebnis. Aber so dick ist das Er-
gebnis bei Leibe nicht! Es sind nur
optisch 4,1 Prozent.

Der Abschluss setzt sich im
Wesentlichen folgendermaßen zu-
sammen: Die Monate April und Mai
sind Nullmonate, für sie wird ein Ein-
malbetrag von 400.- € gezahlt. Ab Juni
erhöhen sich die Entgelte um 4,1 Pro-
zent und im nächsten Jahr ab Juni um
weitere 1,7 Prozent (tabellenwirk-
sam). Hinzu kommt im nächsten Jahr
eine Einmalzahlung von 3,98 Prozent
für die fünf Monate Juni bis Oktober,
die aber ebenfalls nicht in die Tabelle
eingehen. Die Gesamtlaufzeit beträgt
19 Monate. Lässt man also den Kon-
junkturbonus von diesem und dem
nächsten Jahr beiseite, so muss man
in Übereinstimmung mit Gesamtme-

tall folgende Rechnung aufmachen:
Für die ersten 14 Monate sind es auf´s
Jahr umgerechnet 3,51 Prozent.
Hierauf addieren sich dann die 1,7
Prozent  und wir sind somit bei 5,21
Prozent für die 19 Monate. Auf´s Jahr
umgerechnet sind das also 3,29 Pro-
zent (Gesamtmetall erklärt seine
Rechnung nicht, kommt aber offizi-
ell auf 3,3 Prozent).

Angesichts der wirtschaftlichen
Lage in der ME-Branche also ein äu-
ßerst bescheidener Abschluss. Dabei

waren, wie schon bemerkt, die ge-
samten Rahmenbedingungen für die
IG Metall so gut, wie schon lange
nicht mehr. Schon vor dem Auslau-
fen der Friedenspflicht gab es Bewe-
gung in den Betrieben. Es kam zu di-
versen Kundgebungen und die Stim-
mung war gut. Das spürten auch die
Vertreter von Südwestmetall und
Hessenmetall, die sich den Demons-
tranten vor den Verhandlungslokalen
stellten. Die ab dem 29. April ange-
laufene Warnstreikwelle machte
dann ausreichend deutlich, dass ge-
hörig Dampf im Kessel war.

Aber schon am Mittwoch, dem
2. Mai, wurde in Funktionärskreisen
bekannt, dass sowohl Kannegießer
von Gesamtmetall, wie auch Peters
und Huber vom IGM-Vorstand zum
Verhandlungsort nach Stuttgart rei-
sen würden, um hinter den Kulissen
den Abschluss zu erleichtern. Genau

genommen hatte es bis zur Entschei-
dung, dass man sich einigen will, also
nur drei Warnstreiktage gegeben. So
schnell ist seit vielen Jahren nicht
mehr abgeschlossen worden. Es muss
daher gefragt werden, warum die
IGM-Führung trotz der hervorragen-
den Voraussetzungen, den vorhande-
nen Rahmen nicht ausgeschöpft hat.
Was waren aus ihrer Sicht die Grün-
de, auf die Kapitalisten Rücksicht zu
nehmen? Das Wissen über die öko-
nomische Lage lag schließlich vor, die

Kenntnis über die Mobilisierungs-
fähigkeit der Mitgliedschaft
ebenfalls.

Der Grund des Zauderns und
der Zurückhaltung ist vermutlich in
der zunehmenden Schwäche der
IGM, wie auch aller anderen Ge-
werkschaften zu suchen. Die seit
Jahren rückläufige Tarifbindung
hat inzwischen deutliche Spuren
hinterlassen. 1995 wurden nach ei-
ner Untersuchung der Hans-Böck-
ler-Stiftung noch 66,5 Prozent der

Beschäftigten von Tarifverträgen er-
fasst. 2004 waren es nur noch 52,1 Pro-
zent, bei weiter abnehmender Ten-
denz. Bei Arbeitern sank die Bindung
besonders stark. Von 87,4 auf 71,7 Pro-
zent. Während der Tarifrunde drohte
der Verbandschef von Gesamtmetall,
Kannegießer, offen mit der Verbands-
flucht seiner Mitgliedsbetriebe. Er
wollte die Möglichkeit zur Lohnsen-
kung durch tarifliche Öffnungsklau-
seln. Komme es dazu nicht, und die
IG Metall streike, so Kannegießer, so
hätte das erodierende Folgen, sowohl
für die Tarifmacht der IG Metall, als
auch für seinen Verband. Ihm würden
dann die Mitglieder davon laufen
(und der IGM der Verhandlungspart-
ner). Das war glatte Erpressung. Bei
Gesamtmetall weiß man natürlich,
dass abnehmende Tarifbindung direk-
ten Einfluss auf die Mitgliederent-
wicklung der Gewerkschaft hat. Und

Materialien des Leverkusener Marxismus Dialogs
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zu Recht fürchtet man in den Gewerk-
schaftsvorständen nichts mehr als das.
In ihrer sozialpartnerschaftlichen Be-
schränktheit, sind die Gewerkschaften
deshalb für solche Erpressungen of-
fen. Besonders im Osten haben hier
alle Gewerkschaften in den zurücklie-
genden Jahren einschneidende Erfah-
rungen gemacht. So sind beispiels-
weise in Sachsen heute nur noch we-
nige Betriebe tarifgebunden. Dabei
handelt es sich nicht nur um kleinere
Betriebe (dort gibt es fast ausnahms-
los keine Tarifbindung mehr), sondern
auch um Großbetriebe. So hat die
Dresdner Halbleiterindustrie, AMD
und Infineon, mit rund 7000 Beschäf-
tigten keine Tarifbindung.

Am Anfang dieser Entwick-
lung, die auf 1993 datiert werden
kann, kündigte die IG Metall noch
vollmundig den Häuserkampf an.
Aber nirgendwo konnte der erfolg-
reich geführt werden. Dort, wo es
trotzdem zu einem Anerkennungs-,
oder Haustarifvertrag kam, lag das
nicht an der Kampfkraft der Beleg-
schaft, sondern vielmehr an dem „gu-
ten Willen“ des Unternehmers, der
aus welchen Gründen auch immer,
eine Tarifbindung wollte.

In dieser Konstellation ist letz-
ten Endes auch die Streikniederlage
der IG Metall, beim Kampf um die 35-
Stunden-Woche im Jahr 2003 zu su-
chen. Es gab nicht genügend Betrie-
be, die hätten in die Auseinanderset-
zung geführt werden können.

Die generell abnehmende Tarif-
bindung ist keine zufällige Erschei-
nung, sondern das Ergebnis des takti-
schen Vorgehens der Unternehmer-
verbände zur Schwächung der Ge-
werkschaften. So gibt es heute im
Metallbereich fast überall, neben den
Tarifverbänden, so genannte OT-Ver-
bände (ohne Tarifvertrag), die nicht
selten in Personalunion geführt wer-
den. Damit Unternehmen noch wäh-
rend einer Tarifbewegung sich der
Wirkung eines Tarifvertrags entziehen
können, haben die Tarifverbände
durch Satzungsänderungen ihren Mit-
gliedern ermöglicht, von Heute auf
Morgen den Verband zu wechseln .

„Nur nicht den Bogen über-
spannen“, scheint deshalb die Devi-
se der IGM-Führung, aber nicht nur
der, zu sein. Die Erfolge der Gewerk-
schaften nach 1945 sind weniger in
Klassenauseinandersetzung, als
vielmehr in der Klassenkooperation

zustande gekommen. Die Gewerk-
schaften verstehen sich deshalb heu-
te noch immer als „Gestalter“. Ge-
stalter der Arbeitswelt sowie der
Wirtschaft. Dieses deutsche Modell
hat auch lange funktioniert. Seit der
neoliberalen Umgestaltung der BRD,
halten sich die Kapitalisten aber
immer weniger an die alten Spielre-
geln.

In den Gewerkschaftsvorstän-
den will man aber krampfhaft an die-
sen festhalten, weil man sich durch-

aus der Konsequenzen, die sich aus
der Realität ergeben bewusst ist.

Damit aber kommen sie in eine
schwierige Lage, denn der Spagat
zwischen der Arbeiterklasse und der
Bourgeoisie gelingt nicht. Der Ver-
such geht immer mehr zu Lasten ei-
ner Partei. Und die Bourgeoisie ist das
nicht!

Die Politik der Rücksichtnah-
me wird scheitern. Die Hoffnung
von dem Gegner akzeptiert und ge-
schont zu werden, ist illusionär. Die
Gewerkschaften verlieren mit dieser
Politik an Respekt und werden für
die Kapitalisten kalkulierbar. Sie sä-
gen sich letzten Endes den Ast ab,
auf dem sie sitzen. Die Folgen zei-
gen sich schon heute: Das Ansehen
in den Betrieben sinkt und durch die
ungenügende Interessenwahrneh-
mung baut sich nachhaltig ein Frust
auf, der langfristig zur Handlungs-
unfähigkeit der IG Metall in ihrem
wichtigsten Bereich, der ME-Indus-
trie, führen kann, wie das in ande-
ren Segmenten bereits heute schon
der Fall ist.

Spätestens im kommenden Jahr,
wenn es nur eine Entgelterhöhung
von 1,7 Prozent gibt, die Profite der
Konzerne aber überborden, werden
viele Belegschaften erkennen, dass
der Trend der vergangenen Jahre
auch in Zeiten der angeblichen
Trendwende fortgesetzt wird. Näm-
lich weiterer Reallohnabbau!

In der ME-Industrie erhält die-
ser Trend für viele Beschäftigten ei-
nen zusätzlichen Schub. Zurzeit wird
in den Betrieben nämlich der in den
vergangenen Jahren abgeschlossene
Entgeltrahmen-Tarifvertrag (ERA)
eingeführt und besonders in den gut
organisierten Großbetrieben gibt es
unter den Belegschaften viel Ärger,
Wut und Frust. Schuld daran ist ERA.
Der ERA geht auf das Jahr 2002 zu-
rück. Die IG Metall schloss damals in
der ME-Industrie diesen Vertrag ab
und erreichte, dass dadurch Arbeiter
und Angestellte gleichgestellt sind,
d.h. die Eingruppierungen erfolgen
für alle nach den gleichen Kriterien.

Der Vertrag wurde gelobt über
den grünen Klee. So meinte Huber:
Vor allem sei endlich die Gleichstel-
lung von Arbeitern und Angestellten
gelungen. Damit sei „die Korrektur ei-
ner seit der Bismarck´schen Sozialgesetz-
gebung prägenden Unterscheidung der
Klassen und Schichten der Gesellschaft“
erreicht. Der ERA-Tarifvertrag sei
folglich „nicht nur ein tarifpolitisches,
sondern ein gesellschaftspolitisches Re-
formwerk“. Dass ERA Geld kostet, war
der IG Metall klar. Die Unternehmer
waren nur bereit über einen solchen
Vertrag zu verhandeln, wenn er für
sie kostenneutral sei. Das hatte die IG
Metall akzeptiert. Damit Spielraum
für neue Auf- und Abgruppierungen
entstand, musste man von der Ge-
samtlohnsumme für die Unterneh-
mer etwas abziehen und in einem
ERA-Topf belassen. Das wurde durch
eine Entgeltabsenkung erreicht, d.h.
2,79 Prozent wurden nach mehreren
Tarifrunden nicht tabellenwirksam.
Seit dem 1. Januar 2007 ist die Ent-
geltlinie 2,79 Prozent niedriger, als sie
es wäre, gäbe es keinen ERA.

Die IG Metall hat von ERA er-
wartet, dass es insgesamt zu einer
deutlichen Anhebung der Entgelte
kommt. Und man kann es jetzt gar
nicht fassen, was die Unternehmer
daraus machen. In einem Schreiben
an seine Mitglieder bezeichnet der
Unternehmerverband Südwestmetall
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den ERA als „einmalige, geradezu his-
torische Chance“, denn in der Regel
würden die Unternehmen heute viel
zu hohe Tariflöhne zahlen. So „beru-
hen mehr als zehn Prozent der Tarifent-
gelte auf Fehlanwendungen der Tarifver-
träge“. Mit dem ERA könnten also die
zu hohen Löhne gesenkt werden und
die „verloren gegangene Personalkosten-
flexibilität“ zurückgewonnen werden.
Und das wird jetzt massiv getan.

So wird berichtet, dass bei-
spielsweise in Betrieben wie Siemens,
Daimler und Alstom, Arbeiter und
Angestellte in Einzelfällen zwi-
schen 300 und 1500 Euro im Mo-
nat verlieren. Vor allem die Ange-
stellten in den Verwaltungen trifft
es hart.

In Arbeiterkreisen wird das
manchmal durchaus mit Sympa-
thie gesehen. Waren es doch in
der Vergangenheit die Angestell-
ten, die sich in Tarifbewegungen
vornehm zurück hielten und die
Arbeiter für sich kämpfen ließen.
Doch diese Sympathie hält sich in
Grenzen, denn es trifft auch sehr
viele Arbeiter. Hauptsächlich in den
großen Konzernbetrieben wird
zurzeit massiv abgruppiert. Also
ausgerechnet in den Betrieben, wo
die IG Metall mitgliederstark und
damit auch kampfstark ist.

Dort wurde in der Vergangen-
heit besser eingruppiert als in vielen
mittleren und kleinen Betrieben. Auf-
grund der gewerkschaftlichen
Kampfkraft und Stärke mussten die
Unternehmer in Eingruppierungsfra-
gen häufig „Zugeständnisse“ ma-
chen, beziehungsweise waren sie das
Ergebnis sozialpartnerschaftlicher
Mauscheleien. Das Kräfteverhältnis
zwischen Kapital und Arbeit hat sich
aber inzwischen verschoben. Die Ka-
pitalisten müssen heute keine Zuge-
ständnisse mehr machen. So wird der
ERA-Tarifvertrag zum idealen Hebel
mit diesen Zugeständnissen aufzu-
räumen. Ein Tarifvertrag ist bindend
und in der Lohnfindungsregelung
nur schwer revidierbar. Schon gar
nicht auf die Schnelle!

Die Belegschaften in der Bran-
che sind allerdings nicht gleicher Ma-
ßen betroffen. Dort nämlich, wo in
der Vergangenheit aufgrund gewerk-
schaftlicher Schwäche und inkonse-
quenter BR-Arbeit schlecht eingrup-
piert worden war, verändert sich
durch die Neueingruppierungen

weniger zum Negativen. Im Gegen-
teil! In manchen Bereichen kommt es,
vor allem bei den Arbeitern, zu deut-
lichen Entgelterhöhungen.

Aber stärker werden solche Be-
legschaften durch das gewerkschaft-
liche „Geschenk“ auch nicht. Eintrit-
te aufgrund des gestiegenen Einkom-
mens sind selten. In den kampfstar-
ken Betrieben aber verliert die Ge-
werkschaft weiter an Ansehen und
die Mitgliederbindung nimmt ab.
Eine verhängnisvolle Entwicklung,

die leider alle Gewerkschaften be-
trifft. Die Zahl der Mitglieder der
DGB-Gewerkschaften ist seit 1990 um
fast 45 Prozent geschrumpft. In man-
chen Gewerkschaften äußerst dras-
tisch: so hat beispielsweise Ver.di
rund die Hälfte seiner Mitglieder ver-
loren. Die Verluste in der Krisenbran-
che Bau sind sogar noch höher. Man-
che Einzelgewerkschaften sind
inzwischen so schwach, dass ihre
Handlungsfähigkeit nur noch be-
dingt vorhanden ist. Nicht weniger
verhängnisvoll ist die Reaktion der
Gewerkschaften auf diese Entwick-
lung. In der UZ schreibt im Septem-
ber Hans-Jürgen Urban von der
Grundsatzabteilung der IG Metall:
„Zunehmende Mitgliederbindung und
Ansätze einer wieder erfolgreichen Inte-
ressenpolitik scheinen eher mit offensi-
ven, konfliktbereiten und auf Mitglieder-
mobilisierung setzende Strategien einher-
zugehen“.

Welche Erkenntnis! Aber sie ist
richtig und die Praxis beweist, dass
sie stimmt.

Trotz der Kenntnis verfolgt man
in den Gewerkschaften die gegentei-
lige Linie. Klassenkooperation statt
Klassenkampf steht auf der Tages-
ordnung und die Mitgliedschaft ver-
sucht man mit kleinen zusätzlichen
Vorteilen (Urlaubs- u. Einkaufsmög-
lichkeiten und anderem „Dienstlei-

ster“-Schnickschnack) an die Organi-
sation zu binden. Augenfällig wurde
das bei den Aktionen gegen die Ren-
te mit 67. Immerhin hatten die IG Me-
tall und Ver.di zu politischen Warn-
streiks dagegen aufgerufen. Bis Ende
Januar nahmen sich mehr als 300.000
das Recht auf politischen Streik. Bei
allen anderen Gewerkschaften
herrschte Funkstille. Offensichtlich
wollte man nicht, aber vielfach konn-
te man auch nicht. Und was folgte
dann?  Nachdem der Bundestag das

Gesetz beschlossen hatte, war es
aus mit den Protesten. Allerdings
war schon vorher Sommer zurück-
gerudert: „Reine Oppositionspolitik
bringt uns nicht weiter“. Und der zu-
künftige IG Metall Vorsitzende
Huber meinte, dass man „nicht
grundsätzlich gegen die Anhebung
des Renteneintrittsalters opponieren
kann“, nur müssten es die Arbeit-
nehmer gesund erreichen können.

Wie mögen solche Äußerun-
gen in den Ohren der Streikenden
wohl geklungen haben? Mehr als

80 Prozent der Bevölkerung lehnt die
Rente mit 67 ab. Und führende Ge-
werkschaftsfunktionäre schwenken
auf Regierungskurs ein. Eine verant-
wortungslose Politik gegenüber der
eigenen Mitgliedschaft und der Ar-
beiterklasse! Doch neu ist diese Ver-
haltensweise der Gewerkschaften
nicht. Der Widerstand gegen die
Agenda-Politik und Sozialabbau ist
ähnlich kläglich verlaufen. Trotz der
Ankündigung von weiteren Aktio-
nen und Widerstand wurden sowohl
2004  als auch 2006 die Fahnen sang-
und klanglos eingerollt. Das, obwohl
man auch hier die Bevölkerung und
die Beschäftigten hinter sich hatte.

Nicht anders läuft es bei der
Bahnprivatisierung. Eine breite Be-
völkerungsmehrheit (72%) und die
Bahnbelegschaft sowieso, ist dage-
gen, dass das Bahnvermögen an das
Privatkapital verscherbelt wird. Of-
fiziell auch der DGB. Doch die zu-
ständige Gewerkschaft Transnet
schert aus, kungelt mit dem Bahn-
Vorstand und treibt mit diesem ge-
meinsam die Privatisierung voran.
Ein Paradebeispiel „gewerkschaftli-
cher Interessenvertretung“! Alleine
die GDL stört mit ihren Forderungen
die Harmonie. Abgesehen davon,
dass die Arbeitskampfführung der
GDL äußerst dilettantistisch ist,
führt sie vor, welche Macht durch
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das organisierte Vorgehen der Bahn-
beschäftigten entwickelt werden
könnte. Mit der Rückendeckung der
Bevölkerung wäre es Transnet mög-
lich, diese Privatisierung die
letztendlich zu weiterem Arbeits-
platzabbau führt, zu verhindern.
Aber auch hier trotzdem Kooperati-
on statt Konfrontation.

Die Gewerkschaften werden
durch diese Politik der Anpassung
und Kooperation mit dem Klassen-
gegner immer stärker in die Defen-
sive gedrängt. Die
Folge ist, dass sie
eine Niederlage nach
der anderen erleiden.
Besonders Ver.di
trifft es hart. Der
Streik im öffentli-
chen Dienst 2006 war
eine Niederlage. Ihm
folgte der Telekom-
Streik. Zwar konnten
dort einige Zumu-
tungen der Telekom-
Geschäftsführung
abgemildert werden,
aber in der Hauptsa-
che hat sich der Kon-
zern durchgesetzt.
Ausgliederungen,
Entgeltkürzungen, Verlängerung
der Wochen-Arbeitszeit sind jetzt ta-
riflich vereinbart. Niederlagen gibt
es auch im Organisationsbereich der
IG Metall. Eine zeichnet sich aktuell
im Kfz-Handwerk ab. Dort haben
die Unternehmer keine Lust mehr
auf Tarifverträge. Der Zentralver-
band des Kfz-Gewerbes hat seinen
Landesinnungsbetrieben empfohlen
aus der Tarifpolitik auszusteigen.
Auf einer Konferenz zu dem Thema
meinte Huber: „Zu einem stabilen Flä-
chentarifvertrag gibt es keine Alterna-
tive“. Hier irrt sich der Kollege Hu-
ber. Für die Kapitalisten gibt es eine:
nämlich gar keinen TV. Und diese
Strategie wird aufgehen. Aufgrund
der organisatorischen Schwäche in
dem Handwerksbereich wird es
kaum möglich sein, kampfweise den
Flächentarifvertrag durchzusetzen.
Damit reiht sich dann das Kfz-Hand-
werk in die anderen Handwerksbe-
reiche ein, für die schon lange nicht
mehr Tariferhöhungen durchgesetzt
werden konnten (z.B Elektrohand-
werk, Metallhandwerk).

Auch die Auseinandersetzun-
gen um die so genannten Sozialta-

rifverträge, wie bei der AEG in
Nürnberg, bei CNH und BSH in Ber-
lin und anderen, endeten trotz dem
mutigen und fantasievollen Kampf
der Belegschaften objektiv in Nieder-
lagen. Nirgends ist es gelungen eine
Betriebsschließung zu verhindern.
Es wurden zwar hohe Abfindungen
und soziale Regelungen vereinbart,
aber in der Hauptsache setzten sich
auch dort die Kapitaleigner durch.

Es ist schwer zu sagen, wo die-
se Entwicklung endet. Die Werktä-

tigen machen täglich negative Erfah-
rungen. Sie werden vom Kapital mit
Arbeitsplatzverlust und damit mit
dem Verlust ihrer Existenzgrundla-
ge bedroht. Sie werden erpresst und
zu Mehrarbeit und Lohnverzicht ge-
zwungen. Ihre soziale Lage ver-
schlechtert sich immer mehr durch
die Politik der Regierung. Gleichzei-
tig werden die Konzerne immer fet-
ter und mächtiger und die Reichen
wissen nicht mehr, wohin mit ihrem
Geld. Scheinbar kann man nichts ge-
gen diese Entwicklung tun. Wie ei-
ner Naturgewalt steht man ohn-
mächtig dieser gegenüber. Da stellt
sich Frust und auch Resignation ein,
was Auswirkungen auf die Organi-
sationen hat, die ihre Schutzmacht
sind. Es herrscht eine allgemeine
Orientierungslosigkeit, welche die
Gewerkschaftsführung mit ihrer
zaudernden und inkonsequenten
Politik noch verstärkt. Der weitere
Niedergang scheint vorprogram-
miert.

Auf der anderen Seite entsteht
aber auch Wut und eine Stimmung,
dagegen etwas tun zu wollen. Der
Unmut in den Betrieben über die an-

haltenden Angriffe und Verschlech-
terungen auf allen Gebieten ist gewal-
tig. In den industriellen Kernberei-
chen folgen deshalb – trotz des sin-
kenden Ansehens der Gewerkschaf-
ten – die Werktätigen noch immer
deren Aufrufen zu Aktionen. Gezeigt
hat sich das bei den Streiks gegen die
Rente mit 67, den Warnstreiks im Zu-
sammenhang mit Tarifverhandlun-
gen und anderen betrieblichen Akti-
onen. Das Potenzial zum Widerstand
ist also da.

Dass generell
eine Stimmung in der
Bevölkerung vorhan-
den ist, die Einwir-
kungsmöglichkeiten
für linke Politik bie-
tet, zeigen auch di-
verse Meinungsum-
fragen. So sind nach
einer Umfrage der
„ZEIT“ 68 Prozent
für die Einführung
von Mindestlöhnen;
72 Prozent meinen,
die Regierung mache
zu wenig für die so-
ziale Gerechtigkeit;
82 Prozent wollen die
Rente mit 67 wieder

abgeschafft sehen; 70 Prozent sind
gegen die Privatisierung von Staats-
besitz und immerhin meinen 46 Pro-
zent, die Macht der Gewerkschaften
sei eher zu klein als zu groß.

Nun sind Meinungsumfragen
das Eine, das aktive politische Han-
deln der Menschen das Andere.
Trotzdem zeigt das Bild, dass ein
weiterer Niedergang der Gewerk-
schaften und sozialen Errungen-
schaften nicht sein muss. Die Vor-
aussetzungen für Widerstand sind
vorhanden. Es ist allerdings nicht zu
erwarten, dass sie aktuell von den
Gewerkschaftsspitzen im Sinne ei-
nes politischen Richtungswechsels
genutzt werden. Eingeleitet werden
kann ein solcher Prozess nur von
unten. Zwar sind Anfänge einer Ver-
netzung der Gewerkschaftslinken
gemacht. Aber sie ist im Moment
noch nicht stark genug, um tatsäch-
lich Einfluss auf die Politikrichtung
der Gewerkschaften zu nehmen.
Allenfalls gelingt das punktuell.

Es ist deshalb leider davon aus-
zugehen, dass der Verfallsprozess
der Gewerkschaften vorerst weiter-
geht.
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Die Jahreskonferenz der
Gruppe fand am 20.
und 21. Oktober wie

schon seit vielen Jahren in Nürnberg
statt. Die Teilnehmerzahl entsprach
der der vergangenen Jahre. Wir konn-
ten unsere Kräfte also nicht spürbar
vermehren. Ein Genosse, mit dem wir
schon seit längerem in brieflichem
Kontakt stehen, nahm zum ersten
Mal an einer Jahreskonferenz teil und
war vom Ablauf, von den Themen
und dem Diskussionsstil sichtlich an-
getan. Die Genossinnen und Genos-
sen hatten teilweise eine weite Anrei-
se in Kauf genommen. Auch unser
langjähriger Freund und Genosse aus
England hatte sich hatte sich heuer
wieder auf den Weg nach Nürnberg
gemacht und trug seinen Teil zum
Gelingen unserer Konferenz bei.

Die Jahreskonferenz der Gruppe

Erfreulich war auch, dass, wie
schon in den letzten Jahren, zwei Ver-
treter der Gruppe Arbeiterpolitik und
ein Vertreter der Gruppe Internatio-
nal Dorfen an unserer Jahreskonfe-
renz teilnahmen.

Wir hatten erst vor kurzer Zeit
den Tod unseres Genossen und
Freundes Hubert Schütz hinnehmen
müssen, was für uns einen weiteren
schmerzlichen Verlust bedeutete.

Die Tagung begann am Sams-
tagvormittag mit einem Referat zur
Lage der Gruppe. Daran schloss sich
eine Darstellung zur Lage der Ge-
werkschaften an. Nach der Diskussi-
on folgte ein Referat mit dem Titel
„Die Privatisierung geht weiter“. Den
Abschluss des Samstag machte ein
Vortrag über den schier ungebrems-
ten Ausbau des Überwachungsstaats

und dem damit verbundenen Abbau
der bürgerlichen Grundrechte.

Am Sonntag gab uns unser Ge-
nosse aus England einen Bericht über
die Zeit nach Blair auf der Insel.

Anschließend stellte ein Genos-
se der Gruppe Arbeiterpolitik die Er-
fahrungen und Erlebnisse einer De-
legiertenreise nach Israel vor. Dazu
drucken wir den Artikel „Arbeitslosig-
keit und Migration“ aus der Zeitschrift
„Arbeiterpolitik“ vom 25. Juli 2007
nach.

Als Geste der Internationalen So-
lidarität führten wir wie jedes Jahr eine
Sammlung für Cuba durch. Wir konn-
ten das stattliche Ergebnis von 750 €
an die Deutsch-Cubanische Freund-
schaftsgesellschaft überweisen.

Im Anschluss (das Referat zur
Lage der Gewerkschaften ab Seite1)
werden die Referate der Jahreskon-
ferenz in leicht überarbeiteter Form
abgedruckt.

Zur organisatorischen und
politischen Lage der Gruppe

Der letzte ausführliche
Bericht erfolgte – wie
abgesprochen – vor

zwei Jahren. Am organisatorischen Zu-
stand hat sich eigentlich wenig verändert.
Was die politische Lage der Gruppe in-
nerhalb der sozialistischen Linke angeht,
hatte die Entstehung der Linkspartei auf
unser Umfeld einigen Einfluss. Wie weit
sich das auch organisatorisch auswirkt,
bezüglich Abonnenten, Kontakten usw.,
ist noch nicht ganz zu übersehen. Doch
das wesentliche ist, der innere Kern der
Gruppe ist wie schon viele Jahre vorher,
zusammengeblieben und arbeitet zu-
sammen in solidarischer Verbundenheit.
So konnten wir unsere selbstgestellten
Aufgaben erfüllen. Freilich, nach Lage
der Kräfte konnten die nur bescheiden
sein und es ist weiterhin nicht zu verken-
nen, dass diese Aufgaben von den weni-
gen, zudem unterschiedlich Aktiven, oft
nur unter großen Anstrengungen bewäl-
tigt werden konnten.

Ich meine, dass dies alles, dieser
Zusammenhalt über Jahrzehnte hin-

36. Jahreskonferenz der Gruppe
Arbeiterstimme

weg, nicht selbstverständlich ist in ei-
ner für uns immer schwieriger wer-
denden politischen Zeit, in der Kom-
munisten weithin isoliert sind und
eine sozialistische Alternative noch
nicht einmal vorstellbar ist. Unter sol-
chen Verhältnissen kann es kaum Er-
folgserlebnisse geben, bzw. nur auf
niedrigster Stufe. Das verarbeiten
mental nur jene, die große Ausdauer
und fundierte Überzeugung auszeich-
net; die trotz eigener Mängel und
Mängel der Gruppe noch in der Lage
sind, sich auf das Wichtigste zu kon-
zentrieren; die sich nicht von den ge-
genwärtigen Verhältnissen zu sehr
deprimieren lassen – die auf lange
Frist wissen, so wie es ist, wird es nicht
bleiben.

Strategisch sind die sozialisti-
schen Kräfte in unserem Land und
auch in vielen anderen europäischen
Staaten immer mehr in die Defensive
geraten. Solange sie von keinen rele-
vanten sozialen Bewegungen getragen
werden, kämpfen sie ums Überleben.
Das ist wie ein gesellschaftliches Ge-
setz. Dazu kommt: Da der kapitalisti-
sche Staat um die Krisenträchtigkeit

seines Systems weiß, sorgt er durch
Medienmanipulationen vor, und baut
sein Repressionssystem aus. Der isla-
mistische Terror ist dafür Vorwand,
hauptsächlich hat diese Regierung je-
doch die potentiellen Feinde ihrer
Ausbeuterordnung im Visier. Das al-
les erschwert eine Aktivierung und
Reaktivierung für die Sache des Sozi-
alismus, deren Ziel in weiter Ferne
liegt  und um zu dem zu gelangen
langwierige Mühen durchlaufen wer-
den müssen. Doch auch die verblie-
benen revolutionären Gruppen geben
nicht immer ein anziehendes Bild. Die
Aufarbeitung ihrer eigenen Geschich-
te, der Geschichte der kommunisti-
schen Weltbewegung, wäre eine der
Voraussetzungen für eine Renaissance
des Marxismus. Neben guten Bemü-
hungen hierzu gab es auch vieles halb-
herziges, vereinfachendes. Im Großen
und Ganzen erfolgte die Aufarbeitung
nicht im ausreichenden Maße. So kann
sich die Vergangenheit mit all dem
Schrecken, der weithin mit dem Be-
griff Stalinismus verbunden wird, wie
eine Barriere vor den Köpfen jener we-
nigen aufbauen, die heute schon auf
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der Suche nach einem Ausweg sind,
jenseits des praktizierten Raubtier-Ka-
pitalismus. Natürlich kostet Selbstkri-
tik Überwindung, doch wie sollen
sonst Menschen aus der Geschichte
lernen und vor allem selbst entspre-
chende Konsequenzen ziehen?

Die Oktoberrevolution, die spä-
ter als „Weltenwende“ gefeiert wur-
de, ereignete sich vor 90 Jahren. Un-
ter großen Opfern wurden ungeheu-
ere Leistungen seitdem dort voll-
bracht, aber es geschahen auch große
Fehler, Irrungen und Verbrechen, die
letztlich zur Implosion beitrugen. Es
waren Kommunisten, eine kleine
Zahl, die von den offiziellen KPs als
Außenseiter verfemt und verfolgt
wurden, die gewarnt hatten und die
falsche Politik bekämpft hatten. In
Deutschland waren es die KPO und
nach dem Krieg die Gruppe Arbeiter-
politik, die Gruppe Arbeiterstimme
und einige wenige andere marxisti-
sche Kreise.

Wenn wir heute 18 Jahre nach
der Wende Bilanz ziehen, so müssen
wir leider feststellen, dass die Grup-
pierungen, die sich so ausdauernd
gegen die Verzerrung und Verfäl-
schung des Marxismus zur Wehr setz-
ten, die daran festhielten, dass Mar-
xismus unlösbar mit kritischem Den-
ken verbunden ist, von den übrig ge-
bliebenen sozialistischen Kreisen
dafür wenig Anerkennung oder gar
Zugang erhielten. Das offenbart die
Oberflächlichkeit und Ignoranz, die
dort immer noch vorherrscht. Wir soll-
ten z.B. auch zur Genüge gelernt ha-
ben, dass nicht alle, die sich Kommu-
nisten nannten oder nennen, welche
sind, ob in China, Vietnam, Russland
oder Serbien. Nicht wenige sozialisti-
sche Gruppen glorifizieren alles was
sich bewegt und verfallen in neue Il-
lusionen. Wenn es auch richtig ist, dass
sich nur etwas verändern kann, wenn
sich etwas bewegt, so kommt es doch
auf die spezifische Art solcher Bewe-
gungen an, ob sie die Herausbildung
von Klassenbewusstsein oder gar von
sozialistischem Bewusstsein voran-
bringen. Die wenigen Bewegungen
der letzten Jahre endeten jeweils in
Sackgassen oder in Teilerfolgen ohne
politische Systeminfragestellung. Es
war nicht so, dass wir in den letzten
Jahren politische Friedhofsruhe ge-
habt hätten. Es gab die Antikriegsde-
monstrationen, die Proteste gegen den
Sozialabbau, die Montagsdemonstra-

tionen im Osten und es gab und gibt
eine Antifa-Bewegung in der Jugend
und eine globalisierungskritische Be-
wegung, wenn auch abflachend. Als
Einpunktbewegungen hatten sie mit
Klassenkampf aber nichts gemein.

Die sich häufenden sozialen
Kämpfe haben immer mehr den Cha-
rakter gewerkschaftlicher und betrieb-
licher Abwehrkämpfe. Es waren auch
harte und großartige Kämpfe dar-
unter, wie z.B. bei der AEG in Nürn-
berg und bei BSH, die aber meistens
die Niederlage nicht verhindern konn-
ten. Leider wurden von den Betroffe-
nen in der Regel keine politischen Leh-
ren daraus gezogen, war es nicht der
Anfang der Herausbildung von Klas-
senbewusstsein, oder von politischer
Neuorientierung auch nicht von einer
Minderheit. Es ist nun schon seit vie-
len Jahren zu erkennen, dass anders
als früher, aus solchen Streiks und
Auseinandersetzungen die verbliebe-
nen revolutionären Gruppen fast kei-
nen Neuzugang erwarten können.
Wenn damit Gewerkschaftsbewusst-
sein gestärkt wird, ist schon einiges
erreicht, vielleicht noch etwas zu
Gunsten der Aktivierung für die nicht-
revolutionäre Linke. Unter dem noch
weithin bestehenden sozialen Stan-
dard wäre es eine Illusion zu glauben,
aus den Auseinandersetzungen in den
Betrieben könnte auch nur in Mikro-
form ein Umschlag in revolutionäres
Denken und Handeln entstehen oder
gar ein relevanter Zuwachs für kom-
munistische Gruppen die Folge sein.
Dazu gehören ganz andere Dimensi-
onen sozialen und politischen Nieder-
gangs, besonders nach dem Verlust
des Klassenbewusstseins in der Bun-
desrepublik durch den Wiederauf-
stieg des Kapitalismus nach Krieg und
Naziherrschaft. Der Niedergang des
Kapitalismus selbst muss erst wieder
die Voraussetzung schaffen für eine
Veränderung der objektiven Bedin-
gungen. Deshalb sind wir in subjekti-
ver Hinsicht erst in einem Vorstadium.
Es muss aber auch klar sein, dass
nichts ohne Vorarbeit kommen kann.
Das heißt, sind dann keine marxisti-
schen Kerne mehr vorhanden, wenn
sich Entscheidendes bewegt, können
solche Bewegungen ins Leere oder
auch in die falsche Richtung gehen,
auch nach rechts. Darin besteht die
Notwendigkeit des Weiterbestehens
marxistischer Gruppen, auch unserer,
auch wenn auf absehbare Zeit fest-

steht, dass unser Ziel vorerst uner-
reichbar ist. Wir müssen trotzdem die
Kraft aufbringen durchzuhalten,
selbst wenn es so aussieht, dass wir
selbst die Verwirklichung unserer Zie-
le nicht mehr erleben werden. Denn
unsere Aufgabe ist es, den Funken
nicht erlöschen zu lassen. Es muss
unbedingt gelingen die sozialistische
Idee und die marxistische Methode an
jene wenigen Jüngeren weiterzurei-
chen, die, entgegen den Strom, schon
aufnahmebereit sind. Dazu gehört,
auch innerhalb der Linken unseren
Standpunkt zu verbreiten, um entwe-
der inhaltlich Einfluss zu gewinnen,
oder im besten Fall die Gruppe zu ver-
größern. Das ist unsere Hauptaufga-
be, die wir vor allem mit dem Mittel
der Zeitung zu bewältigen haben, weil
dies unseren bescheidenen Verhältnis-
sen entspricht. Die andere Schiene ist
die persönliche Einflussnahme, beides
ergänzt sich. Das ist die Arbeit an der
Basis, in Betrieb und Gewerkschaften
und in entsprechenden Organisatio-
nen. Können wir dort auch meist nicht
direkt für die Gruppe werben, so gilt
es den Widerstandsgeist aufrecht zu
erhalten, ihn zu fördern und solida-
risch zu sein mit Kolleginnen und
Kollegen, die sich gegen die Über-
macht der Kapitalisten zu wehren be-
ginnen. Warum wir die Selbständig-
keit einer so kleinen Gruppe immer
noch für richtig halten, liegt am Selbst-
verständnis der Gruppe. Es liegt am
Festhalten an revolutionären Zielen,
am Dialektischen Materialismus, an
der kritischen Denkweise, als einem
Kern des Marxismus, an der Unver-
zichtbarkeit eines demokratischen
und solidarischen Umgangs in der ei-
genen Gruppe und daran, dass kom-
munistische Politik alle Bereiche ein-
zuschließen hat, wie sie einst Karl
Marx benannte: Philosophie, Ökono-
mie und Politik. Auf das Ganze
kommt es dabei an, auch wenn even-
tuell konkrete Ereignisse zeitweilig
erfordern die Gewichtigkeit zu verla-
gern. Eine eindimensionale Aufgaben-
stellung z.B. in Bezug auf Betriebs-
und Gewerkschaftspolitik, halten wir
nicht für ausreichend, so wichtig die-
ser Bereich auch immer sein wird. Wir
müssen endlich zur Kenntnis nehmen,
dass nicht nur die SPD, sondern auch
die deutsche Arbeiterbewegung am
Boden liegt. Das liegt nicht nur am Ge-
werkschaftsapparat oder an den Vor-
ständen. Diese verschlimmern die
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Lage nur. Die Massen haben in einem
langen Prozess ihr politisches Be-
wusstsein verloren und es kann im
günstigsten Fall erst wieder in langen
Kämpfen entstehen.

Zurück zur Gruppe: Die Grup-
pe Arbeiterstimme ist über alle Un-
terschiede hinweg bemüht mit ande-
ren linken Gruppen besser zusammen
zu arbeiten, in Diskussion zu bleiben.
Ein enges Verhältnis haben wir mit der
Gruppe International Dorfen. Hervor-
zuheben sind unsere Wochenendsemi-
nare 2006 in Landshut und 2007 in
München, die von beiden Seiten bestrit-
ten wurden. Leider sind sie, im Unter-
schied zu früher, ohne Beteiligung der
IG Landshut geblieben, was auf dorti-
ge Widrigkeiten zurückzuführen ist.
Die Tagungen waren erfolgreich und
brachten auch neue Interessenten.

Es gibt die Zusammenarbeit mit
der Gruppe Arbeiterpolitik, einmal
bezüglich der der KPO-Literatur und
des Austausches von politischen Pa-
pieren auf dem e-mail-Weg, wobei
letzteres aus Zeitgründen nicht voll
ausgeschöpft werden konnte.

Auch der Austausch von Zei-
tungsartikeln konnte bisher nicht im
erwarteten Ausmaß erfolgen. Zum
anderen gab es Begegnungen und Dis-
kussionen zwischen den Vertretern
beider Gruppen. Arpo-Genossen wa-
ren auf unseren Jahreskonferenzen,
ich war anlässlich der Trauerfeier für
Manfred in Berlin. Im Rahmen der
Berliner Arpo-Gruppe wurde dann
über den AEG-Streik und anderes dis-
kutiert. Im Frühjahr nahmen zwei Ge-
nossen von uns am so genannten Ar-
beitstreffen der Gruppe Arbeiterpoli-
tik in Berlin teil.

Unsere Gruppe hat voriges Jahr
zusammen mit der Arpo am Leverku-
sener Treffen der Linken teilgenom-
men, dieses Jahr hatten wir nicht die
Kraft dazu. Wir begrüßen grundsätz-
lich den Austausch zwischen kommu-
nistischen Gruppen und möchten, so-
weit wir dazu in der Lage sind, einen
Beitrag zur Annäherung leisten.

Anfang des Jahres hatten Nürn-
berger und Münchner Genossen eine
erste Begegnung mit der DKP-Nord-
bayern. Sie galt dem näheren Kennen-
lernen und es gab eine sachliche Dis-
kussion.

An der linken Literaturmesse
nehmen wir nach wie vor teil.

Neben unserer Verbindung nach
England und Österreich haben wir

ständigen Kontakt zu Genossen in der
Schweiz und in Prag.

Was die Entwicklung der Leser-
und Anhängerschaft anbelangt, so sind
wir denselben Abnützungsgesetzen
wie andere Gruppen und Zeitschriften
unterworfen. Die Menschen werden
nun mal älter und fallen wegen Tod
oder Krankheit aus; die Bedingungen
in den Betrieben werden schlechter, die
Kolleginnen und Kollegen geraten
noch mehr unter Druck. Der Zugang
zu Jüngeren ist nahezu verschüttet. So
bleiben Leser weg, Abonnenten stellen
einfach Zahlungen ein. Auf Grund ei-
nes großzügigen Werbeversands kön-
nen doch hin und wieder neue Kon-
takte geknüpft werden, auch aus der
ehemaligen DDR.

Wir konnten im Berichtsjahr, wie
geplant, wieder im Quartal eine Ar-
beiterstimme  herausgeben; also acht
Nummern mit meist 32 Seiten. Inhalt-
lich beteiligten sich 22 Autoren.
Erfreulicherweise konnten einige neu
gewonnen werden. Wir hatten 27 Sei-
ten Nachdrucke, das entspricht
ungefähr 3 ½ Seiten je Heft. Das steht
in tragbarem Verhältnis.

Dass die Zeitungsherausgabe
unter den gegebenen Bedingungen
unsere Hauptaufgabe bleibt, gilt
weiterhin. Die Ar-
b e i t e r s t i m m e
dient der Verbrei-
tung unserer poli-
tischen Auffas-
sungen und soll
vor allem unter
den Linken den
marxistischen Ein-
f luss  s tärken .
Nach Innen erhof-
fen wir uns damit
eine Festigung der
Vereinheitlichung
der Gruppe, wie
das auch unsere
Diskussionen tun
sollen, z.B. auf den
Monatstreffen.

Die finanzi-
elle Grundlage für
unsere Arbeit war
in den letzten
zwei Jahren gege-
ben und wie es
aussieht, können
wir auch zukünf-
tig darauf bauen.
Das verdanken
wir in erster Linie

der Opferbereitschaft und dem Wir-
ken unserer Mitglieder und Sympa-
thisanten. Wir werden später noch
einmal auf die finanzielle Lage zu-
rückkommen.

Die Tatsache, dass die Hälfte der
Abozahler mehr als den Satz von 13 €
überweist, manchmal beträchtlich
mehr, zeigt ihr Engagement und das
politische Einverständnis mit unserer
politischen Linie, die eine Absage an
Voluntarismus, Phrasendrescherei
und Übertreibungen darstellt und das
Bemühen in den Mittelpunkt stellt,
den Klassenstandpunkt zu entwi-
ckeln. Es gibt eine Resonanz auf un-
sere Arbeit, sowohl schriftlich wie
mündlich, doch ist sie immer noch
gering. Bei den fehlenden Zukunfts-
perspektiven für einen revolutionären
Umbruch bleibt freilich ein Umschlag
von Sympathie zur tatkräftigen Un-
terstützung eine Ausnahme. Doch die
Spaltung der Gesellschaft könnte
einst auch in Deutschland zu Verhält-
nissen führen, bei denen der Kampf
um den Sozialismus neu aufgenom-
men werden kann. Bis dahin gilt es
geduldig und ausdauernd weiterzu-
arbeiten.

Ich möchte mit einem Gedicht
von Bert Brecht schließen.

An den Schwankenden
Svendborger Gedichte, 1933-1938

Du sagst:
Es steht schlecht um unsere Sache.

Die Finsternis nimmt zu. Die Kräfte nehmen ab.
Jetzt, nachdem wir so viele Jahre gearbeitet haben

Sind wir in schwierigerer Lage als am Anfang.

Der Feind aber steht stärker da denn jemals.
Seine Kräfte scheinen gewachsen. Er hat ein unbesiegliches

Aussehen angenommen.

Wir aber haben Fehler gemacht, es ist nicht zu leugnen.
Unsere Zahl schwindet hin.

Unsere Parolen sind in Unordnung. Einen Teil unserer Wörter
Hat der Feind verdreht bis zur Unkenntlichkeit.

Was ist falsch von dem, was wir gesagt haben
Einiges oder alles?

Auf wen rechnen wir noch? Sind wir Übriggebliebene,
herausgeschleudert

Aus dem lebendigen Fluß? Werden wir zurückbleiben
Keinen mehr verstehend und von keinem verstanden?

Müssen wir Glück haben?

So fragst du. Erwarte
Keine andere Antwort als die deine!
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Unter dem globalen Re-
gime der Gedankenlo-
sigkeit, das McKinsey

und Co errichtet haben, ist es zur nicht
mehr hinterfragten Selbstverständlich-
keit geworden, daß alles besser wird,
wenn nicht nur Daimler und Siemens,
sondern auch Caritas, Goethe-Institut,
Schulen und Universitäten nicht als ‚Be-
hörden’ sondern als Unternehmen ge-
führt werden.“
Richard Münch in DIE ZEIT v. 27. 9. 2007

Zur Privatisierung haben wir
bereits Stellung genommen in Arbei-
terstimme Nr. 154 Ausverkauf des Staa-
tes im Winter 2007. Wir müssen das
Thema – wohl kaum zum letzten mal
– jetzt wieder aufgreifen, da sich heu-
te manche Privatisierung zumindest
in den Konturen schärfer herausarbei-
ten läßt, weil sich das Tempo beschleu-
nigt und der Druck des Finanzkapi-
tals stärker wurde. Die Ursache dafür
hat sich im Grundsatz nicht verändert.
Anlage suchendes Finanzkapital
drängt auf profitable Verwertung.
Akkumulation bezieht Bereiche,
„Dritte Personen“ (Luxemburg) mit
ein, die bisher nicht direkt der Mehr-
wertproduktion – also dem Grundwi-
derspruch zwischen Lohnarbeit und
Kapital – unterworfen waren. Dafür
muß der Staat interessante Verwer-
tungsgebiete nicht nur räumen son-
dern diese auch so umformen, daß sie
dem Finanzkapital profitabel, also zur
Anlage geeignet erscheinen.

Bisherige Privatisierungen zei-
gen wie das auszusehen hat. Im Prin-
zip gibt es zwei Möglichkeiten zur
Profitsteigerung nach der Übernah-
me durch Investoren:
• Drastische Senkung der Lohnkosten,

wie sie die Telekom gerade exeku-
tiert. Für weniger Geld länger arbei-
ten auch wenn sich dadurch der Ser-
vice für die Kunden weiter ver-
schlechtert. Der Beamtenstatus wird,
so schnell es das Beamtenrecht zu-
läßt, abgeschafft. Alimentation auf
Lebenszeit wird zur normalen Lohn-
arbeit. Ökonomisch waren Beamten-
gehälter auch nichts anderes als
Lohn, doch die jetzige Umstellung
z.B. bei der Bahn oder der Telekom
führen zu Lohnverlust und Arbeits-

zeitverlängerung. Bei allen mir be-
kannten Privatisierungen wurde au-
ßerdem deutlich Personal abgebaut.
Die Gegenwehr der Beschäftigten ist
im wesentlichen gescheitert. Sie
bringt meist, wie bei Telecom Service,
lediglich zeitlichen Aufschub und
Zusagen zur Beschäftigungssiche-
rung, die nicht viel wert sind.

• Vernachlässigung der Erhaltungsin-
vestitionen und/oder Verminderun-
gen des Umfangs in bisher öffentlich
finanzierten, d. h. aus Steuermitteln
bezahlten Transportwegen und Pro-
duktionsanlagen. Der Shareholder
value orientiert auf hohe „Rendite“,
d.h. hohe Profitraten und dies
schnell. Dafür stehen als Musterbei-
spiele die Energiekonzerne. Die
Deutsche Bahn AG wird folgen.

Finanzkapital

Auf die möglichen Quellen zu-
schüssigen Geldkapitals sind wir im
letzten Heft der Arsti eingegangen.
Die reale Produktion kann die Mas-
sen an Geldkapital nicht aufnehmen,
da dies zu beträchtlichen Erweiterun-
gen der Kapazitäten und mangels
kaufkräftiger Massennachfrage zu
weiterer Überproduktion führen
würde. Die „Hypothekenkrise“ hat
gezeigt, welch gewaltige Mengen an
Geldkapital in Spekulationen „ange-
legt“ werden, um eine Rendite zu er-
bringen.

Dem Kapital bietet sich an, Pro-
duktionsgebiete, die bisher nicht di-
rekt zur kapitalistischen Verwer-
tungssphäre gehörten, in die Waren-
wirtschaft einzugliedern. Dazu ge-
hört auch heute noch Eroberung von
Rohstoffproduktion wie etwa im Irak.
In erster Linie ist heute aber die Pri-
vatisierung von Staatsbetrieben, die
zwar im Kapitalismus existierten und
von diesem beeinflußt sind, die aber
nicht direkt der Mehrwertprodukti-
on unterworfen waren, das geeigne-
te Mittel. Dies umfaßt die Bereiche
Transport und Kommunikation, En-
ergieversorgung, aber auch öffentli-
che Dienste wie Kranken- und Pfle-
geeinrichtungen, Renten, Wohnungs-
gesellschaften, Sicherheit, Schulen

und Hochschulen u.a.Viele beeinflus-
sen die Lebensbedingungen der Mas-
se der Bevölkerung erheblich. Meist
handelt es sich um Monopole bzw.
Gebietsmonopole. Das ermöglicht
weitgehende Freiheit der Preisgestal-
tung und damit die Aussicht auf Sur-
plus-Gewinne; das führt direkt oder
indirekt zu Preiserhöhungen der an-
gebotenen Dienste und damit zur
Minderung bisher frei verfügbarer
Masseneinkommen z.B. durch die
Fahrpreise für Pendler.

Die Verwertungsinteressen des
Kapitals werden im Überbau durch
eine Ideologie legitimiert, die Freiheit
durch Eigeninitiative, Bürokratieab-
bau, Kundenfreundlichkeit usw. ver-
spricht. Vor allem letzteres fand und
findet Akzeptanz bei Teilen der Bevöl-
kerung und auch der Arbeiterklasse –
nicht ganz ohne Grund: Überflüssige
Bürokratie und wenig Verständnis für
die Bedürfnisse der „Antragsteller“
zeichneten manche Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes negativ aus. Es ist
in der Tat nicht einleuchtend, weshalb
Briefmarken- oder Fahrkartenverkauf
hoheitliche Aufgaben sein müssen
und vor allem nicht, weshalb damit
Beschäftigte sich auch noch als Ho-
heitsträger aufführen.Mit der Privati-
sierung allerdings kommen – um nur
ein Beispiel zu nennen – frustrierte
Postnutzer vom Regen in die Traufe,
wenn sie zwar etwas höflicher be-
dient(?) werden aber viel länger zur
Postfiliale oder zum Briefkasten lau-
fen müssen. Ähnliches gibt es nicht
nur bei der Post.

Im folgenden will ich vor allem
auf die Privatisierung der Bahn AG
und bei Hochschulen eingehen. Dies
scheinen mir zur Zeit die Schwer-
punkte zu sein.

Die Bahn will an die Börse

„Privatisiert die Gewinne, soziali-
siert die Verluste!“ (Globales Sprich-
wort)

Es ist erstaunlich, denn die
Deutsche Bahn AG ist (im Ganzen)
defizitär und es besteht wenig Aus-
sicht, daß sich trotz Personalabbau
und Lohndrückerei in absehbarer
Zeit daran viel ändern wird. Allein
die Kosten für Verzinsung und In-
standhaltung (von Erweiterung will
ich gar nicht reden) des Netzes, also
der Gleisanlagen, Signalsysteme,
Bahnhöfe usw. stehen in keinem pro-

Privatisierung:
Es geht weiter!
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fitabel gestaltbaren Verhältnis zu den
Erlösen aus dem Personenfern- und
Güterverkehr. Dr. Winfried Wolf gibt
den „Wert“ des Verkehrswegs mit 126
Mrd. Euro an (vgl. isw-spezial Nr. 21,
S. 4). Das steht im Widerspruch zu
Verlautbarungen der Bahn AG, zur
Propaganda der Regierung und zur
veröffentlichten Meinung. Danach sei
die Bahn AG profitabel und eine gute
Kapitalanlage. In Teilen (Personen-
und Güterfernverkehr) mag das
sogar stimmen. Aber eben nur in die-
sen Teilen. Die Transportleistun-
gen im Personen-Fernverkehr und
Güterverkehr müssen mit Straßen-
und Luftverkehr sowie der Bin-
nenschiffahrt konkurrieren, was
die Durchsetzung von Preiserhö-
hungen schwer bis unmöglich
macht.

In Zeiten des ungebremsten
Finanzkapitalismus ist das kein
Problem. Man filetiert. Aus einem
zusammenhängenden Betriebs-
und Verwertungsfluß werden Tei-
le begrifflich und/oder juristisch he-
rausgetrennt. Das Prinzip (in gro-
ßen Zügen): Einige Teile (z. B. Nah-
verkehr, Schienennetz) werden zu
„Verlustträgern“ ernannt; andere zu
profitablen Betriebsteilen. Letztere
sollen den Investoren angemesse-
ne Gewinne liefern, die Kosten der
anderen übernimmt der Staat, d.h.
der Steuerzahler.

Wer profitabel und wer Ver-
lustträger wird, ist sachlich kaum zu
begründen. Bei solchen konkreten
Zusammenhängen z. B. von Schiene
und Lokomotive gibt es keine sachli-
chen Gesichtspunkte wonach Kosten
aufgeteilt werden. Die eine ist ohne
die andere nutzlos. Den Anfang in
höherer Größenordnung machte der
Nahverkehr. Er wurde den Ländern
übertragen aber mit z.Zt. rd. 2,5 Mrd.
€/Jahr vom Bund subventioniert. Die
Länder kaufen der Bahn AG Leistun-
gen im Nahverkehr ab. Sie unterstüt-
zen damit Berufspendler oder Shop-
ping-Fahrer in die größeren Städte –
oder auch nicht, wenn sie nicht be-
reit sind, die Subvention vom Bund
im nötigen Maße aufzustocken. Das
ist natürlich von Land zu Land un-
terschiedlich je nach Bereitschaft und
finanziellen Möglichkeiten der Län-
der, unrentable Verbindungen in der
Fläche ausreichend zu finanzieren.

In Bayern zum Beispiel wird
nicht zu Unrecht befürchtet, daß die

Magnetschwebebahnverbindung vom
Münchner Hauptbahnhof zum Flug-
hafen Erding einen guten Teil der Bun-
des- und Landesetats für den Nahver-
kehr auffressen wird. Die Folgen die-
ser, nur für die einschlägige Industrie
sinnvollen Investition hätten Pendler
auch in weit entfernten Nahverkehrs-
regionen zu tragen.

Die Bahn AG macht ein gutes
Geschäft, da sie angemessene Preise
bei den Ländern durchsetzen kann.
Wenn sich Länder nicht darauf einlas-

sen, kann sie die Leistungen reduzie-
ren und die Schuld den jeweiligen
Landesregierungen zuweisen. „Un-
rentable“ Strecken werden nicht mehr
nachgefragt und deshalb aufgegeben
– oder noch mehr subventioniert.

Noch deutlichere Folgen hat die
Trennung von Fahrverkehr und Netz
(Schienen, Signalanlagen und Bahn-
höfen). Der Fahrverkehr wird mit In-
tercity-Zügen neuester Technik,
neuerdings auch mit Strecken nach
Frankreich attraktiv gemacht. Aller-
dings zu erhöhten Preisen. Dieser Teil
wird (nach jetzigen Verlautbarungen
zu 49%)  privatisiert. Der Erlös aus den
Aktienverkäufen für dieses Spektrum
(Schätzungen liegen bei 5 bis 7 Milli-
arden Euro) soll zum Ausbau der
Bahn AG zum international tätigen
Logistikkonzern verwandt werden.

Das ebenfalls modernisierte
bzw. neu gebaute Gleisnetz einschließ-
lich Tunnelbauten soll in einer recht-
lich anfechtbaren juristischen Kon-

struktion zwar zur Bahn AG gehören
aber als eine Art Sondervermögen. Die
Bahn AG fungiert als Holding. Die
EVU (Eisenbahn Verkehrsunterneh-
men) sollen zu (vorerst) 49% privati-
siert werden. Die EIU (Eisenbahn In-
frastruktur Unternehmen) bleiben bei
der Holding – und damit zu 100%
staatlich. Die genaue Form dieses
Konstrukts steht noch nicht fest. Die
bisher bekannt gewordenen Pläne
sind verfassungsrechtlich wie wirt-
schaftsrechtlich zweifelhaft.

Die von der SPD auf ihrem
Parteitag beschlossene Version,
nach der 25% der Bahn als stimm-
rechtslose „Volksaktien“ privatisiert
werden sollten, ist damit eines
schnellen Todes gestorben. Derar-
tige Aktien ohne Stimmrecht sind
für große Investoren, die die Ge-
schäftspolitik beeinflussen wollen,
uninteressant. Ob man mit „Volks-
aktien“ viel Geld bei Kleinanlegern
hätte lockermachen können, scheint
mir äußerst fraglich. Die Erinne-
rung an die Massen-Abzocke bei
den T-Aktien ist wohl noch zu
frisch.

Sinn macht die jetzige Kon-
struktion (siehe Grafik nächste Sei-
te) für Investoren, die aus den pro-
fitablen Teilen der Bahn – Fernver-
kehr von Personen und Gütern –
Dividenden und Kursgewinne he-
rausholen, die Kosten des Netzes
aber soweit wie möglich dem Staat

überlassen wollen. Einflußnahme der
Autolobby, die ihren potentiellen
Konkurrenten, die private Bahn, nicht
hoch kommen lassen will, ist
zumindest wahrscheinlich.

Die Kosten des Netzes werden
in Form von internen Verrechnungs-
preisen zwar in die Kalkulation der
Fahrpreise für Personen und Güter
eingerechnet. Die Höhe dieser Preise
kann in dieser Konstruktion aber
ziemlich frei festgelegt werden. Kos-
ten und Erlöse werden zwischen EVU
und EIU verteilt. Man muß kein Hell-
seher sein um vorherzusagen, daß
große Investoren die Verteilung zu
Gunsten ihrer Dividenden bzw. Kurs-
gewinne beeinflussen werden.

Dann kann die börsengängige
Bahn AG Instandhaltungsmaßnah-
men weitgehend unterlassen oder
zumindest verringern – der Staat be-
zahlt die Generalsanierung nach dem
Rückkauf der Anlagen wie in Groß-
britannien.
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Der Charme solcher „Lösun-
gen“, wie immer sie im Einzelnen ge-
staltet werden, wird sein, daß die di-
videndenwirksame Vernachlässigung
von Investitionen in das Netz erst nach
Übernahme durch den Staat oder bei
einer Häufung von Unfällen auffällt.
Erhaltungsinvestitionen können
zumindest zu großen Teilen über Jah-
re unterlassen werden, ohne daß die
Unfallgefahr sofort erheblich steigen
würde. Die negative öffentliche Auf-
merksamkeit – wie bei British Rail in
Großbritannien – wo die Verlotterung
des Schienen- und Signalnetzes durch
die Privatbesitzer zu einer Serie von
Unfällen mit Toten und vielen Verletz-
ten führte, könnte damit eine Zeit lang
vermieden werden.

Ein weiterer Charme dieser
Umstrukturierung besteht darin, daß
Änderungen innerhalb der Bahn AG
nicht durch Bundestag oder Bundes-
rat beschlossen werden müssen, son-
dern durch die Hauptversammlung
der Bahn AG. Da der
Bund z.Zt. noch 100% des
Kapitals besitzt, kann Fi-
nanzminister Steinbrück
im Auftrag des Kabinetts
eine Hauptversammlung
mit sich selbst abhalten
und wird dabei sicher die
notwendige Mehrheit be-
kommen. Die SPD-Abge-
ordneten, soweit sie auch
Delegierte auf dem Par-
teitag waren, sind der
Peinlichkeit enthoben,
erst für „Volksaktien“
und dann für ein Modell
ohne so was stimmen zu
müssen.

Unabhängig von
diesem oder auch noch
folgenden Modellen: Öko-
nomisch gesehen ist das
eine zeitweilige Desinves-
tition (Vernachlässigung
der einfachen Reproduk-
tion), da verbrauchtes
konstantes Kapital nicht
ersetzt, sondern als „Ge-
winn“ ausgewiesen wird. Außerdem
liefen und laufen Lohndrückerei und
Personalabbau zügig weiter. Ob es den
Lokführern gelingt, diese Entwick-
lung in ihrem Bereich aufzuhalten,
bleibt abzuwarten. In etwas verschlei-
erter Form wird die Bahn-Privatisie-
rung auf die altbekannte, eingangs
zitierte, Formel hinauslaufen.

Hochschulen

„Es ist ein Umsturz, aber keiner
schaut hin: Universitäten werden in Un-
ternehmen verwandelt und auf Marktfä-
higkeit getrimmt. Der Preis dafür ist hoch
– wir zerstören die Vielfalt des Wissens“
Richard Münch in DIE ZEIT v. 27. 9. 2007

Auch hier müssen wir bereits
dargestellte Entwicklungen (vgl. Arsti
153, Herbst 2006, Bildung als Ware) wei-
terführen. Die Änderungen des Hoch-
schulrechts bedeuten stärkeren Ein-

fluß der Wirtschaft in den
Hochschulräten.Das Kapital vergibt
„Drittmittel“ an Institute oder Lehr-
stühle – natürlich nur, wenn die dort
betriebenen Forschungen für die je-
weiligen Unternehmen interessant
sind. Der Staat scheint nach bisheri-
gem Stand auf den Kosten für die Leh-
re und für Forschung, die für Kapital-

verwertung unwichtig sind oder kurz-
fristig so erscheinen, sitzen zu bleiben.

Das jetzt abgeschlossene Ran-
king der deutschen Universitäten um
den Titel „Elite-Universität“ berück-
sichtigt ausschließlich die Leistungen
auf dem Gebiet Forschung. Lehre
spielt beim Ranking eine untergeord-
nete Rolle. Der Titel verschafft nicht
nur Prestige sondern auch Geld: 21
Mill. Euro/Jahr für einen Zeitraum von
5 Jahren. Dann wird neu bewertet. Es
ist leicht vorstellbar, wie sich die Kon-
kurrenz unter den Universitäten auf
die Gewichtung zwischen Forschung
und Lehre auswirken wird.

Auch hier werden staatliche In-
vestitionen durch Vernachlässigung
von Instandhaltung vernichtet; ob-
wohl hohe Studentenzahlen in eini-
gen Fachrichtungen eigentlich einen
Ausbau notwendig machen würden.
Doch hier zeigt sich mangelndes vo-
rausschauendes Denken im Kapita-
lismus und besonders in seiner Er-

scheinungsform als share-
holder value. Auch das
Kapital müßte an guter
Ausbildung interessiert
sein. Aber dieses Interes-
se wirkt sich allenfalls
kurzfristig und ohne aus-
reichende Konsequenzen
in der Praxis aus.

Gegenwärtig jam-
mern die Eigentümer der
Maschinenbauindustrie
über den Mangel an Fach-
kräften. Soweit es sich um
fehlende Facharbeiter/
innen handelt, haben sie
sich diesen selbst zuzu-
schreiben. Jahrelang ging
die Zahl der Ausbil-
dungsplätze in den Unter-
nehmen zurück.

Bei Ingenieuren ist
der Zusammenhang nicht
so deutlich zu sehen, aber
trotzdem vorhanden. Wer
keine Ingenieure einstellt
bzw. akademische Fach-
kräfte abbaut, also die Be-

rufsaussichten für Studienanfänger
für die Zeit nach ihrem Examen ver-
schlechtert, braucht sich über man-
gelnden Nachwuchs nicht zu be-
schweren.

Natürlich dauert die Ausbil-
dung mehrere Jahre – je qualifizier-
ter um so länger – und für so lange
Zeiträume sind Konjunkturschwan-

Personenverkehr

Regionalverkehr 690
Stadtverkehr 154
Fernverkehr 124

gesamt 968

Transport und Logistik

Schenker 367
Railion 226
Stinnes   16

gesamt 609

Infrastruktur und Dienstleistungen

Personenbahnhöfe 136
Netz 100
Dienstleistungen   31

gesamt 267

Sonstige Aktivitäten

Energie 166
Sonstiges/Konsolidierungen

467
gesamt 633

DB AG Heute und das mögliche Privatisierungsmodell
Gewinn 2006 nach Segmenten in Mio. Euro

EVU (Eisenbahnver-

kehrsunternehmen)

private Investorenprivate Investorenprivate Investorenprivate Investorenprivate Investoren
49%49%49%49%49%

Holding 51%Holding 51%Holding 51%Holding 51%Holding 51%
(100% in Bundes-
besitz)

EVU (Eisenbahn-

infrastruktur-

unternehmen)

Holding 100%Holding 100%Holding 100%Holding 100%Holding 100%
(100% in Bundes-
besitz)
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kungen nicht vorhersehbar. Das
kurzfristige Profitstreben steht einer
unvermeidlich langfristigen Bil-
dungsplanung im Wege. Der chaoti-
sche Charakter des Kapitalismus
setzt sich durch. Dafür strebt das
Kapital den ungehinderten Zugang
für qualifizierte Lohnarbeit aus dem
Ausland an. Damit übernehmen die
jeweiligen Herkunftsländer die Aus-
bildungskosten; das Kapital in
Deutschland steigert die Mehrwert-
produktion.

Die gesellschaftlichen Folgen
sind beträchtlich. Was vom bürgerli-
chen Bildungsideal, das die umfas-
send und allgemein gebildete Persön-
lichkeit (einschließlich Akademiker-
dünkel) vorsah, noch übrig ist, geht
endgültig zum Teufel. Dieses liberale
Bild galt zwar fast ausschließlich für

Angehörige der Bourgeoisie; doch
Studiengebühren, Kinderarmut,
schlechte Schulen und Vorschulein-
richtungen sorgen dafür, daß sich
zumindest weitgehend an dieser klas-
senmäßigen Auswahl nichts ändert.

Gesellschaftlich geht diese Ent-
wicklung mit weiterer Vernachlässi-
gung der Geisteswissenschaften
einher. An diesen ist das Kapital nur
sehr teilweise interessiert. Auch hier
gibt es keine vorausschauende Bil-
dungsplanung. Sinologie z. B. galt lan-
ge als „Orchideenfach“. Heute sind
Sinologen als Berater begehrt. Das gilt
sicher nicht für alle Fächer. Die Breite
und Vielfalt des Wissens wird durch
die teilweise Privatisierung aber mit
Sicherheit Schaden nehmen. Das ist
nicht allein ein Problem für die Bour-
geoisie, sondern auch für die Kinder

aus der Arbeiterklasse, denen so Auf-
stiegsmöglichkeiten verbaut werden.

Die Auswirkungen einer Ideolo-
gie, die im freien Spiel der Kapitalin-
teressen Freiheit und Demokratie ver-
wirklicht sieht, beeinflußt nicht allein
die Ökonomie sondern auch Kultur
und allgemein gesellschaftliche Ent-
wicklung. Das mag durch die veröf-
fentlichte Meinung und vor allem von
der Politik der Regierungsparteien
geleugnet und teilweise wohl auch
überdeckt werden. Doch die Fassade
wird löchrig.

Es gehört m.E. zu den Aufgaben
der Kommunisten, die zum Teil etwas
komplizierten Zusammenhänge auf-
zudecken und dies zu verbreiten so-
weit unsere geringen Kräfte dazu rei-
chen.

Stand: 28. 11. 2007

Das einzige, vor dem die
herrschende Klasse in
der Geschichte immer

Angst hatte und noch heute hat, ist
es, diese Herrschaft zu verlieren. So-
bald fortschrittliche Kräfte in der Ge-
sellschaft sich erheben, sobald die
Unterdrückten sich nicht mehr unter-
drücken lassen, sobald sich der
kleinste emanzipatorische Wider-
stand erhebt, setzen sie jedes Mittel
und jede Waffe ein um ihre Ordnung
aufrechtzuerhalten. So war es bei der
Ermordung Karl Liebknechts und
Rosa Luxemburg, so war es 1918 bei
der blutigen Niederschlagung der
Räterepublik oder 1933 bei der
Machtübertragung an die NSDAP.
Doch auch heute noch fürchtet sich
die herrschende Klasse davor, dass
die Auswirkungen ihrer Politik doch
einmal auf sie zurückfällt (ob diese
Angst begründet ist, bleibt offen) und
so versucht sie schon so früh wie
möglich sämtlichen Protest und sei es
auch nur ein kleines Widerwort im
Keim zu ersticken. Ein Mittel, das sich
hierzu in der Geschichte bewährt hat,
ist der Aufbau eines totalen Überwa-
chungs- und Kontrollapparates und
der Militäreinsatz gegen unliebsame
Gegner. Die Regierung hat erkannt,
dass sie ihre Politik des Sozialabbaus
und der Umverteilung von unten

nach oben langfristig nur aufrechter-
halten kann, wenn sie gleichzeitig de-
mokratische Rechte auf Protest ab-
baut und sich auf eventuellen Wider-
stand vorbereitet. Seit einigen Jahren
erlässt sie Gesetze oder Maßnahmen
die gegen das Grundgesetz verstoßen
und die Grundlagen der demokrati-
schen Republik außer Kraft setzen.

Zentralisierung und
Zusammenlegung der
Gewaltenapparate

Eine wichtige Maßnahme zur
Schaffung des totalen Überwa-
chungsstaats ist die Zentralisierung
und Zusammenlegung von Geheim-
diensten und Polizei. Aufgrund der
Erfahrungen des deutschen Faschis-
mus wurde von den Alliierten auf die
strikte Trennung zwischen Geheim-
dienst und Polizei gepocht um eine
erneute undemokratische staatliche
Machtkonzentration zu verhindern:
„Keine Bundespolizei darf Befehlsgewalt
über Landes oder Ortspolizeibehörden
besitzen. Der Verfassungsschutz soll kei-
ne Polizeibefugnisse haben“

Polizeibrief der alliierten Militär-
gouverneure, 1949.

Auch im Bundesverfassungs-
schutzgesetz ist die Trennung der
Dienste von der Polizei klar festgelegt:

„Polizeiliche Befugnisse oder Wei-
sungsbefugnisse stehen dem Bundesamt
für Verfassungsschutz nicht zu; es darf
die Polizei auch nicht im Wege der Amts-
hilfe um Maßnahmen ersuchen, zu de-
nen es selbst nicht befugt ist“

„Dies gilt analog  auch für den
BND und MAD“

„Für die Zusammenarbeit des
Bundes mit den Ländern unterhält der
Bund ein Bundesamt für Verfassungs-
schutz als Bundesoberbehörde. Es unter-
steht dem Bundesministerium des Inne-
ren. Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz darf einer polizeilichen Dienststel-
le nicht angegliedert werden.“

Bundesverfassungsschutzgesetz, §2
Das Bundesverfassungsgericht

hat sich ebenfalls klar zur Trennung
zwischen Geheimdiensten und Poli-
zei geäußert:

„Das Rechtstaatsprinzip, das Bun-
destaatsprinzip und der Schutz der
Grundrechte können es verbieten, be-
stimmte Behörden  miteinander zu ver-
schmelzen oder sie mit Aufgaben zu be-
fassen, die mit ihrer verfassungsrechtli-
chen Aufgabenstellung nicht vereinbar
sind. So werden die Zentralstellen für
Zwecke des Verfassungsschutzes oder des
Nachrichtendienstes – angesichts dessen
andersartiger Befugnisse – nicht mit ei-
ner Vollzugspolizeibehörde zusammenge-
legt werden dürfen.“

Ständiger Abbau von Grundrechten
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GTAZ - Gemeinsames
Terrorabwehrzentrum

Diese Zentralstelle wurde 2005
in Betrieb genommen. In ihr sind fol-
gende Behörden – trotz Trennungs-
gebotes – vereint:

-Bundeskriminalamt
-Bundesamt für Verfassungsschutz
-Bundesnachrichtendienst
-die Kriminal- und Verfassungs-
schutzämter der Länder

-die Bundespolizei
-Zollkriminalamt
-der Militärische Abschirmdienst
-das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge.

Entgegen dem gesetzlichen
Trennungsgebot tauschen sich dort
rund 190 Personen über die aktuel-
len politischen und nachrichten-
dienstlichen Erkenntnisse aus und
beschließen operative Maßnahmen
von Fahndungen bis Gesetzesgrund-
lagen für die Regierung.

BfV-Präsident Heinz Fromm
macht deutlich, wie eng die Zusam-
menarbeit ist: „ Noch nie hat es in
Deutschland einen so engen Informati-
onsaustausch zwischen derart vielen Be-
hörden gegeben. Hier ist bürokratiefreies
Arbeiten möglich“

Er hat Recht. Nicht einmal im
faschistischen Reichssicherheits-
hauptamt arbeiteten so viele Behör-
den Hand in Hand. Im Reichsicher-
heitshauptamt wurden der millio-
nenfache Massenmord und die Ver-
folgung politischer Gegner nicht nur
geplant sondern auch durchgeführt.
Das GTAZ tut dies nicht, doch auch
hier wird nicht nur ermittelt sondern
auch geplant und operativ durchge-
führt. Und genau wegen der Erfah-
rungen mit dem Reichsicherheits-
hauptamt wurde der BRD eine Zen-
tralisierung und Zusammenlegung
ihrer Behörden von den Alliierten
streng untersagt.

Nationales Lage- und
Führungszentrum für
Sicherheit im Luftraum

Dieses Zentrum gewährleistet
die Beobachtung sämtlicher Luftbe-
wegungen im deutschen Luftraum.
Obwohl es auch den zivilen Luftraum
überwacht, besteht der 64-köpfige
Mitarbeiterstab nur aus einem Vertre-
ter der zivilen Luftfahrt und 56 Bun-
deswehrsoldaten. Auch die Überwa-

chung des Luftraums der Nachbar-
länder liegt in den Händen dieses
Zentrums. Dies ist durch die quasi-
militärische Ausrichtung des Zen-
trums von strategischer Bedeutung
für kommende Kriege.

Die Arbeit eines solchen Füh-
rungszentrums ist ebenso wie die des
GTAZ nicht kontrollierbar, da sie ge-
heim geschieht. Polizeibehörden
müssen sämtliche Vorgänge schrift-
lich festhalten, und man kann juris-
tisch gegen ihre Handlungen vorge-
hen. Die Arbeit von Geheimdiensten
und Führungszentren dagegen läuft
im dunklen ab und entzieht sich der
juristischen und parlamentarischen
Kontrolle.

Gemeinsames Analyse und
Strategiezentrum illegale
Migration

Es ist eine gemeinsame Einrich-
tung von BKA, BND, Zoll, Bundes-
polizei, Auswärtiges Amt, Bundes-
amt für Verfassungsschutz und dem
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge. Diese Behörde koordiniert alle
Maßnahmen gegen ausländische Mit-
bürger, wobei man in diesem Zusam-
menhang nicht mehr von Bürgern
sprechen kann, da ihnen aufgrund
ihrer Herkunft sämtliche Bürgerrech-
te abgesprochen werden. Schon bei
dem Ziel der Behörde „die Verhinde-
rung der illegalen Migration und der
damit verbundenen Kriminalität“ wird
die rassistische Benachteiligung aus-
ländischer Mitbürger klar. Im Welt-
bild der Regierung führt illegale Mi-
gration automatisch zu Kriminalität.

Umfassende Dateien

Damit dieser neue geschaffene
zentrale Gewaltapparat arbeiten
kann; braucht er entsprechende Da-
teien. In den letzten Jahren wurden
einige Maßnahmen und Gesetze ver-
abschiedet; um eine Kontrolle und
Speicherung jedes Bürgers von der
Kindheit bis zum Tod zu gewährleis-
ten.

Schülerdatei

Die Kultusministerkonferenz
hat beschlossen, alle 12 Millionen
Schüler in einer Zentraldatei zu er-
fassen, die vom Lehrer zu erstellen ist.
Diese Schülerdatei beinhaltet Anga-

ben über: Besuchte Schulen, besuch-
ten Unterricht, Geschlecht, Geburts-
monat- und jahr, Ersteinschulung,
Staatsangehörigkeit, nichtdeutsche
Verkehrssprache, Art der Wiederho-
lungen, Schwerpunkte der Unter-
richtsarbeit.

Im Anschluss erfolgen nach-
schulische Angaben über: Ausbil-
dungsberuf oder Studium, Fachrich-
tung und „Stellung in Beruf“ und
Wohnort.

Diese Datenerhebung erfüllt
zum einen den Zweck, schon Erstein-
geschulte daran zu erinnern, das der
Staat alles sieht und Widerstand
zwecklos ist, dient aber auch dazu,
der Wirtschaft sämtliche Daten über
ihre zukünftigen Beschäftigten zu lie-
fern. Man kann sich vorstellen, dass
man als kritisch denkender oder in
irgendeiner Form aufmüpfiger Schü-
ler bei den Unternehmen, die auf die-
se Dateien Zugriff haben, keine Chan-
ce auf Beschäftigung hat.

Jobcard

Ähnlich wie die Schülerdatei
enthält die Jobcard die Dateien über
die Schul- und Ausbildungszeit. Auf
ihr sind außerdem Beschäftigungs-
zeiten, monatliche Gehälter, aber
auch Grund einer Kündigung usw.
gespeichert. Die Jobcard wurde im
Zuge der Hartz-Gesetze für 40 Milli-
onen Menschen eingeführt.

Anti-Terror-Datei

Die neue Anti-Terror-Datei
wurde am 30.03.2007 in Betrieb ge-
nommen und dient hauptsächlich
dem GTAZ als Arbeitsgrundlage.
Offiziell wird die Datei vom BKA
geführt, allerdings sind fast 40 Sicher-
heitsbehörden eingabe- und zugriffs-
berechtigt. Durch den Informations-
austausch von BKA, Bundesamt für
Verfassungsschutz, den jeweils 16
Landesämtern für Verfassungsschutz
und Landeskriminalämter, dem
BND, dem MAD, dem Zollkriminal-
amt und der Bundespolizeidirektion
wird das Trennungsgebot auf elektro-
nischem Wege ausgehebelt. Die Anti-
Terror-Datei beinhaltet Name, Ge-
schlecht, Geburtsdatum, Staatsange-
hörigkeit, Adressen, körperliche
Merkmale und Fotos.

Zu den gespeicherten Personen
gehören folgende „Fallgruppen“:
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-Mitglieder oder Unterstützer einer
terroristischen Vereinigung

-Mitglieder oder Unterstützer, einer
Gruppierung, die eine terroristi-
sche Vereinigung unterstützt

-Ausübende, Unterstützer, Vorbe-
reiter oder Befürworter terroristi-
scher Gewalt.

Zu den Gespeicherten gehören
ebenso „Kontaktpersonen“, also jeder
der mit einer Person aus den Fall-
gruppen in Verbindung steht. Es
kann also jedem passieren, in diese
Datei zu kommen, doch wie man
wieder daraus gelöscht wird, weiß
keiner.

Zu den erweiterten Daten, die
gespeichert werden, gehören u. a.
Telefonnummer, Bankverbindung,
zugelassene Fahrzeuge, Familien-
stand, Volks- und Religionszugehö-
rigkeit, „besondere Fähigkeiten“,
Gefährlichkeit, Treffpunkte, sowie
besondere Bemerkungen oder Hin-
weise.

Um an diese Informationen zu
kommen, wird die akustische Wohn-
raumüberwachung, die Überwa-
chung von privaten Computern, die
Überwachung von E-Mails, die Über-
wachung von Telefongesprächen, die
Handy-Ortung usw. eingesetzt.

Die Aufzählung der verschiede-
nen Maßnahmen zur Sammlung neu-
er Daten ließe sich noch seitenweise
fortsetzen, z.B. die geplante Volks-
zählung, die Zentralisierung der Mel-
deämter, die Nutzung von Mautda-
ten, die Online-Durchsuchung aller
Computer, die langfristige Speiche-
rung sämtlicher Telefon-, Internet-
und Handyverbindungen usw.

Das Ziel all dieser Maßnahmen
und Gesetze ist es, jeden Menschen
auf Schritt und Tritt überwachen zu
können. Jeder gilt als verdächtig. Die
Unschuldsvermutung, die Grundla-
ge jeder bürgerlichen Demokratie,
wird mit diesen Maßnahmen einfach
über Bord geworfen. Im Wesentlichen
dienen diese Daten und neu geschaf-
fenen Behörden dazu, jeden Wider-
stand gegen die herrschende Ord-
nung und jede Unmutsäußerung im
Keim zu ersticken.

Bundeswehreinsatz im
Inneren

Die Mächtigen wissen jedoch,
dass die Bevölkerung sich mit reinen
Überwachungsmitteln nicht immer

ruhig stellen lässt. Nur wenn man
auch die Möglichkeit hat, aus dieser
Überwachung heraus gegen eventu-
elle Aufstände und Unruhen vorzu-
gehen, können die Herrschenden ru-
hig schlafen.

Die Geschichte belegt uns, dass
der Einsatz der Armee im Inneren
immer gegen die Arbeiterklasse ge-
richtet war. Die Armee ist auch heute
noch ein Instrument der herrschen-
den Klasse, dessen Aufgabe es ist, die
bestehende Ordnung aufrechtzuer-
halten.

In den letzten Jahren wurde die
Bundeswehr schon oft im Inneren
eingesetzt. Zumeist wurde dies mit
der Hilfe bei Naturkatastrophen be-
gründet, z.B. bei der Oderflut oder
dem Schneechaos in Bayern. Diese
Einsätze dienten vornehmlich dazu,
die Bevölkerung an die Normalität
der Bundeswehr im Inneren zu ge-
wöhnen. Die Bundeswehr wird  in-
zwischen auch zur Unterstützung für
die normale Polizeikräfte eingesetzt,
z.B. bei der Fußball WM 2006. Der
bisher massivste Militäreinsatz fand
während des G8 Gipfels in Heiligen-
damm statt. Obwohl laut Grundge-
setz ganz klar illegal, wurden dort
Bundeswehreinheiten aus allen Waf-
fengattungen eingesetzt; von den il-
legalen Tornadoaufklärungsflügen
über Protestcamps bis zum  Einsatz
der Marine an der Küste. Das Heer
übernahm Aufgaben, die eigentlich
nur die Polizei ausüben darf, wie das
Begleiten von Demonstrationen usw.
Dies alles ist ein klarer Verstoß gegen
das Grundgesetz.

Zu den Aufgaben der Bundes-
wehr im Inneren soll in Zukunft un-
ter anderem der „Schutz kritischer In-
frastruktur“ vor „asymmetrischer Be-
drohung“ gehören.

Zur kritischen Infrastruktur ge-
hören neben rüstungswichtigen Be-
trieben auch die Post, die Telekom, die
Bahn, Automobilhersteller, Straßen,
Kraftwerke usw. In einem hoch ent-
wickelten Industrieland wie der BRD
kann man sagen, dass so gut wie alles
zur kritischen Infrastruktur gehört.
Als asymmetrische Bedrohung wird
ein Konflikt beschrieben, bei der sich
Staaten oder Gesellschaften seitens
staatlicher oder nichtstaatlicher Ak-
teure, z.B. Computerhacker, Befrei-
ungskämpfer oder Terroristen, einer
Gefährdung durch zumeist nichtkon-
ventionelle Mittel ausgesetzt sehen.

Dies kann man aber auch auf soziale
Unruhen anwenden bei denen z.B.
Straßen besetzt werden. Oder was ist
z.B. wenn ein Streik in der Energie-
wirtschaft oder der Telekom verboten
wird (siehe Einschränkung des Streik-
rechts bei der Bahn), sich die Arbeiter
ihr Recht auf Streik aber nicht nehmen
lassen? Werden streikende Arbeiter
sich schon bald gutbewaffneten Feld-
jägern gegenüberstehen?

Fazit

Der Umbau des Staates in der
BRD hat in den letzten Jahren eine
neue Qualität erreicht. Es werden
nicht nur Gesetze beschlossen, die ge-
gen das Grundgesetz verstoßen. Es
werden auch einfach Maßnahmen
unter Ausschluss der Öffentlichkeit
erlassen, die ganz klar nicht mehr auf
den Boden einer republikanischen
Ordnung stehen. Auch wenn das
Grundgesetz nur ein bürgerliches ist,
so gibt es uns als demokratischen So-
zialisten doch die Möglichkeit der
Kritik und des Leben und Überlebens
in der bestehenden Ordnung. Aus die-
sem Grund müssen wir die im Grund-
gesetz enthaltenen demokratischen
Rechte verteidigen.

Der Staatsumbau richtet sich
hauptsächlich nicht gegen irgendwel-
che Terroristen, sondern zu allererst
gegen alle aufgeklärten und emanzi-
patorischen Kräfte in der BRD. Gegen
all jene, die nach einem besseren Le-
ben und System streben. Die Regieren-
den wissen, dass ihr Sozialabbau und
die damit verbundene immer weitere
Verarmung großer Teile der Bevölke-
rung irgendwann zu Unmut und zur
Äußerung des selbigen führen. Allein
dies ist der Grund für den Aufbau die-
ses Sicherheits- und Überwachungs-
apparates. Die Herrschenden haben
die Möglichkeit, mit Hilfe  der erfolg-
ten Gesetzesänderung und der für die
nächsten Jahre geplanten Maßnah-
men, jederzeit den Hebel umzulegen,
um von einer parlamentarischen De-
mokratie mit grundlegenden bürger-
lichen Rechten auf eine autoritäre Dik-
tatur, die mit Notstandsgesetzen und
-maßnahmen regiert, umzuschalten.
Zurzeit haben die Herrschenden auf-
grund der Schwäche der Arbeiterbe-
wegung keinen Grund und kein Inte-
resse daran. Doch sie wie wir wissen,
dass sich das jederzeit ändern kann.

Sf.
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Gordon Brown verkün-
dete, seine Regierung
werde eine Regierung

„aller Talente“. Manche weniger laut-
starke Blair-Anhänger wurden in sei-
ner Regierung wieder eingesetzt so-
wie auch einige neue Gesichter aus
seinen eigenen Reihen. Was aber vie-
le Labour-Abgeordnete, Parteimit-
glieder und insbesondere die Ge-
werkschaftsführer verärgerte war,
dass er Sir Digby Jones, den ehemali-
gen Vorsitzenden des Verbands der
britischen Industrie, der größten Ar-
beitgeberorganisation, und einen
Mann, der für seine Feindseligkeit
gegenüber den Rechten der Gewerk-
schaften und einem von Blair einge-
führten Mindestlohn bekannt war,
mit hineinbrachte. Auch an führen-
de Liberaldemokraten ging man her-
an, aber die Partei verhinderte, dass
einer von ihnen als Minister in die
Regierung käme, wohingegen einige
von ihnen, zusammen mit einigen
Tories, Ratgeberposten bekamen.

Vor dem Wahlsieg der New La-
bour im Jahre 1997 hatte Blair gehei-
me Gespräche über eine Koalition mit
dem damaligen Vorsitzenden der Li-
beraldemokraten und dem ehemali-
gen Mitglied der britischen Geheim-
diensts, Paddy Ashdown, geführt.
Blair dachte in der Tat, die Abspal-
tung der Labour Partei von den Libe-
ralen vor einem Jahrhundert sei ein
Fehler gewesen. 1997 fiel der Sieg so
großartig aus, dass Blair seinen Plan
nicht weiter verfolgen wollte. Aber er
holte sich die Bill-Clinton-Taktik nach
Großbritannien, die darin bestand
der rivalisierenden Partei die Politik
zu stehlen, um sie gegenstandslos zu
machen. Brown scheint fest ent-
schlossen zu sein, die anderen Partei-
en zu untergraben, indem er die Tak-
tik entwickelt  den anderen Parteien
ebenfalls die besten Ideen zu stehlen.

Brown musste sich im Sommer
mit einer Reihe von größeren Proble-
men beschäftigen. Schwere Regenfäl-
le führten zur Überflutung ganzer
Grafschaften, die Maul- und Klauen-
seuche brach bei den Rinder wieder
aus (sie brach aus einem Labor aus)
dann verkündete die Northern Rock
Bank, sie könne keine Geld mehr auf-

Die Zeit nach Blair

bringen um ihren Verpflichtungen
nachzukommen  und sie sei im Be-
griff Pleite zu gehen. Die Bank of Eng-
land musste einschreiten, um die Er-
sparnisse, zuallererst der Kleinanle-
ger, dann aller Anleger sicher zu stel-
len, da sie sich entlang den Haupt-
straßen in langen Schlangen anstan-
den, um ihre Ersparnisse abzuheben
- Szenen, die man 140 Jahre lang nicht
mehr gesehen hatte. Die Northern
Rock war die fünftgrößte Bank für
Hausfinanzierungen. Ihr Problem
wurde durch den Zusammenbruch
im Immobilenmarkt der USA verur-
sacht. Mit dem massiven Anstieg der
Kredite in den letzteren Jahren, wur-
den günstige Darlehen zur Verfü-
gung gestellt, oft Darlehensnehmern,
die Probleme mit der Rückzahlung
hatten. Die britischen und US-ameri-
kanischen Banken haben ihre „Schul-
denpakete“ an andere Banken ver-
kauft, um das Risiko zu streuen.
Northern Rock ist mehr oder weni-
ger verstaatlicht worden und be-
kommt massive Zuschüsse, damit sie
in Gang gehalten werden kann.

Zwei Streiks fanden vor der Jah-
reskonferenz des Gewerkschaftskon-
gresses im September statt: War-
tungsarbeiter bei der Londoner U-
Bahn streikten für ihre Arbeitsplätze
und Renten, als die Metronet, eine
Gesellschaft halb in öffentlicher, halb
in privater Hand, welche den Fahr-
betrieb unbedingt aufrecht erhalten
wollte, bankrott ging (Balfour Batty
war einer der Teile von Metronut, die
Firma, deren Nachlässigkeit zu
schweren Unfällen und Todesfällen
im Bahnnetz geführt hatte, ein wei-
terer Teil war Thames Water, der
immer noch 1/3 seines Wassers durch
Leckage verliert). Die Streikenden
bekamen Garantien, der andere
Streik betraf Gefängniswärter in
sämtlichen öffentlichen Gefängnis-
sen, deren Löhne unterhalb der Infla-
tionsrate schrittweise erhöht werden
sollte. Auch sie haben offensichtlich
Zugeständnisse erhalten.

Trotz seiner Ankündigung einer
2%igen Lohngrenze für die öffentli-
chen Sektor und obwohl er Margaret
Thatcher in die Downing Street 10
eingeladen hatte, indem er gleich

Blair behauptete, dass er sie bewun-
derte, wandelte Brown an diesem
Punkt auf dem Meer, da die Leute so
glücklich waren, Blair von hinten zu
sehen. Man nahm an, dass die nächs-
ten Parlamentswahlen innerhalb der
nächsten Monate stattfinden würden.
Brown gab einige unbeliebte politi-
sche Praktiken auf, die mit Blair in
Verbindung gebracht wurden,  und
distanzierte sich selbst von ihm. Der
Abzug der britischen Truppen aus
dem Irak wurde beschleunigt.
Browns Team distanzierte sich von
George W. Busch und deutete an,
dass die Außenpolitik unabhängiger
wäre. Im Übrigen berichtete die Tri-
bune , das Wochenmagazins des lin-
ken Flügels der Labour Party in ihrer
Ausgabe vom 10.8.07, dass Blair vor-
übergehend auf der Lohnliste des In-
nenministeriums der Vereinigten
Staaten stand, bis die anderen Mit-
glieder des Quartetts (UN, EU &
Russland)  überredet werden konn-
ten ihn zu finanzieren, um Friedens-
verhandlungen mit dem Nahen Os-
ten zu führen – allerdings darf er
nicht mit der Hamas sprechen!

Andere Gewerkschaften waren
in die lang andauernden Streitigkei-
ten mit gelegentlichen eintägigen
Streiks einige Monate lang involviert
gewesen: Der PCS (Public & Com-
mercial Services), welche Arbeiter mit
niedrigen Löhnen im öffentlichen
Dienst im ganzen Land organisiert,
ging es um Bezahlung, Privatisie-
rung, Arbeitsplatzverluste und staat-
liche Vereinbarungen anstelle von
lokalen Abkommen. Der CWU (Com-
munications Workers Union) in den
Postdiensten ging es um Bezahlung,
Arbeitsplatzgarantien, Arbeitsbedin-
gungen; sie tritt ein für Renten und
vertritt die Zustellungsdienste. Ein
allgemeiner Angriff ist auf die Arbei-
ter im öffentlichen Dienst auf der gan-
zen Linie im Gange.

Tony Woodly mit Derek Simp-
son, dem stellvertretenden Vorsitzen-
den von UNITE, der neuen Gewerk-
schaft mit 2 1/2 Millionen Mitgliedern,
beschuldigte die Labour-Führung sie
anzulügen, indem sie ihr Zusicherung
der vollen Schutzrechte für Aushilfs-
kräfte und Leiharbeiter in Großbritan-
nien nicht gehalten hat. Die Verwei-
gerung einer festen Anstellung trieb
nicht nur die Löhne nach unten, son-
dern schaffte Feindseligkeit gegenü-
ber Einwanderern, was wiederum den
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rassistischen Parteien Aufwind gab.
Beim Politikforum der Labour Partei
in Warwick im Jahre 2004, im Probe-
lauf für die Parlamentswahlen 2004,
wo die Unterstützung der Gewerk-
schaft und deren Geld gebraucht wur-
de, wurden in etwas 50 Versprechun-
gen gegeben. Dazu gehörten Beschäf-
tigungs- und Rentenschutz, eine Kon-
trolle auf gleiche Bezahlung, ein Ge-
setz, mit welchem die Arbeitgeber für
Todesfälle bei der Arbeit auf Grund
von Fahrlässigkeit zur Verantwortung
gezogen und einzelne Direktoren
strafrechtlich verfolgt und ihres Pos-
tens enthoben werden. Gesetze wer-
den derzeit zu verschiedenen Punk-
ten in Kraft gesetzt, allerdings nicht
so strikt wie die Gewerkschaften das
gerne hätten. Woodley sagte, es stelle
sich heraus, dass sich gerade Großbri-
tannien der Gewährung von Schutz-
rechten für Aushilfs- und Leiharbei-
ter in ganz Europa entgegenstelle.

Die Jahreskonferenz der TUC
fand in dieser Atmosphäre statt und
Gordon Browns Rede, die für die
Delegierten mehr nach einer Vorle-
sung klang, wurde mit mäßigem
Applaus aufgenommen – 23 Sekun-
den Applaus. Der Beschluss gegen
eine 2%ige Lohngrenze  zu streiken
wurde einstimmig angenommen. Die
Unterstützung für ein Referendum
über den neuen EU-Vertrag war über-
wältigend, obwohl ein Aufruf zur
Ablehnung zurückgewiesen wurde.
Die Regierung hatte darauf bestan-
den Gewerkschaftsrechte herauszu-
nehmen und fügte einen Zusatz ein,
mit dem eine Anrufung des Europä-
ischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte verhindert werden sollte.

Bei der Jahreskonferenz der La-
bour Party wurde über einen neuen
Plan von Gordon Brown, die demo-
kratische Debatte und den Input der
Mitglieder noch weiter einzuschrän-
ken beraten. Themenbeschlüsse soll-
ten nicht in die Jahreskonferenz auf-
genommen werden, wo man eher die
Regierung überstimmen konnte,
stattdessen hat man sie in Politikfo-
ren verbannt. Diese Politikforen, ge-
gründet von New Labour, haben sich
als zahnlos erwiesen, da sie von An-
hängern der Führungsebene domi-
niert sind. Sie sind daher zu Worthül-
sen verkommen. Am Anfang haben
sich die Gewerkschaftsführer gegen
den Plan gestellt, aber dann kapitu-
liert, nachdem ihnen persönlicher

Zugang zu den Ministern und eine
Überprüfung der Vorgehensweise
nach zwei Jahren zugesagt worden
waren. Eine Atmosphäre von bevor-
stehenden Parlamentswahlen war zu
spüren, was Druck auf die Gewerk-
schaftsführer ausübte. Insbesondere
sollte Browns Vorschlag nicht nieder-
gestimmt und damit der Eindruck
erweckt werden, man sei sich inner-
halb der Labour Party nicht einig. Die
Torys und die Liberaldemokaten
steckten zu der Zeit in der Krise. Ers-
tere haben immer noch rechtsgerich-
tete Thatcher-Elemente, mit welchen
David Camerons Ziel zu Ausdruck
kommt und damit verhindert wird,
dass er als der neue Tony Blair mit
einem weicheres Image gesehen
wird, während der Anführer der letz-
teren als undynamisch und zu alt galt
(im Moment wählen sie einen neuen).
Jedoch berief Brown keine Parla-
mentswahlen ein, und bei Meinungs-
umfragen ist er in seiner Bewertung
drastisch abgesunken.

David Miliband, jetzt Außenmi-
nister, sagte in seiner Schlüsselrede:
„Wir müssen fragen, warum Inter-
ventionen mit der besten Absicht
Millionen von Moslems entfremdet
haben. Sie glauben, dass wir sie be-
herrschen, aber nicht befreien wollen.
Keine militärische Lösung kann die
Probleme im Irak und in Afghanis-
tan lösen. Syrien und der Iran müs-
sen bei der Suche nach einer Lösung
mit einbezogen werden. In Zukunft
müssen wir multilateral handeln.“
Das stellte eine größeres Abrücken
von Blairs Ansichten dar. Miliband
hatte mit jungen Moslems im indi-
schen Subkontinent gesprochen, wo-
bei er betonte, dass dies Gebildete
und nicht des Lesens unkundige Bau-
ern gewesen seien.

Diejenigen unter uns, welche
diese nicht so gut gemeinten Eingrif-
fe als von Natur aus imperialistisch
anprangerten, erhielten kürzlich Rü-
ckendeckung aus einer unerwarteten
Quelle, nämlich von Alan Greenspan,
dem ehemaligen Vorsitzenden des
US Federal Reserve der in seiner Au-
tobiographie „Das Zeitalter der Tur-
bulenzen“, zugab, dass es bei der In-
vasion des Irak nur um die Sicherung
der Ölreserven im Nahen Osten gehe.
Die Al-Maliki Regierung im Irak
wurde von den Vereinigten Staaten,
Großbritannien und dem Internatio-
nalen Währungsfonds unter Druck

gesetzt, um das Gesetz über die Pri-
vatisierung des irakischen Öls durch-
zubringen, gegen das sich das Parla-
ment gestellt hatte. Es ist offensicht-
lich, dass die Regierung unter Brown
ihre liberal-imperialistische Außen-
politik weiterführen will, dabei aber
versuchen wird weniger rücksichts-
los zu sein als Blair.

Sowohl Ed als auch David Mili-
band sind Minister in Browns Kabi-
nett. Ihr Vater war Ralph Miliband, der
Marxixtische Theoretiker und Dozent
an der London School of Economics,
und Autor von  verschiedenen Wer-
ken, wie z. B. „Parliamentary Socia-
lism“, eine rigorose Kritik an der re-
gierenden Labour Party. Ein anony-
mer Parlamentarier der Labour Partei
bemerkte dazu witzig, Ralph Mili-
band habe gesagt, die Labour Party
unternehme nichts für die Arbeiter-
klasse und seine zwei Söhne seien fest
entschlossen das zu beweisen.

Großbritanniens erster musli-
mischer Minister Shahid Malik wur-
de kürzlich in Washington DC Air-
port von Sicherheitsleuten des Hei-
matschutzministeriums aufgehalten
und nach Sprengstoff durchsucht. Er
war in Washington gewesen um mit
dem Heimatschutzministerium über
Terrorismus zu sprechen. Das ist nun
schon das zweite Mal, das erste Mal
ist es in New York passiert.

Hintergrund für die Auseinan-
dersetzung der Postarbeiter sind die
EU-Richtlinien über Wettbewerb und
Privatisierung von Postdiensten in
ganz Europa. Ein 13-seitiges Doku-
ment wurde den CWU-Beamten
während Verhandlungen im Septem-
ber vorgelegt. Die Gesellschaft will
sämtliche lokale und nationale Ver-
einbarungen auseinandernehmen.
Flexibilität ist gefragt: Man wird von
den Arbeitern verlangen, sie sollen 2
Stunden früher mit der Arbeit begin-
nen oder 2 Stunden länger bleiben,
ohne dass dies erwähnt wird und
ohne Bezahlung der Überstunden.
Postzustellungen sind auszuführen,
ganz gleich wie viele Stunden vorher
schon gearbeitet worden sind; ebenso
laufende Änderungen der Verfahren,
die eine Woche nach Bekanntgabe
ohne Verhandlung eingeführt wer-
den sollen; von den Beschäftigten
wird erwartet, dass sie an ihrem Ar-
beitsplatz jede Beschäftigung im Er-
messen der Unternehmensleitung
ausüben; mit anderen Worten, totale
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Der neue Staatspräsident Abdullah Gül

Flexibilität und Überstundenbezah-
lung soll durch ein System von Jah-
resgesamtstunden ersetzt werden.
Zum Beispiel, weniger Stunden in
ruhigen Monaten und bis zu 13 Stun-
den am Tag in Zeiten, wenn beson-
ders viel los ist. Die CWU glaubt, dass
dadurch 40 000 Arbeitsstellen verlo-
ren gehen. Neben der Flexibilität will
das Management das Rentensystem
ändern: es wird Neueinsteigern ver-
schlossen bleiben; das Rentenalter

wird auf 65 Jahre hinaufgesetzt; die
Renten errechnen sich aus den
Durchschnittslöhnen und ergeben
sich nicht mehr wie bisher aus dem
Verdienst des letzten Jahres. Das stellt
nicht nur einen massiven Angriff auf
die Arbeiterschaft dar, sondern eine
Entmannung der Gewerkschaft. Da-
her rühren die inoffiziellen Streiks
und die Arbeitsverweigerungen in
vielen Schlüsselzentren der Post wäh-
rend der Herbstmonate. Während

dies niedergeschrieben wird,  finden
immer noch Verhandlungen statt.

Es ist auffällig, dass Blairs
Name nur dreimal bei der Konferenz
der Labour Party erwähnt wurde,
und in einem weiteren Witz wurde
bemerkt, dass er erfolgreicher aus der
Geschichte getilgt wurde als die al-
ten Bolschewiken im stalinistischen
Russland.

M.J. (7.11.07)

Ende April 2007 hatte das
Workers Advice Center
(WAC), eine gewerk-

schaftliche Vereinigung jüdischer
und arabischer Israelis zu einer De-
legationsreise eingeladen: Die Situa-
tion der Beschäftigten in der israeli-
schen Landwirtschaft wollte die
WAC ihren ausländischen Gästen

zeigen. Gewerkschafter aus den USA,
Spanien, Thailand, Deutschland und
den besetzten palästinensischen Ge-
bieten nahmen als Delegierte an der
Rundreise teil. Es war die zweite Rei-
se dieser Art. Die erste hatte 2004
stattgefunden und sich mit den Ar-
beitsverhältnissen im israelischen
Bauwesen beschäftigt.

Im Zentrum der Konferenz
2007 standen die Arbeitsverhältnisse

Eindrücke von einem Besuch in Israel
Arbeitslosigkeit und Migration

und Entlohnungsbedingungen der
nicht-jüdischen Beschäftigten auf den
Farmen in Israel. Da aber deren sozi-
ale Situation nicht losgelöst von den
Lebensverhältnissen der palästinen-
sischen ArbeiterInnen in den besetz-
ten Gebieten betrachtet werden kann,
spielte auch die Auseinandersetzung
mit deren Lage eine wichtige Rolle.

Umfangreiches Programm

Die Organisatoren hatten die
Konferenz gut vorbereitet. Die Dele-
gierten bekamen so einen tiefen Ein-
blick in die israelische wie die paläs-
tinensische Gesellschaft, der ihnen er-
laubte, die komplizierten Verhältnis-
se der Region ein Stückweit besser als
bisher zu verstehen.

Die Delegierten hörten wäh-
rend der achttägigen Reise mehrere
Referate zur Situation der Beschäf-
tigten in Israel, wobei der Schwer-
punkt jeweils die Lage in der Land-
wirtschaft war. Sie sprachen mit Ver-
tretern zweier Ministerien (Land-
wirtschaft, Industrie, Arbeit und
Handel) und debattierten mit dem

Vorsitzenden des Knessetausschus-
ses für Migration. Ferner bekamen
sie von Vertretern verschiedener
NGOs Hintergrundinformationen
zur Lage der Arbeitsmigranten in
Israel. Sie hörten Vorträge über die
wirtschaftliche Entwicklung Israels,
das in den letzten Jahren zu einem
Musterland neoliberaler Strategen

Aus , 3/2007

Arabische Landarbeiterinnen bei der Avocado-Ernte.
Die Früchte werden nach Europa exportiert.

Schwerbewaffnete Soldaten kontrollieren die Ein- und
Ausreise aus der palästinensischen Stadt Nablus. Sie ist
vollständig vom Umland abgeriegelt. Jeder, der die Stadt
verlassen oder besuchen will, wird streng kontrolliert.
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geworden ist, und über die ge-
schichtliche Entwicklung der Regi-
on und die Etappen der Landnahme
Israels, das war wichtiges Hinter-
grundwissen für die Kontakte und
Besichtigungen.

Während des Besuches auf ei-
ner israelischen Farm konnten die Ta-
gungsteilnehmer mit dem Eigentü-
mer des Betriebes und den bei ihm
beschäftigten jüdischen, thailändi-
schen und arabischen ArbeiterInnen
sprechen. Letztere sind beim WAC
organisiert. Bei dem Botschafter Thai-
lands informierten sich die Delegier-
ten über dessen Aktivitäten zur Ver-
besserung der sozialen und ökonomi-
schen Situation seiner in Israel be-
schäftigten Landsleute. Mit Funktio-
nären der Gewerkschaft Histadrut
sprachen sie über deren Arbeit in der
Agrarwirtschaft.

Im WAC Center der arabischen
Stadt Kufr Kara erfuhren die Dele-
gierten etwas über die Frauenkoope-
rative Syndyanna und erhielten in der
anschließenden Diskussion interes-
sante Informationen über die Arbeits-
und Einkommenssituation der arabi-
schen Familien in Israel. In Jerusalem
bekamen die Tagungsteilnehmer An-
schauungsunterricht über die Folgen
des Mauerbaus, die vom Staat forcier-
te Zerstörung von Häusern im arabi-
schen Teil der Stadt und die offensi-
ve Siedlungspolitik. Im Jerusalemer
Vorort Abu Dis wie auch in Ramal-
lah und Nablus sprachen sie mit pa-
lästinensischen Gewerkschaftern und
nahmen am Ende des Kongresses an
der einzigen Maidemonstration Isra-
els in Tel Aviv teil.

Die wichtigsten Ergebnisse und
Eindrücke der Reise sollen hier kurz
dargestellt werden.

Zur Lage der Beschäftigten in
der Landwirtschaft Israels

Während des Golfkrieges 1991
und dann wieder im April 1993 rie-
gelte Israel die besetzten Gebiete
vollständig ab. Die Regierung recht-
fertigt ihr Vorgehen mit der Behaup-
tung, die Sicherheit Israels sei ge-
fährdet. In einigen Bereichen der
Wirtschaft kam es daraufhin zu ei-
nem Mangel an Arbeitskräften,
besonders in der Landwirtschaft und
im Bauwesen. Die Regierung deckte
diesen Bedarf, indem sie ohne Plan
und Kontrolle Migranten ins Land

holte. 2001 hatte die Zahl der Mig-
ranten die 300.000 Marke erreicht.
Das waren 12,5 Prozent der gesam-
ten Arbeiterschaft Israels. In anderen
industrialisierten Ländern des Wes-
tens beträgt der Anteil knapp die
Hälfte. Heute sind in der israelischen
Landwirtschaft etwa 26.000 Migran-
ten beschäftigt, im Bauwesen sind es
10.000, ebenso viele in der Touris-
musbranche und etwa 44.000 in der
Hauspflege.

In den Agrarbetrieben Israels
werden vornehmlich Arbeitskräfte
aus Thailand eingesetzt. Sie bekom-
men bei Vertragsabschluss eine Ar-
beitsgenehmigung für fünf Jahre. Um
an dieses begehrte Dokument zu
kommen, müssen sie an den thailän-
dischen Arbeitsvermittler bis zu
10.000 Dollar Provision zahlen. Die-
ser behält davon nach Einschätzung
des thailändischen Botschafters etwa
30 Prozent, bezahlt den Flug und die
Visa-Gebühren. Der Rest geht an den
israelischen Arbeitsvermittler sowie
an den Farmer, der die Arbeitserlaub-
nis besorgt hat. In Israel wird die
Gewichtung umgekehrt gesehen.

Da die bitterarmen Thailänder
das Geld für die Arbeitserlaubnis
nicht haben, müssen sie es sich ent-
weder auf dem schwarzen Markt be-
sorgen (hier sind etwa 5 Prozent Zin-
sen pro Monat zu zahlen) oder aber,
sofern sie Grund und Boden besit-
zen, ihr kleines Stück Land bei Ban-
ken als Sicherheit verpfänden. We-
gen der hohen Schulden sind die
thailändischen Arbeiter leicht er-
pressbar. Sie haben panische Angst,
ihre Arbeitsstelle zu verlieren und so
ihre Familie in den finanziellen Ruin
zu stürzen. Die Farmer nutzen diese
Abhängigkeit aus. Sie zahlen den
Migranten nur knapp 60 Prozent des
Mindestlohnes und übergeben den
verbliebenen Betrag oft verspätet,
manchmal erst nach mehreren Mo-
naten; sie unterschlagen Überstun-
den, verlängern nahezu beliebig den
Arbeitstag, vermieten die bei ihnen
Beschäftigten in Zeiten geringen Ar-
beitsanfalls an andere Unternehmer,
kassieren ihre Pässe und versuchen
sowohl beim Gesundheitsschutz wie
bei den Unterkunftsbedingungen le-
gitime Ansprüche der Arbeitsmig-
ranten zu unterlaufen.

Auch wenn für die thailändi-
schen Beschäftigten formal die glei-
chen Rechte gelten wie für die israe-

lischen Arbeitskräfte, so können sie
diese kaum in Anspruch nehmen. Sie
sprechen die Sprache des Landes nur
unzulänglich und haben kein Geld,
in die Städte zu fahren, um sich bei
Rechtsanwälten beraten zu lassen.
Außerdem würde jede längere Ab-
wesenheit von den Farmern schnell
bemerkt werden. Die Migranten
fürchten, dass eine öffentliche Be-
schwerde oder gar ein Gerichtsver-
fahren sie den Arbeitsplatz kostet.
Denn ihre Arbeitserlaubnis ist fest an
einen Arbeitgeber gekoppelt. Verlie-
ren sie ihre Stelle, ohne dass ein an-
derer Farmer sie anstellt, sind sie „il-
legal“ im Lande und können leicht
in ihr Heimatland abgeschoben wer-
den. WAC bezeichnet diesen Zu-
stand zu Recht als moderne Sklave-
rei.

Eine Änderung der faktischen
Rechtlosigkeit der Arbeitsmigranten
wird nach Auffassung von WAC nur
möglich sein, wenn insbesondere die
Unternehmen, die Arbeitskräfte ver-
mitteln, verpflichtet werden, den
LandarbeiterInnen die vollen sozia-
len Rechte zu gewähren. Dies wird
nur gelingen, wenn dieser Prozess
unter der Kontrolle von gewerk-
schaftlichen Organisationen stattfin-
det.

Grundsätzlich muss, so heißt es
in der abschließenden Resolution der
Teilnehmer, den arabischen Arbeits-
kräften wieder uneingeschränkter
Zugang zu den Arbeitsstellen in der
Landwirtschaft gewährt werden.
Derzeit sind sie nur befristet auf den
Farmen beschäftigt. Sie werden nur
eingestellt, wenn der einzelne Farmer
nicht genügend thailändische Ar-
beitskräfte vom Staat zugewiesen
bekommen hat oder wenn saisonale
Spitzen, wie sie während der Ernte-
zeit bestehen, abgedeckt werden
müssen. WAC versucht, diese Ar-
beitskräfte zu organisieren.

Gewerkschaftliche
Organisierung durch WAC

Die Arbeit des WAC beschränkt
sich nicht darauf, freie Stellen mit ara-
bischen ArbeiterInnen besetzen zu
wollen. Es knüpft die Vermittlung
von Arbeitskräften an elementare
rechtliche Bedingungen. So müssen
die Farmer den Mindestlohn zahlen
(er liegt umgerechnet bei etwa 4,00
EUR), die gesetzliche Überstunden-
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ten nicht und in der Westbank gelten-
des Recht ist von den Beschäftigten
und den Gewerkschaften nicht
durchsetzbar, weil die Arbeitgeber is-
raelische Staatsbürger sind.

Fatah und Hamas haben bisher
die Lage der Palästinenser im Gaza-
Streifen und in der Westbank nicht
verbessern können. Beiden ist ge-
mein, dass ihre politischen Vorstel-
lungen über eine nationalistische
Perspektive nicht hinausreichen.
Denn allein die Gründung eines
Staates, so sie denn überhaupt mög-
lich sein wird, wird die zentralen
Probleme der palästinensischen Ar-
beiterInnen nicht lösen können,
wenn sie nicht mit einer grundlegen-
den Änderung der ökonomischen
und sozialen Verhältnisse verbun-
den ist.

Eine Änderung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse in den be-
setzten Gebieten wird aber nicht
durchführbar sein, wenn nicht auch
in Israel eine Kraft wächst, die einen
solchen Prozess aktiv unterstützt. In-
sofern kann die von einem Teil der
arabischen ArbeiterInnen Israels
und Palästinas erhobene Forderung
nach einem diskriminierungsfreien
Zugang zu den Arbeitsplätzen in Is-
rael ein erster Schritt sein, um die
tiefe Spaltung der Arbeiterklasse der
Region zu überwinden.

In diesen Kampf um kollekti-
ve Arbeitsrechte können perspekti-
visch auch die nicht-arabischen Ar-
beiterInnen Israels einbezogen wer-
den. Sie haben in den letzten zwan-
zig Jahren durch die Umstellung der
Arbeitsbeziehungen von tarifver-
traglich abgesicherten zu einzelver-
traglichen Regelungen nahezu alle
Schutzrechte verloren, die der Will-
kür der Unternehmer Schranken set-
zen. Objektiv haben sie den gleichen
Gegner wie die arabischen Arbeite-
rInnen. Bis sie sich allerdings in die-
se Auseinandersetzung einschalten,
müssen auch sie noch ihre religiösen
und nationalistischen Überzeugun-
gen abstreifen, die verhindern, dass
sie sich als Teil der Arbeiterklasse
begreifen.

GFSA e.V.
Postbox 106426

20043 Hamburg
www.arbeiterpolitik.de

webmaster@arbeiterpolitik.de

vergütung entrichten, bestehende
Tarifverträge anerkennen und sons-
tige rechtliche Regelungen, die in Is-
rael nur in geringem Maße bestehen,
beachten.

Die Farmer haben zwar zusätz-
liche Kosten, wenn sie bei WAC or-
ganisierte ArbeiterInnen einstellen.
Doch sie haben den Vorteil, hoch
motivierte Arbeitskräfte zu bekom-
men, die pünktlich ihre Arbeit antre-
ten, Interesse an ihrem Job haben
und zuverlässig arbeiten. Sie sind
engagiert, weil sie den Lohn erhal-
ten, den der Farmer auszahlt. Ihre
nicht bei WAC organisierten Kolle-
gInnen bekommen nur einen Teil des
Gehaltes. Die Differenz behält ihr
Vermittler. In der israelischen Land-
wirtschaft ist es nicht üblich, dass
Beschäftigte auf der Grundlage von
Einzelarbeitsverträgen angestellt
werden. Die Farmer beauftragen ei-
nen Subunternehmer, zu einem Fest-
preis eine bestimmte Arbeit zu ver-
richten, etwa die Früchte der Avoca-
do-Bäume zu ernten. Letzterer orga-
nisiert für diesen Auftrag Arbeits-
kräfte. Deren Lohn hängt u.a. davon
ab, ob der Subunternehmer die Ar-
beit gut organisiert und eine ver-
nünftigen Preis ausgehandelt hat.
Häufig schwankt der Lohn der Be-
schäftigten von Monat zu Monat.
Deshalb kommt es immer wieder zu
Konflikten mit den Vermittlern. Un-
ter diesen Bedingungen ist es ver-
ständlich, dass das Interesse der Far-
marbeiterInnen an ihrer Arbeit nicht
sonderlich groß ist.

Teile der israelischen Gesell-
schaft, denen diese Zustände bisher
gleichgültig waren, zeigen sich
mittlerweile aufgeschlossen gegenü-
ber einer Änderung der Beschäfti-
gungssituation in der Landwirt-
schaft. Wie die Delegierten in ihren
Gesprächen erfahren konnten, reicht
die Liste derjenigen, die den einhei-
mischen ArbeiterInnen in der Land-
wirtschaft Vorrang geben wollen, bis
in einzelne Ministerien. Zur Begrün-
dung ihrer Auffassung führen sie al-
lein ökonomische Erwägungen an.
Eine Beendigung der Arbeitsmigra-
tion oder doch wenigstens ihre Be-
grenzung hätte den Vorteil, dass der
Staat Sozialhilfe und sonstige Leis-
tungen sparen würde und Kaufkraft
im Land bliebe. Auch könnte der
Staat sich so vor der zunehmenden
Schwarzarbeit von Arbeitsmigranten

schützen: Auf einen Beschäftigten mit
Arbeitserlaubnis kommt derzeit ei-
ner, der ohne Papiere arbeitet.

In der Landwirtschaft sind die-
se Argumente bisher nicht auf frucht-
baren Boden gefallen. Nicht zuletzt
durch die konzentrierte Lobbyarbeit
der Farmer und der Zeitarbeitsfir-
men, die an der Vermittlung und
Ausbeutung der Arbeitsmigranten
gut verdienen, ist deren Zahl im April
2007 sogar noch um 3.000 aufgestockt
worden. Lediglich im Bau- und Tou-
rismussektor hat es in der letzten Jah-
ren einen Rückgang des Einsatzes
von ausländischen Arbeitskräften ge-
geben.

Zur Lage in der Westbank

Während der arabische Teil der
Bevölkerung Israels noch Anspruch
auf staatliche Unterstützung bei Ar-
beitslosigkeit besitzt, erhalten die Be-
wohner der Westbank und des Gaza-
Streifens im Falle der Arbeitslosigkeit
nahezu nichts. Die palästinensische
Autonomiebehörde hat kaum Ein-
nahmen. Zuwendungen aus dem
Ausland resp. den USA und Europa
sind nach dem Sieg der Hamas bei
den letzten Wahlen weitgehend ge-
strichen worden. Und die wenigen
Beträge, die aus diesen Quellen noch
ins Land fließen, gehen an diejenigen,
die den Geldgebern politisch nahe
stehen.

Jahrzehntelang haben viele Pa-
lästinenser ihre kärgliche Existenz
mit Jobs in Jerusalem oder anderen
grenznahen Gebieten aufgebessert.
Mit dem Bau der Mauer Anfang 2000
und der Errichtung eines unerbittli-
chen Kontrollsystems an den Check-
points wurden quasi von Heute auf
Morgen mehrere zehntausend Paläs-
tinenser aus den umliegenden Städ-
ten und Dörfern arbeitslos. Arbeit in
Israel ist kaum noch zu bekommen
und wenn, dann nur unter entwür-
digenden Bedingungen. Die israeli-
schen Unternehmen in den Siedlun-
gen der Westbank, aber auch die pa-
lästinensischen Unternehmer, nutzen
dies brutal aus. Sie versuchen die eh
schon miserablen Arbeitsbedingun-
gen weiter zu verschlechtern und die
Löhne noch abzusenken.

Die Arbeitgeber in den Siedlun-
gen agieren dabei in einem rechtsfrei-
en Raum: Israelisches Arbeitsrecht
gilt formell in den besetzten Gebie-

’
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Mehr Profite – mehr Ar-
mut. Die Kluft zwi-
schen arm und reich

wird größer. Den DGB erstaunte es
unlängst sogar, dass sie größer ist, als
er annahm. Ja – was soll man dazu
sagen! Am besten man wendet sich
Autoren zu, die an die Klassenanaly-
se mit der Methode von Marx heran-
gehen. Da wäre die kürzlich bei editi-
on ost als Eröffnung einer neuen Rei-
he erschienene Arbeit von Ekkehard
Lieberam zu nennen. „Prekarität ist
überall. Kritisches zu einer Debatte“, so
lautet der Titel der Streitschrift, die
reichhaltiges analytisches Material
enthält. Lieberam wendet sich der
„Unterschichtdebatte“ zu, die in größe-
ren Abständen immer wieder mal in
der Bundesrepublik geführt wurde,
aber nunmehr, d.h. seit Oktober 2006,
durch eine Infrartest-Studie im Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES)
erneut Aufwind bekam. Selbstver-
ständlich fällt der Autor nicht auf den
alten Trick herein, mit Hilfe des Begrif-
fes „Unterschicht“ die Klassen aufzu-
lösen, indem alle in eine Reihe gestellt
werden und insbesondere die Arbei-
terklasse verschwindet.

Lieberam analysiert in acht
prägnant geschriebenen Kapiteln den
Verlauf und die Ergebnisse der Debat-
te und legt seine Schlussfolgerungen
dar. Dass sie überhaupt aufkommt,
liegt daran, dass es in unserer sozial
tief gespaltenen Gesellschaft eine „Un-
terschicht“ gibt, ein Begriff, den er sy-
nonym gebraucht für Armut und Pre-
kariat: Etwa zwölf Millionen Men-
schen zählen in unserem Land dazu;
zu den Armen gehören im besonde-
ren Maße Einzelhaushalte, Arbeiterfa-
milien mit mehreren Kindern und
ausländische Arbeiterfamilien, aber
auch 9,3 Prozent der Selbständigen.
Dreiviertel der Armen stammen aus
den Arbeiterklassen. (S.36) So lief die
„Unterschichtendebatte“ zwangsläufig
politisch aus dem Ruder. Erkenntnis-
stand ist nämlich: Prekarität ist überall
(damit wird jener Umfang erfasst, den
schon Marx diagnostizierte, voraus-
sagte und der heute die Diskussion

Ekkehard Lieberam:
Prekarität ist überall

bestimmt). Hier fassen sich soziale
Wandlungen in einem Begriff zusam-
men, der den ökonomischen Gesetzen
der kapitalistischen Gesellschaft ent-
springt und daher durchaus interes-
sengebunden benutzt wird, wie der
verharmlosende Begriff der FES „ab-
gehängtes Prekariat“ zeigt. (S. 15 ff) „Be-
griffe wie wiederkehrende Proletarität,
Prekarisierung und Prekariat sind dabei,
in den allgemeinen Sprachgebrauch ein-
zugehen. Geradezu programmatische Be-
deutung kommt in diesem Zusammen-
hang den analytischen Aussagen von Pi-
erre Bourdieu zu, die er am 12. Dezember
1977 auf der Tagung des ‚Europäischen
Treffens gegen Prekarität’ in Grenoble
machte. ‚Prekarität ist überall’ erklärte
Bourdieu und erläuterte: ‚Es ist deutlich
geworden, dass Prekarität heutzutage all-
gegenwärtig ist (...)’“. (S.18) Und Lie-
beram hebt hervor: „Gewarnt wird zu
Recht vor der Illusion, der in Gang gekom-
mene Prozess einer allgemeinen Prekarisie-
rung werde, wenn der ‚neoliberale Zeit-
geist’ überwunden werden kann, von selbst
oder von den Regierenden beendet werden.
Ohne massiven Widerstand wird sich die-
ser Prozess unweigerlich fortsetzen.“ (S.19)

Lieberams roter Faden ist die Be-
wegung des Widerspruchs zwischen
Kapital und Arbeit.  Bis Mitte der 70er
Jahre, vor allem angesichts der Heraus-
forderungen des Realsozialismus, be-
wegte er sich in Formen, zu denen der
Begriff Antagonismus schlecht zu pas-
sen schien. „Aber dieser Gegensatz blieb
immer präsent.“ (S.25) Lieberam inter-
essiert die grundlegende soziale Struk-
tur der 39 Millionen Beschäftigten, von
denen zwischen 34 und 35 Millionen
abhängig Arbeitende sind. Denn die
beständige Tendenz der Scheidung der
Produktionsmittel von den arbeitenden
Menschen, die Ausprägung des Klas-
sengegensatzes hat sich in den letzten
fünf Jahrzehnten beschleunigt. (S. 26)
Besonders interessiert Lieberam die
Lage der Arbeiterklasse, unter der er
vor allem die Industriearbeiterklasse
versteht – die unbestritten mehrwert-
produzierend ist. Sie sei der Kern der
arbeitenden Klasse, der „Klasse der ‚blo-
ßen Eigentümer von Arbeitskraft’ (unter

Abzug der ‚Agenten der Kapitalisten’)“ (S.
26) Lieberam, der sich an Berechnun-
gen von Jürgen Kuczynski anlehnt,
kommt zu dem Schluss: „Eine grobe
Schätzung ergibt, dass der Anteil der Ar-
beiterklasse an den Erwerbstätigen in den
letzten 37 Jahren (...) von 42 Prozent auf
einen Prozentsatz irgendwo zwischen 25
und 30 Prozent zurückgegangen ist. In
Ostdeutschland wurde die Arbeiterklasse
nicht nur wieder zur mehrwertproduzie-
renden und beherrschten Klasse, sondern
regelrecht auch zu einer dahinschmelzen-
den Klasse. Von den 3,4 Millionen Beschäf-
tigten im Jahre 1989 in der Industrie der
DDR blieben bis 2001 gerade noch 549.000
oder 16 Prozent übrig (in den Betrieben mit
mehr als 20 Beschäftigten).“ (S.28 f) Lie-
beram stellt einen Rückgang der Zahl
der Großbetriebe und eine Zunahme
von kleineren Betrieben fest. (S. 29 ff)
Das sind entscheidende Fragen für die
Lage der Arbeiterklasse, die er als ar-
beitende Klasse unter Prekarisierungs-
druck, d.h. unter dem Druck der Unsi-
cherheit der Existenz fasst (Prekarität
wird zur Normalität für die arbeiten-
de Klasse). „Zwei miteinander eng ver-
bundene soziale Übel signalisieren dabei im
besonderen Maße gesamtgesellschaftlich die
soziale Polarisierung bzw. die Vertiefung
des Antagonismus zwischen Kapital und
Arbeit: zum einen die anhaltende Massen-
arbeitslosigkeit und zum anderen eine an-
wachsende Armut.“ (S. 32) Lieberam
belegt beides, nicht zuletzt in Ausein-
andersetzung mit den Fälschungen der
Statistik. (S. 32 ff) Im „Osten geht Ar-
mut augenscheinlich bisher viel stärker mit
‚Abgehängtsein’, das heißt mit sozialer Iso-
lation und so auch mit dem Gefühl einher,
sozial am Rande zu stehen bzw. von der
normalen Gesellschaft ausgeschlossen zu
sein. Man braucht kein Prophet zu sein,
um voraus zusehen, dass über kurz oder
lang diese Tendenz auch im Westen zuneh-
men wird.“ (S. 34)

Wer von einer Unterschicht
spricht, muss auch von der Ober-
schicht sprechen. Superreiche und
Reiche – Lieberam enthüllt „das ent-
setzliche Schicksal“ dieser „sozialen
Randgruppe, die ebenfalls immer zahlrei-
cher wird“, es ist: „die abgehängte Ober-
schicht“. So jedenfalls hieß es in  der
Karnevalsausgabe der Betriebszeitung
Pille. Man soll nicht meinen, dass es
keine Gewinner des neoliberalen Kur-
ses gibt. Die oberen 10% der Besitzen-

RezensionRezension
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den verfügen über mehr als 46,8% des
Gesamtvermögens in der Bundesre-
publik. (S. 41 f) Lieberam nennt die
Namen der fünfzehn reichsten Deut-
schen – an der Spitze diejenigen, die
davon profitieren, dass die Lohnsum-
me in der Summe der notwendigen
Lebensmittel ausgedrückt werden
kann: die Gebrüder Albrecht  (zusam-
men 30,7 Mrd. Euro) – kurz: die Aldis.
(S. 43). Das analytische Material von
Lieberam ist ein politischer Kommen-
tar zur These. „Die oberste Oberschicht
der Bundesrepublik ist jedoch nicht
schlechthin Geldelite. Ihre Vertreter sind
‚personifiziertes Kapital’, ‚Träger des Ka-
pitals’(...) Die ‚Geldmacht’ verwandelt sich
so in ‚Verwertungsmacht’; die ‚Geldeli-
ten’(...) werden zur Kapitalistenklasse“ (S.
44) Empirisch belegt wird: „Die Wohl-
habenden und Reichen der Bundesrepub-
lik sind also immer zahlreicher und gleich-
zeitig immer wohlhabender und reicher ge-
worden.“ (S. 49) Wo aber sind die Ursa-
chen zu suchen? Im Modus der Kapi-
talakkumulation und in der Kapitals-
offensive. (S. 50 ff) Aber auch in der
„Globalisierung“, wenn die „mehr oder
weniger reale, fortschreitende kapitalisti-
sche Globalisierung (als Entwicklung der
internationalen Wirtschafts- Handels- und
Sozialstruktur  unter den Bedingungen der
mikroelektronischen Revolution und eines

Kapitalismus, der sich der ihm in der Zeit
der Systemauseinandersetzung auferlegten
Beschränkungen entledigen konnte) (...)
von der ‚Globalisierung’ als ideologischem
‚Kampfbegriff’ der Neoliberalen (...) ‚der die
Entsolidarisierung zum Programm er-
hebt’“ getrennt wird. (S. 67)

Es ist nur folgerichtig, dass Lie-
beram in Auswertung aller von ihm
dargelegten Ergebnisse die Aufgabe
stellt: Gegenmacht schaffen, Gegen-
macht von unten. (S. 76 ff) Und wie in
der ganzen Untersuchung, so legt er
auch hier den größten Wert darauf,
sich mit Marx zu beraten. Man folgt
Lieberam angesichts seiner Analyse
sehr gern, wenn er schreibt: „Nach wie
vor ist es die Arbeiterklasse, die über die
machtpolitischen Mittel verfügt, die Kapi-
taloffensive zu stoppen. Sie steht vor allem
in den Großbetrieben unmittelbar den ka-
pitalistischen Konzernen gegenüber. Im
Falle eines Massenstreiks kann sie das Zen-
trum und den Nerv des wirtschaftlichen
Systems des Kapitalismus lähmen. Auch
der Rückgang der Zahl der Großbetriebe
und des Umfangs der Arbeiterklasse än-
dert daran nichts Grundsätzliches. Die
Folge ist: Immer weniger Arbeiter verfü-
gen über die Macht, die ganze Produktion
still zu legen.“ (S.82) Illusionen verbrei-
tet Lieberam nicht, wenn er zum Stand
des Klassenbewusstseins Stellung

nimmt. Und wenn er von der Linken
spricht, dann meint er keineswegs
schlechthin die Linkspartei, sondern
durchaus mehr. Denn die Aufgaben, die
er stellt, betreffen insbesondere die mar-
xistische Linke, die Voraussetzungen
mitbringt, um sie zu erfüllen: Statt der
Haushaltsfrage die Machtfrage stellen;
im Verlaufe von Abwehrkämpfen gegen
die Untaten des Kapitals jene Gegen-
macht praktisch aufzubauen, die für
eine Veränderung der Klassenmacht-
verhältnisse unerlässlich ist. (S. 88)

Die Arbeit von Lieberam passt in
jede Westentasche. Sie liest sich flüssig
und ist aufgrund ihres umfangreichen
analytischen Materials eine unentbehr-
liche Hilfe in der politischen Arbeit für
jeden Sozialisten und Kommunisten.
Dem Verlag sei für die Initiative, die er
mit der Herausgabe der Schrift von Ek-
kehard Lieberam ergriffen hat, aus-
drücklich gedankt. Wie immer ge-
schieht dies zu einem noch bezahlbaren
Preis. Man merkt, dass edition ost seine
Leser und ihre Gewohnheiten gut kennt.

Die Publikation entstand in Zu-
sammenarbeit mit dem Liebknecht-
Haus Leipzig. Und wie der Autor so
möchte auch der Rezensent Peter Rath
aus Bergkamen für seine Hilfe bei der
Materialbeschaffung danken.

Herbert Münchow

Ekkehard Lieberam, Prekarität ist
überall. Kritisches zu einer Debatte,

edition ost 2007, 96 Seiten,
Preis: 4,90 Euro,

ISBN 978-3-89793-157-2

In der Buchreihe Klassiker
der Religionskritik legt der
Aschaffenburger Verlag

Alibri nunmehr seinen neunten Band
vor. Die Herausgeber der Klassiker-
Editionen stellen jeweils ausgewähl-
te religionskritische Texte bekannter
Persönlichkeiten vor, geben Einfüh-
rungen in Leben und Werk, erklären-
de Glossarien, Bibliographien und bi-
ographische Zeittafeln, sowie edito-
rische Notizen. Der Leser hat somit
in komprimierter Form ansprechen-
des biographisches Material und ex-
emplarische Texte zu weltanschauli-
chen Position der vorgestellten Per-

August Bebel:
„Die moderne Kultur ist eine
antichristliche Kultur“

sönlichkeiten zur Hand. Porträtiert
wurden bisher Denis Diderot, Johann
Most, Albert Dulk, Jakob Stern, Fritz
Lamm, Friedrich Hecker, Peter Mas-
lowski, Rosa Luxemburg und
nunmehr August Bebel. Der Heraus-
geber des Bebel-Bandes Heiner Jes-
trabek besorgte schon die Ausgaben
von Dulk, Stern und Luxemburg.

August Bebel (1842-1913), gilt
als der Stammvater der deutschen
Sozialdemokratie, war deren Mitbe-
gründer und Abgeordneter im Deut-
schen Reichstag. Seine Schriften, u.a.
Die Frau und der Sozialismus, waren
internationale Bestseller. Bemerkens-

wert und bisher nur wenig beachtet
ist die Tatsache, dass er sich häufig
mit religiösen bzw. religionspoliti-
schen Fragen auseinandergesetzt hat.
Die Sammlung präsentiert einige Par-
lamentsreden Bebels sowie Vorwor-
te und Auszüge aus längeren Schrif-
ten, die diese Fragen behandeln. Eine
biographische Einleitung führt in die
historischen Texte und politischen
Diskussionen der Zeit ein. Bemer-
kenswert bei Bebel war, dass „er ein
bekennender Freidenker und Atheist war
und dies in seinen populärwissenschaft-
lichen Werken propagierte (...) Ganz im
Gegensatz zu der bei Politikern üblichen

RezensionRezension
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Art, sich öffentlich nur opportunistisch
zu verleugnen, bekannte er sich in öffent-
lichen Reden, sogar vor dem Deutschen
Reichstag, zu seinen Überzeugungen.“
Im Deutschen Reichstag bekannte er
freimütig 1872: „(...) dann hört natür-
lich auch die irdische Autorität sehr bald
auf, und die Folge wird sein, dass auf po-
litischem Gebiete der Republikanismus,
auf ökonomischem Gebiete der Sozialis-
mus und auf dem Gebiete, was wir jetzt
das religiöse nennen, der Atheismus ihre
volle Wirksamkeit ausüben.“

Der Politiker Bebel vertrat
hierbei einen ausgesprochen moder-
nen Standpunkt und grenzte sich von
der späteren sozialdemokratischen
Haltung, die Kirchen als Bündnis-
partner anzusehen und ihre Privile-
gierung mitzutragen, ebenso ab wie
von explizit kulturkämpferischen
Strategien. Als Standpunkt seiner
Partei definierte er den Atheismus, als
religionsrechtliches Modell vertrat er
den weltanschaulich neutralen, tole-
ranten Staat, der alle Glaubensrich-
tungen duldet, aber staatliche Ein-
richtungen und Religion strikt tren-
nen sollte.

1874, in dem Jahr des Kirchen-
austritts Bebels,  entstand der später
berühmt gewordene Briefwechsel
zwischen Bebel und Kaplan Hohoff.
„Der Briefwechsel zeigte Bebels Stärke als
Polemiker. Er verstand es, wie kein an-
derer seiner Zeitgenossen, seine umfang-
reichen Kenntnisse der komplexen histo-
rischen Vorgänge populär und prägnant
darzustellen. Grundlage seiner Reden
und Schriften waren stets umfangreiche
Materialrecherche und Quellenstudium.
Sein Vortrag war aber immer klar, leicht
verständlich und traf die Angelegenheit
punktgenau. Er hatte eben einen eindeu-
tig oppositionellen Standpunkt und un-
terschied sich somit wohltuend von den
voluminösen Worthülsen und Phrasen,
für die Politiker damals wie heute bekannt
sind. Dies war sein Erfolgsrezept als Par-
lamentsredner und begründete seine Po-
pularität als Volkstribun. Viele seiner
Reden und Aufsätze, so auch die Pole-
mik mit Kaplan Hohoff, wurden von sei-
ner Partei als Broschüren gedruckt und
fanden in sehr hohen Auflagen unter der
Arbeiterschaft Verbreitung. Dieser Text
hat bis heute nichts an Bedeutung einge-
büßt und verdient ungeteilte Aufmerk-
samkeit.“

Bebel war zu seiner Zeit kein
unumstrittener Parteiführer. Gegen
Parteiopportunismus und Revisionis-

mus musste er sich auf fast jedem
sozialdemokratischen Parteitag weh-
ren. „Bebel verteidigte nicht nur den re-
volutionären Geist der Bewegung, er
stritt auch unermüdlich gegen Militaris-
mus und drohenden Krieg, gegen Kapi-
tal, Junkerherrschaft und Großgrundbe-
sitzer und gegen die Kolonialpolitik des
deutschen Imperia-lismus. Insbesondere
unter dem letzten Aspekt ist Bebels be-
werkenswertes Buch Die Mohammeda-
nisch-Arabische Kulturperiode von
1884 zu sehen. Dieses Buch verdient
auch noch heute große Aufmerksamkeit,
angesichts eines Islambildes, das verzerrt
ist durch terroristische islamische Fun-
damentalisten und US-amerikanische,
christlich-fundamentalistisch artikulierte
und motivierte imperialistische Kriege.
Zu einer historisch gerechten Positionie-
rung der Rolle des Islams trägt Bebels
Orientbuch sicher bei.“ Bebels Schrei-
ben an Karl Kautsky vom 31. Januar
1884 wird zitiert, worin er betonte,
„dass ihm daran liege, nachzuweisen,
dass es Schwindel sei, mit der christli-
chen Kultur zu prahlen. Dem Christen-
und Heuchlertum, das sich breit mache,
eins auszuwischen, sei der eigentliche
Zweck seines Werkes.“ Das Werk endet
mit der prägnanten Aussage: „Die mo-
hammedanisch-arabische Kulturperiode
ist das Verbindungsglied zwischen der
untergegangenen griechisch-römischen
und der alten Kultur überhaupt und der
seit dem Renaissancezeitalter aufgebläh-
ten europäischen Kultur. Die letztere hät-
te ohne dieses Bindeglied schwerlich so
bald ihre heutige Höhe erreicht. Das
Christentum stand dieser ganzen Kultur-
Entwicklung feindlich gegenüber. Und so
kann man denn mit Fug und Recht sa-
gen: Die moderne Kultur ist eine
anti-christliche Kultur.“

Der Herausgeber stellt den his-
torischen Bebel auch in die aktuelle
politische Diskussion: „Das Verhältnis
der Sozialdemokratie zur Religionsfrage
zog sich wie ein roter Faden durch deren
Selbstverständnisgeschichte. Deren
grundsätzliches Dilemma ist der unauf-
gelöste Widerspruch zwischen marxisti-
scher Theorie – wonach für Deutschland
die ‚Kritik der Religion im Wesentlichen
beendigt, und die Kritik der Religion (...)
die Voraussetzung aller Kritik’ ist, wie
Karl Marx in Zur Kritik der Hegel-
schen Rechtsphilosophie schrieb – und
den vermeintlichen Erfordernissen einer
um Wähler buhlenden Partei mit einer
opportunistischen, theorieträgen Partei-
bürokratie. Bekanntermaßen entschied

sich die Sozialdemokratie in dieser Frage
nicht für den Weg Bebels. Die Verhinde-
rung der konsequenten Umsetzung der
Forderung nach Trennung von Staat und
Kirche in den Verfassungen von 1919
und 1949 sowie der programmatischen
Kurswechsel in Bad Godesberg 1959, mit
einer völligen Streichung der Forderung
nach Laizismus, waren Etappen einer
verhängnisvollen Entwicklung. Eine
Entwicklung allerdings, die sich nicht auf
das Erbe August Bebels und seiner Mit-
kämpfer berufen kann. Die geneigte Le-
serschaft mag selbst entscheiden, welchen
Platz ein August Bebel innerhalb der heu-
tigen SPD einnehmen würde. Auch
wenn ein Jahrhundert zwischen unseren
Welten liegt, ist schwer vorstellbar, dass
er Sozialabbau bei gleichzeitigen Unter-
nehmenssteuergeschenken, Rentenklau
und Privatisierungen bei zeitgleichen
Kriegseinsätzen in aller Welt gut gehei-
ßen hätte. August Bebels Lebenswerk war
der Kampf für die Befreiung der Arbei-
terklasse und der Kampf gegen Imperia-
lismus, Kriegsvorbereitungen und Mili-
tarismus. Seine fundamentale Oppositi-
on gegen die herrschenden materiellen
und geistigen Verhältnisse drückte er in
dem, zum geflügelten Wort gewordenen,
Motto aus: Diesem System keinen Mann
und keinen Groschen!“

Die moderne Kultur ist eine anti-
christliche Kultur – Ausgewählte

Reden und Schriften zur Religions-
kritik.

Herausgegeben von Heiner Jestrabek
Klassiker der Religionskritik, Bd. 9

160 Seiten, kartoniert, Abbildungen,
13.- €, September 2007 bei Alibri

Aschaffenburg.
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Betreff Radiofeuilleton   im Ge-
spräch

Sehr geehrte Redakteure der Sen-
dung, ich höre mir den Deutschland-
funk und Deutschlandradio Kultur re-
gelmäßig an, obwohl ich so vielem
nicht zustimmen kann, Die heutige
Sendung von 9.07 bis 11 Uhr, die ich
sehr kritisch verfolgte, erzwingt
allerdings ein Reagieren, was wohl
nicht so gern gehört wird. Ich kann
nicht verstehen, wie ein Christian Pfei-
fer immer wieder als ein Sachverstän-
diger herangezogen wird, obwohl
doch dessen Kompetenz recht be-
schränkt ist. Dieser Mann war doch der
Meinung, dass in der DDR der angeb-

liche „Nachttopfzwang“ dazu geführt
habe, dass angeblich die Ostdeutschen
nicht mit aufrechten Gang gehen wür-
den, dass so die Rechten sich im Osten
ausbreiteten. Vielleicht empfehlen Sie
diesem mein Buch „Menschenbild“ zu

lesen, das im Buchhandel erhältlich
ist. Ich nehme aber an, dieser Mann
ist derartig selbstgefällig, dass er

dies nicht für nötig erachtet. Ich möch-
te auf einige Fragen eingehen, da ich
ah sich keine Frage an einen „Über-
schlauen“ stellen möchte, sondern die
vertretenen Ansichten ergänzen, erwei-
tern oder widerlegen will.

Es ist eine unbestreitbare Tatsa-
che, das in der BRD von den Politikern
immer wieder verteidigte Schulsystem
ist seit langem überholt. Die Abschaf-
fung der unsinnigen Hauptschule er-
folgt aber keineswegs mit den Füßen
wie es der Professor behauptete, son-
dern wird aufrechterhalten durch Po-
litiker, die nicht daran interessiert sind,
dass das Volk gebildet ist. Herr Pfeifer
sollte sich lieber mit den Folgen der

Dieser 1900 vom Oberbefehls-
haber des europäischen Expeditions-
korps bei Niederschlagung des chi-
nesischen Boxeraufstands gegebene
Befehl kommt einem ins Gedächtnis,
wenn man sich die stetige Militarisie-
rung der deutschen Aussenpolitik
vor Augen führt.

Mit dem britisch – chinesischem
Opium – Krieg (1840 – 42), der Opi-
um-Einfuhr aus Indien durchsetzte
und mit dem Friedensvertrag von
Nanking endete, begann die Periode
der Unterwerfung Chinas unter die
ökonomischen Ansprüche westlicher
Staaten. Dieser Vertrag war der erste
der „Ungleichen Verträge“, die für
die folgenden 100 Jahre Grundlage
der chinesisch – westlichen Beziehun-
gen waren und bald die Vorherrschaft
des Westens deutlich machten und
zementierten. Zunehmende Schwä-
che Chinas veranlasste die imperia-
listischen Großmächte zu immer ag-
gressiveren Aktionen. Großbritanni-

en, Frankreich, Russland, Deutsch-
land, dazu Japan, nutzten unbedeu-
tende, manchmal bewusst provozier-
te Zwischenfälle zu weiteren Militär-
interventionen, um ihre Vorrechte
auszubauen. Es begann eine Jagd
nach wirtschaftlichen Konzessionen,
Niederlassungen und Flottenstütz-
punkten, die Ende des 19. Jahrhun-
derts ihren Gipfel erreichte, der in
einer Afrika entsprechenden Auftei-
lung Chinas zu enden schien. Der Bo-
xeraufstand war 1900 letzter Versuch
innerhalb der überkommenen, Ge-
sellschaftsordnung, die Fremden zu-
rückzudrängen, der nach Scheitern
zu neuen Chinas Souveränität be-
schränkenden Demütigungen führte.
Weitere „Ungleiche Verträge“ hatten
neben Kontrolle der wichtigsten chi-
nesischen Unternehmen durch Aus-
landskapital, weitere Folgen: Exterri-
torialität der Fremden mit konsulari-
scher Gerichtsbarkeit unter Anwen-
dung ihres Heimatrechts, Niederlas-

Germans to the front!

sungen und Pachtgebiete in China
unter fremder Verwaltung und Frei-
heit der Seeschifffahrt in den chine-
sischen Hoheitsgewässern.

Beim Boxeraufstand wurde die
Hauptstadt Peking durch die „Verei-
nigte Armee der acht Staaten“ be-
setzt. Und hier fiel das in Deutsch-
land zum geflügelten Wort geworde-
ne oben genannte Kommando des
britischen Oberbefehlshabers, mit
dem er einen Angriff des deutschen
Kontingents befahl.

Wie sich doch die Bilder glei-
chen. 100 Jahre später erleben wir die
Durchsetzung ökonomischer Interes-
sen durch Aggressionen gegen Af-
ghanistan – Sicherung des Rohstoff-
transports aus Zentralasien zum pa-
kistanischen Ufer des indischen Oze-
ans – und Irak – gesicherte Ölversor-
gung – der westlichen Führungs-
macht mit ihrer „Koalition der Willi-
gen“. Und zu dieser gehören – wenn
auch in bedeckter Form, bestritten
und geschönt – die deutschen Kon-
tingente. Diesmal ist es nicht der bri-
tische, sondern der amerikanische
Oberbefehlshaber, der den deutschen
Einsatz – verschlüsselt und der Bevöl-
kerung als „Verteidigung“ schmack-
haft gemacht – anordnet: Germans to
the front!

Hans Steuernagel

LeserbriefeLeserbriefe

Überholte Schulsystem

Wir wollen  diesen an Deutsch-
landradio/Deutschlandfunk gerichte-
ten Brief auch unseren Leserinnen und
Lesern nicht vorenthalten.

realen Politik beschäftigen, als die Tat-
sachen schön zu reden. Ich habe in
Sachsen im Schuldienst gearbeitet und
weiß um die Realitäten, die man
keineswegs als positiv bezeichnen
kann wie das der Herr Professor so
schön darstellt. Da dieser sehr welt-
fremd ist, muss ich hier einiges sagen.
Ich gehörte nicht zu den Lehrern, die
ihre Stunden abhielten und dann das
Zimmer verließen. Erst gestern bekam
ich wieder eine Einladung zum Klas-
sentreffen mit der Anrede „Hallo, un-
ser allerbester Lieblingslehrer“. Ich
habe mich äußerst intensiv mit der Pro-
blematik der Erziehung und Bildung
als Einheit auch in meinen Büchern
„Literatur, Ökonomie und Gesell-
schaft“ und in „Medienerziehung?“
beschäftigt, die für den Druck vorbe-
reitet werden. Da steht auch, dass ich
mich 1990 als einziger Lehrer an der
benannten Mittelschule mit faschisti-
schen Äußerungen auseinander setz-
te, wo vom Schüler entschieden be-
hauptet wurde, dass es nie eine Juden-
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verfolgung gab, dass die deutschen
Soldaten heldenhaft gegen einen über-
mächtigen bolschewistischen Feind
kämpften, dass nun mal im Kriege
Menschen sterben müssten. Ich wen-
dete mich an den Schulleiter, der von
mir behauptete, ich hätte keinen Kon-
takt zu den Schülern, der Schüle stam-
me aus einem christlichen Elternhaus.
Meine Aussagen könnten keineswegs
stimmen, obwohl alle Mitschüler der-
artige Äußerungen schon seit Jahren
kannten. Ich wurde aufgefordert, sofort
jegliche „Erziehung“ zu beenden, da
ich noch im DDR Denken behaftet sei.
Ich wurde dem Schulrat gemeldet, den
ich sofort aufsuchte, um die Sache rich-
tig zu stellen. Dieser Schulrat warnte
mich, wenn ich weiterhin erziehe, wer-
de ich aus dem Schuldienst geschmis-
sen. Das sind die Realitäten, von de-
nen der Herr Pfeifer nicht spricht. Die
Mehrzahl der ostdeutschen Lehrer ver-
suchte, sich den Bedingungen anzu-
passen, sie lernten keineswegs in der
BRD den aufrechten Gang, sondern das
Duckmäusertum. Das sächsische Mi-
nisterium für Kultus hetzte geradezu
die Eltern gegen die Lehrer auf, weil
die angeblich alles Kommunisten sei-
en. Diese müssten die Demokratie ler-
nen. (Ich kenne nicht einen einzigen
heute unterrichtenden Lehrer, der
Kommunist ist.) Aus unwahrscheinlich
vielen Gesprächen mit gegenwärtigen
Lehrern, die ich alle sehr gut kenne,
weiß ich, die Angst, aus dem Schul-
dienst zu fliegen, ist riesig. Man führt
nur noch Anordnung  en durch, ohne
dass die Eigeninitiative bedeutsam
wäre. Außerdem beschweren sich die
Eltern über schlechte Noten, wenn die
geforderten Leistungen nicht kommen
Die gibt man nach der Beschwerde in
der Grundschule meist nicht mehr. Die
Schüler kommen von der Grundschu-
le mit viel zu positiven Noten in die
Mittelschule, da sie nicht lernten, an
sich Anforderungen zu stellen. Hier
wird es nicht besser. Entweder der for-
mal unterrichtende Lehrer, dem der
Schüler das Lernobjekt ist, versucht mit
verbale Gewalt etwas zu ändern, was
meist sinnlos ist, aber psychische Fol-
gen hat, oder der Lehrer muss Höchst-
forderungen stellen, die wiederum so
mancher nicht verkraftet. Von Bekann-
ten landete der

Sohn, Schüler der neunten Klas-
se, in der Nervenklinik Rodewisch,
weil die Deutschlehrerin ihn ständig
schikanierte, wie dumm und faul er

doch sei. Dabei kenne ich diesen Jun-
gen recht gut. Er ist aufgeschlossen,
feinfühlig und keineswegs faul. Man
verleitete ihm das Lernen. Beim Durch-
lesen seines Aufsatzes wurde mir klar,
seit vielen Jahren bestehen Mängel in
der Rechtschreibung, die auf die zwei-
te und dritte Klasse zurück zu führen
sind. Man hat einfach keine Fehlerana-
lysen gemacht und intensiv mit dem
Jungen gearbeitet. Die Fehlleistungen
seit Jahren in der Schule wirken sich
katastrophal auf die jungen Menschen
aus. Sie werden entweder gewalttätig
oder zerbrechen. Es ist schlimm, was
gegenwärtig hier geschieht, was man
keineswegs mit einer Sendung im
Deutschlandradio Kultur abhaken
kann.   Ich arbeitete in den ersten Jah-
ren meines Lehrerdaseins in der
Grundschule, wo meine Schüler immer
zu den besten des Kreises gehörten,
weil ich mich eben um jeden Schüler
gewissenhaft kümmerte, wo keiner
unterging, wenn er Schwierigkeiten
hatte. Dazu besuchte ich jährlich fast
alle Elternhäuser und unterhielt mich,
gab Hinweise, ohne als Rechthaber
oder Wichtigtuer aufzutreten. In spä-
teren Jahren führte ich das als Deutsch
, Biologie- und Kunstlehrer fort, wobei
ich stets bestrebt war, fachlich und me-
thodisch viel hinzu zu lernen  Die Schü-
ler wussten, dass ich kein ausgebilde-
ter Biologielehrer war, dass ich vom be-
freundeten Fachberater ständig Rat
holte. Das trug sogar dazu bei, das Un-
terrichtsniveau zu heben. Wer hat
schon einen Lehrer, der zugibt, ständig
lernen zu müssen. Das regt an, sich
ähnlich zu verhalten, wie es auch tat-
sächlich geschah.

Mit der seit der politischen Wen-
de immer stärker auftretenden Tendenz
der Vereinzelung, der Verstärkung ego-
istischer Verhaltensweisen wurde es
immer schwerer, mit den Kindern und
den Eltern zu arbeiten. Ich übernahm
beispielsweise eine 7. Klasse in Deutsch,
wo jegliche Voraussetzungen für einen
erfolgreichen Unterricht fehlten. Die
Rechtschreibung war schon beim ober-
flächlichen Betrachten eine Katastrophe.
In Literatur und Ausdruck fehlte alles,
was Voraussetzung war, da der Schul-
leiter bis zur 6. Klase eine sehr selbstge-
rechte Grundschullehrerin einsetzte, die
nicht die geringste Ahnung von der
Mittelstufe hatte, wie sich immer deut-
licher heraus stellte. Aber danach bewer-
tete der Chef nicht, sondern wohl nach
deren Oberweite. Ich musste allein bis

Weihnachten: alle Deutschstunden nut-
zen, um. in Rechtschreiben wenigstens
einige einigermaßen vertretbare Leis-
tung zu erreichen. Nachdem ich dies ge-
schafft hatte (Fehleranalysen, individu-
elle Förderungen, Hilfe von Mitschü-
lern, immanente Wiederholungen , Ori-
entierung auf Schwerpunkte), begann
ich mit dem normalen Unterricht, wo-
bei ich Literatur und Ausdruck in Be-
ziehungen setzte, um aus der dargebo-
tenen Literatur für den Ausdrucksun-
terricht Lernmöglichkeiten abzuleiten,
was ich schon in der DDR erfolgreich
praktizierte, Es fehlt aber fast an allem,
die „sprachlichen Mittel“ als Aus-
drucksmöglichkeit waren völlig unvor-
stellbar. Jeder glaubte, dass die eigene
Ausdrucksweise die einzig mögliche
sei. Keiner war bestrebt, vom Nachbarn
zu lernen. In einer Atmosphäre der
Selbstgenügsamkeit war es unwahr-
scheinlich schwer, einen anspruchsvol-
len Unterricht durchzuführen. (Die Ur-
sache für diese negative Entwicklung
war in der Politik zu suchen, die in kei-
ner Weise die Realitäten berücksichtig-
te.) Wie soll man da einen erfolgreichen
Literatur  oder Ausdrucksunterricht
durchführen?! Wenn man allerdings
wie mein damaliger Schulleiter der
Meinung ist, dass es genüge, einen Text
nachzuerzählen, der hat nicht verstan-
den, welche Anforderungen der
Deutschunterricht stellt. (Aber wir be-
kamen ja eine ganze Menge dieser
selbstgerechten Schulleiter in Ost-
deutschland vorgesetzt, die nur die
DDR Feindlichkeit demonstrieren
mussten, um solch ein Amt zu bekom-
men.)

Herr Pfeifer spricht wiederholt
vom sozialen Denken. Das klingt na-
türlich gut. Doch er sollte sich auch fra-
gen, wie dieses entsteht. (Dazu habe ich
in meinen Büchern ausführlich ge-
schrieben.) Im Elternhaus geschieht das
immer seltener, da die Eltern entweder
durch die Fahrten zur Arbeit, durch
Abwesenheit oder durch Inkompetenz
dazu sehr oft nicht in der Lage dazu
sind. Durch die Medien werden sie
keineswegs befähigt. Das Gespräch mit
den Eltern gibt es nur noch in Ausnah-
mefällen. Die Politiker verbreiten ihre
Auffassung, dass jeder für sich verant-
wortlich sei, was logischerweise in ei-
ner hartherzigen Gesellschaft dazu
führt, dass man sich zuerst mit sich
beschäftigt. Der Egoismus ist für die
bundesdeutsche Gesellschaft typisch
geworden. Das nötige soziale Denken
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ist erreichbar durch eine Literatur, die
vom jungen Menschen angenommen
wird, und die soziale Erziehung in der
Schule, wo alle gleichberechtigt sind, wo
sich der Lehrer engagiert. Wo ist das
heute noch der Fall? Herr Pfeifer sollte
sich die Internetseiten ansehen, wo zum
Mord an Lehrern aufgerufen wird, was
man nicht verharmlosen kann. Er sollte
sich auch fragen, wieso dieser Robert
Steinhäuser vom Erfurter Gutenberg
Gymnasium so viele Lehrer erschoss?
Ich betrachte dessen Verhalten nicht als
die Ausnahme, denn die Verhärtung der
Beziehungen zwischen Lehrern und
Schülern wurde durch die seltsame
Gesetzgebung im entscheidenden Maße
ausgelöst. Mich hat das sehr krank ge-
macht. So mancher Kollege sagte sich,
dass er nicht in der Nervenklinik lan-
den will und arbeitete lieber formal. Wer
wird sich schon engagieren, wenn er als
Nichts betrachtet wird? Das Ansehen
der Lehrer wird nur wieder erreicht,
wenn nicht die Schwätzer und Wichtig-
tuer als Beispiel hervorgehoben werden,
sondern die wirklich Engagierten ge-
fragt sind. Dazu müssen die Schulleiter
und Schulräte befähigt werden, diese
auch zu erkennen. Das ist offensichtlich
oft nicht der Fall. Man legt viel Wert
darauf, ob einer bei der Projektarbeit
„erfolgreich“ ist, ohne zu wissen, wei-
che Möglichkeiten sich dabei ergeben,
ohne zu wissen, wie der Erziehungspro-
zess vor sich geht.

Zur Gewaltbereitschaft muss
ich sagen, dass diese sehr verschie-
dene Ursachen hat, die Herr Pfeifer
bestimmt nicht anerkennt, denn die-
se sind sehr oft sozialer Natur. Wenn
die Kultusminister sagen, dass die
Schule nicht besser als die Gesell-
schaft sein kann, so ist das natürlich
richtig.   Wie wäre es mit der Überle-
gung, in der BRD ein einheitliches
Schulsystem zu schaffen, wo man
auch ganztägig erzieht, wo man die
gegenseitige Erziehung durch die
Mitschüler nicht dem Zufall über-
lässt, wo man zielstrebig dafür sorgt,
dass in den Schulen eine gesunde
Arbeitsatmosphäre besteht, ohne Po-
lizei und Sicherheitsdienste, einfach
durch die Förderung der Schüler,
durch Aufgeschlossenheit, Ehrlich-
keit und Vertrauen, das heute so vie-
le Menschen verloren haben, weil sie
durch die Politik und die Wirtschaft
ins Abseits gedrängt werden?! Sind
das nicht Fragen, die in der Sendung
keinerlei Bedeutung hatten?

Was nützen uns die „guten Rat-
schläge“ einer Straßensozialarbeiterin,
die die Konfrontation ablehnt, wenn es
gefährlich wird  Ich habe diese nie ge-
scheut und wurde gerade deswegen
anerkannt von der Mehrzahl der Schü-
ler und der Eltern, auch von dem jun-
gen Neonazi, der mit vielen anderen
Schülern dieser Klasse jahrelang zu mir
nach Hause kam, den ich immer wieder
auf seine Haltung hin ansprach. Ich galt
gerade wegen meiner entschiedenen
Auseinandersetzung bei diesen Schü-
lern als derjenige, dem sie vertrauten,
ganz im Gegensatz zu den vielen Leh-
rern, die sich nie ernsthaft mit den Fra-
gen der Schüler beschäftigten. Natürlich
sprach ich auch in der DDR die Fragen
an, die nicht allen gefielen und wurde
deshalb oft versetzt. Wer sich nicht ent-
schieden engagierte und auch heute
engagiert, hatte und hat es besser, er
brauchte und braucht auch keine Un-
annehmlichkeiten auf sich zu nehmen.
Doch diese Leute überleben alles. Ich
nenne diese in meinen Büchern die „An-
passer“ und die „Karrieristen“, die für
das nach oben Kommen auch alles tun.
Dass das Widersprüche im Leben aus-
lösen muss, ist leicht verständlich, denn
keiner lebt für sich.

Obwohl ich zu DDR Zeiten als
auch nach der Wende mich sehr für
die Schüler engagierte, gelang das
nach 1990 immer schlechter. Wäh-
rend zu DDR Zeiten der Lehrer an
sich geachtet war, ist es heute so, dass
der Lehrer, wenn er streng ist, zu oft
als Feind betrachtet wird, wenn er
gutmütig ist, als Figur, mit der man
alles machen kann. Ich war stets sehr
streng, stellte an mich höchste Forde-
rungen, war zur gleichen Zeit aber für
die Kinder da, die das täglich spür-
ten. Im Gegensatz dazu stehen „Leh-
rer“, die sich beliebt machen, keine
Forderungen stellen, hinter dem Rü-
cken der Schüler und der Eltern
davon reden wie dumm diese angeb-
lich seien.  Ich halte das für äußerst
unmoralisch. Doch damit kann man
auch Schulleiter werden, da die De-
magogie heute überall verbreitet ist.
Dabei kommt es doch gerade darauf
an, das Vertrauen der Menschen
wieder zu gewinnen Das kann man
nicht mit Worten, sondern nur durch
die Übereinstimmung von Wort und
Tat, was bei der Mehrzahl der Politi-
ker unvorstellbar ist. Analog verhält
es sich bei den Schulräten, Schullei-
tern und Lehrern.

Wenn Herr Pfeifer richtig sagt,
dass die Entscheidung für den weite-
ren Schultyp viel zu früh gefordert
wird, so sollte er das doch in erster Li-
nie den selbstgerechten Politikern sa-
gen. Ich hörte vor kurzem über den
Deutschlandfunk, dass man die
Hauptschule nochmals aufspalten
wolle. Zu solch einem Unsinn sind die
Politiker fähig da sie völlig weltfremd
Gesetze machen, deren Auswirkun-
gen sie sich gar nicht vorstellen kön-
nen. Herr Pfeifer geht nicht auf die
Ursachen des Leistungsversagens ein.
Einiges habe ich hier angedeutet. In
meinem Buch „Menschenbild“ (Buch-
handel) gehe ich auf die Frage ein, wie
sich die Menschenbilder von Gesell-
schaft zu Gesellschaft verändern, wie
diese vermittelt werden. Ich sage aber
auch, dass gegenwärtig wieder viel
von der zu erreichenden Moral die
Rede ist, ohne dass es Voraussetzun-
gen gäbe, diese zu realisieren. Wie
dagegen die Menschen verformt wer-
den, (und das ist besonders für Herrn
Pfeifer wichtig,) schreibe ich in Medi-
enerziehung?“ Die Verbildung er-
reicht durch die Medien gerade
wieder Höhepunkte. Die Eltern sagen
berechtigterweise, dass sie kaum noch
bei ihren Kindern ankommen, weil
diese angeblich über die Medien
„Wahrheiten“ vermittelt bekämen, ge-
gen die sie nicht ankämen. Wo bleibt
die viel gepriesene Verantwortung der
Medien? Da wird bis sehr spät jegli-
cher Unsinn mit viel Gewalt oder mit
Schnulzen angesehen’ ‘ die Kinder
sind übermüdet, können sich am
nächsten Tage nicht konzentrieren.
Gleichzeitig sind die Eltern als Erzie-
hungsfaktor zu oft ausgeschaltet, weil
man jahrelang den Unsinn von der
freien Erziehung verbreitete, was man
nicht einfach beiseite schieben kann.
Vor uns stehen schwierigste gesell-
schaftliche Aufgaben. Ich stehe zu der
Verantwortung durch das Vermitteln
meiner Erfahrungen, durch meine
Gespräche und durch meine Bücher.
Da ich auch Lyriker bin, versuche ich
über die Kunst die Menschen zu er-
reichen. Dabei sind die Lehrer und die
Selbsterziehung sehr oft Thema der
Gestaltung. („Liebe und Eigenliebe“,
Buchhandel). Ich betrachte den Men-
schen ganzheitlich, als veränderbar,
vor allem durch die eigene Kraft, das
Arbeiten an sich, wobei der Lehrer nur
helfen kann.

Robert Leißig
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Die stark unter Legitimi-
tätsdruck geratene SPD
versucht verlorenge-

gangenes Terrain zurückzugewin-
nen. Da die arbeitnehmerfeindliche
Neuregelung der sog. „Pendlerpau-
schale“ durch mehrere Finanzgerich-
te in ihrer Rechtmäßigkeit angezwei-
felt wird und der Bundesfinanzhof
durch einen sog. „Vorlagebeschluß“
zu dieser Thematik das Bundesverfas-
sungsgericht beschäftigen muss, ist
nunmehr   zur Vermeidung eines die
neue Pendlerpauschale „kippendes“
höchstrichterliches Urteil  „Bewe-
gung“ in die Angelegenheit gekom-
men. Robuste Interessenvertreter ver-
suchen derweilen mit „grünen“ und
sozialdarwinistischen Argumenten
Stimmung gegen eine ungekürzte
„Entfernungspauschale“ zu schaffen.
Hier bietet sich exemplarisch die
„Frankfurter Rundschau“ (FR) an, die
sich im Mitbesitz der SPD Medienhol-
ding befindet, die zuletzt sehr gute
wirtschaftliche Ergebnisse für 2006
vorweisen konnte.

Die Pendlerpauschale als
„Zersiedlungsprämie“?

FR Redakteuer Joachim Wille bie-
tet unter dem anspruchsvollen Label
„Analyse“ zur Pendlerpauschale
(„Pendler in der Zeitmaschine“ vom
31.10. 07) die vorurteilsbehaftete Be-
gleitmusik. So werden die Pendlerpau-
schale („Fernfahrprämie“) und Eigen-
heimförderung („siedlungs  und umwelt-
politisch kontraproduktiv“) als umwelt-
feindliche „Zersiedlungsprämie“ diffa-
miert, die von Stadtbewohnern, die
„auf die grüne Wiese (...) ziehen“ bean-
sprucht wird. So geht es bis zum Über-
druß weiter. Der Blick wird vom groß-
städtischen Raum mit einem
vergleichsweise gut ausgebauten öf-
fentlichen Personennahverkehr auf
eine angeblich ökologisch irregeleitete
Landbevölkerung mit einem relativ
schlechtausgebauten ÖPNV geworfen.
Herr Wille begreift nicht, dass der länd-
liche Raum ebenfalls historisch ge-

Stellung beziehen für die
Entfernungspauschale

Die SPD versucht ihr Image „aufzuhübschen“

wachsen ist. Auch der in der Debatte
bemühte und in der vergangenen Zeit
richtige Leitspruch „Stadtluft macht
frei“ ist Teil einer unqualifizierten Stim-
mungsmache gegen die „Entfernungs-
pauschale“.  In der Stadt FR v. 1.11.2007
wird der Architekt und Vorsitzende
des Städtebaubeirates wie folgt zitiert:
„(...) Ohne die Pendler könnte die Stadt
(gemeint ist Frankfurt am Main, LE)
nicht existieren, wie sie augenblicklich exis-
tiert. Wollte man umgekehrt sagen, es soll
kein Pendler mehr nach Frankfurt kommen,
dann müsste die Stadt ungefähr drei mal
so groß sein.“ Pendeln ist eine Frage des
Arbeitsplatzes und hat wenig mit dem
Wollen der arbeitenden Menschen zu
tun. Und macht es der Arbeitsmarkt
und das Damoklesschwert „Hartz IV“
nicht erforderlich, noch fast jeden be-
ruflich veranlassten Fahrtweg zu ak-
zeptieren? Hier ist auch zu vermerken,
dass mittlerweile viele abhängig Be-
schäftigte aus z.B. der Stadt Frankfurt
herauspendeln müssen. Es ist erwie-
sen, dass weder die Pendlerpauschale
noch die ehemalige Eigenheimzulage
entscheidend auf die Wohnortwahl
Einfluß genommen haben.

Ernstliche Zweifel an der
Verfassungsmäßigkeit

Das Niedersächsische Finanzge-
richt (Beschluß vom 27.02.2007, 8 K
549/06) sowie das Finanzgericht des
Saarlandes (Beschluß vom 22.03.2007,
2 K 2442/06) haben die neue Entfer-
nungspauschale 2007 als verfassungs-
widrig (Verstoß gegen den Gleich-
heitssatz gern. Artikel 3 (1) Grundge-
setz (GG) angesehen und das Bundes-
verfassungsgericht zur Entscheidung
angerufen. Bei der Pendlerpauschale
fällt die SPD/CDU Großkoalition „auf
die Schnauze“, weil die Absenkung
der Pendlerpauschale gegen das „ob-
jektive und subjektive Nettoprinzip“
(es dürfen nur die Nettoeinkünfte be-
steuert werden) verstößt und zuletzt
durch den dem Bundesverfassungsge-
richt vorgelegten Vorlagebeschluß des
höchsten Steuergerichtes (Bundesfi-
nanzhof   BFH) als verfassungsrecht-

lich stark bedenklich eingestuft wird.
Durch die große Koalition wurden die
Fahrten zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte umqualifiziert; sie sollen
nur noch „wie Werbungskosten“ be-
handelt werden, also als Privatauf-
wand, den man „geduldet“ zum Steu-
erabzug zulässt.

Lebensweiseänderung und
Akzeptanz von „Ökosteuern“

Herr Wille fragt sich auch nicht,
warum die sog. „Ökosteuern“ nicht
akzeptiert werden (es handelt sich
übrigens steuertechnisch um schnöde
Verbrauchsteuern, die ab 1.1.07 noch
zusätzlich mit 19%(!) Mehrwertsteu-
er belegt sind). Weder werden mit
„Ökosteuern“ volkswirtschaftlich
sinnvolle Projekte (z.B. gut ausgebau-
te „Mobilitätszentren“ und auch ein
auf dem Lande stark profilierter öf-
fentlicher Personennahverkehr) finan-
ziert noch haben sie zu einer umwelt-
verträglicheren Lebensweiseände-
rung geführt.   Ist das nur ein „Kon-
struktionsfehler“? Werden die Men-
schen überzeugt und „mitgenom-
men“? Von der Eigenheimförderung
haben sog. „Schwellenhaushalte“ pro-
fitiert; also eher finanzschwache Fami-
lien. Diese Subvention ist unter maß-
geblicher Beteiligung der SPD wegge-
kürzt worden. Auf die verkehrsmittel-
unabhängige Entfernungspauschale
besteht ein Rechtsanspruch; Arbeit-
nehmer können auf die Geltendma-
chung   auch mit Blick auf die finanzi-
ellen Bedürfnisse der Familien   nicht
verzichten!

Von den Qualen der Pendler...

Herr Wille muss mir auch noch
erklären, was am Pendeln schön ist.   Ist
es das tägliche (freiwillige?) Fühaufste-
hen?   Sind es die verstopften Autobah-
nen, die das Pendeln so attraktiv ma-
chen?  Machen die Fahrten in den über-
füllten S-Bahnen, Regionalexpressen
und anderen Nahverkehrszügen zur
Hauptverkehrszeit wirklich Spaß? Ist
es der zeitliche Aufwand, der zu einem
verlängerten Arbeitstag führt?   Sind
es die durch „Weltmarkt“ und 19%
Mehrwertsteuer stark angestiegenen
Spritpreise, die zu erheblichen Mehr-
belastungen der Fernpendler bei abge-
senkter Pendlerpauschale führt? Sind
es die jetzt noch nicht erwerb  und
bezahlbaren „3-Liter-Volkswagen“, die
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durch Gesetz den Autofabrikanten
vorgeschrieben sind? Fragt sich der FR
Redakteur nicht auch, warum nicht
schon mehr Pendler auf den öffentli-
chen Personen Nahverkehr (ÖPNV)
umgestiegen sind? Liegt es an den at-
traktiven und preisgünstigen Angebo-
ten der Bahn etc.? Wie steht es um das
Angebot der DB für die Landbewoh-
ner bei einer (Teil-) Privatisierung?
Kann mit schulpflichtigen Kindern
der familiäre Mittelpunkt beliebig ge-
ändert und mal so in die Nähe des Ar-
beitsplatzes gezogen werden? Das
Pendeln ist eine Qual, es ist eine Last,
egal, ob-S Bahn oder Auto benutzt
wird.

Was die Entfernungspauschale
den Arbeitnehmern tatsächlich
bringt

Ab 1.01.2007 wird erst ab dem 21.
Kilometer je Entfernungskilometer 0,30
€ für Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsstätte zum Werbungskostenab-
zug zugelassen. Die 30 Cent werden für
den Hin- und Rückfahrtskilometer ge-
währt; also je gefahrenen Kilometer
werden lediglich 15 Cent in Ansatz
gebracht. Der nicht auf einen vernünf-
tigen ÖPNV zurückgreifende PKW
Pendler erhält   wenn der jährliche Wer-
bungskosten Pauschbetrag von 920 €
überschritten ist, ca. 30% (das ist der
geschätzte individuelle (Grenz)-
Steuersatz!) von 15 Cent = 4,5 Cent je
gefahrenen km vom Fiskus real zu-
rückerstattet. Das ist weniger als 1/10 der
tatsächlichen PKW Kosten je km bei
einer sog. „Vollkostenrechnung“. Der
ADAC geht unter Beachtung der An-
schaffungskosten (Abschreibung!), der
Kfz-Steuer, Kfz- Versicherung und der
variablen PKW Kosten (Benzin, etc.)
davon aus, dass bezogen auf die Ge-
samtlebensdauer des PKWs der gefah-
rene km. zwischen 50-65 Cent kostet.
Hier von „Zersiedelungsprämie“ und
einer durch den Staat nicht zu finan-
zierenden Subvention zu sprechen, ist
ein alIzu durchsichtiges Manöver.

Der Staat kann sich die
Subvention nicht leisten und
muss eine Neuregelung
„aufkommensneutral“
gestalten

Da durch die Vorschläge der
SPD die Pendlerpauschale (25 Cent
statt wie bisher 30 Cent!) trotzdem

-
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abgesenkt wird, dürfte der Druck
auf die Großstädte zunehmen. Da
der Mietmarkt ein tatsächlich funk-
tionierender Markt ist, werden ab-
sehbar die Mietpreise z.B. auch in
der Stadt Frankfurt zu Lasten vor
allem der Normalverdiener und
Nichtbegünstigten steigen. Die
oben kurz skizzierten verfassungs-
rechtlichen Zweifel veranlassen Po-
litiker wie Struck und Bütikofer zu
Forderungen, die Neuregelung der
Entfernungspauschale „aufkom-
mensneutral“ also letztendlich ab-
gesenkt zu gestalten. Hiergegen
kann eingewandt werden, dass
eine die „Deutsche Bank“ stark be-
günstigende Subvention wie der §
8b Körperschaftsteuer Gesetz
(KStG) nicht auf dem Prüfstand
steht. Die FR vom 1.11.07 berichte-
te, dass die Deutsche Bank aus dem
Verkauf von Linde und Allianz
Aktien alleine 305 Millionen Euro
„steuerlich-vorteilhafte“ Gewinne
gezogen hat. Beteiligungsverkäufe
sind gemäß § 8b KStG von der Kör-
perschafts  und Gewerbesteuer be-
freit. Auch die Nichterhebung der
Vermögensteuer ist eine („stille“)
Subvention für z.B. die „Deutsche
Bank“ und die wirklich Reichen.
Zudem ist die Einnahmesituation
der öffentlichen Hand konjunktur-
bedingt und durch die „deftigen“
Steuererhöhungen außerordentlich
positiv, so dass hier zusätzlicher fi-
nanzieller Spielraum existiert.
Auch ist zu berücksichtigen, dass
dieser Staat ein Arbeitnehmer fi-
nanzierte Gesellschaft ist. Nur die
„Massensteuern“ Lohn  und Um-
satzsteuer, Mineralölsteuern etc.
sind die aufkommensstärksten
Steuern und machen   bezogen auf
die Gesamtsteuereinnahmen 2006
von 488,4 Milliarden €  einen Ge-
samtanteil von 63,3% aus.

Da ich unterstelle, dass auch
der FR Redakteur Wille keine
Zwangsumsiedlung der Landbe-
wohner in die Großstadt (zu den Ar-
beitsplätzen) präferiert, sind ande-
re Auswege zu suchen. Es steht auf
jeden Fall fest, dass neue Regelun-
gen nicht zu Lasten von Arbeitneh-
mern erfolgen dürfen. Eine wie
auch immer abgesenkte Entfer-
nungspauschale würde das hiesige
Steuersystem noch ungerechter
machen.

Louis Ewald
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Wer vor über dreißig
Jahren innerhalb der
westdeutschen Lin-

ken seine gewonnene Lesart der
Schriften von Marx und Engels über-
prüfen, verfeinern und methodische
Einsichten vertiefen wollte, kam an
der Lektüre der Texte von Helmut
Fleischer nicht vorbei. Er selbst defi-
nierte sich später als „marxnahen Mar-
xologen“ mit der Absicht, den histori-
schen Marx kritisch-historisch inter-
pretiert „aus dem Dickicht der marxisti-
schen Marxe herauszuholen und ihn sei-
ner eigenen Geschichte zurückzugeben.“

Am 8. November 1927 in Unter-
rodach/Oberfranken geboren, ver-
schlug es den jungen Kriegsgefange-
nen 1945 in eine Antifa-Schule östlich
von Moskau. Der verabreichte stali-
nistische Parteistaatsmarxismus führ-
te aber eher zu ungeklärten Fragen,
denen er sich ab 1947 im Studium der
Philosophie, Geschichte und Psycho-
logie in Erlangen zuwendete. Nach
dem Zwischenspiel einer aktiven po-
litischen Phase in der UAP 1951/52,
dem Versuch einer Parteigründung
jenseits von SPD und KPD, gelangte
er über verschiedene Stationen der
Dozententätigkeit u.a. in Westberlin
auf den Lehrstuhl für Philosophie an
der TU Darmstadt. Trotz fortgesetz-
ter Publikationstätigkeit auch nach
der Emeritierung ist seine wissen-
schaftliche Leistung in Bezug auf eine
kritische Sichtung des „Marxismus“
und der sich auf ihn berufenden Be-
wegung gerade bei jüngeren Aktivis-
ten der linken Szene kaum mehr prä-
sent. Im Abflachen politischer An-
sprüche kann weiterreichendes Er-
kenntnisinteresse nicht gedeihen.
Anläßlich seines achtzigsten Geburts-
tages ist es angebracht, mit dem Ver-
weis auf sein Lebenswerk das Inter-
esse an historischer und methodi-
scher Erkenntnis zu wecken, ohne die
zielsichere politische Praxis nicht aus-
kommen kann.

Aktuelle Texte oder Bücher
zum Verständnis der materialisti-
schen Geschichtsauffassung von
Marx und Engels erreichen nach der

Materialistische Geschichtsauffassung gegen Ideologie

verblichenen Renaissance des „Mar-
xismus“ im Gefolge der Studentenbe-
wegung vor vierzig Jahren heutzuta-
ge bei weitem nicht die damaligen
Auflagen. Und Auflagenhöhe allein
garantiert kein breiteres und tieferes
Verständnis der geschichtstheoreti-
schen Aussagen von Marx und En-
gels. Als Einrahmung vulgärster Zerr-
bilder der Wirklichkeit diente der
„Marxismus“ im Westdeutschland
der siebziger Jahre den meisten Split-
tergruppen der „Neuen Linken“
zugleich auch als Leitbanner einer
überdrehten scheinrevolutionären
Praxis mit alsbald eintretender Ermü-
dung vieler Aktivisten. Die „Theorie“
hielt nicht, was sie versprach. Genau-
er: Was man sich von ihr versprechen
wollte. Eine weitere Epoche des „Mar-
xismus“ kam zum Erliegen, und es
wuchs grünes Gras darüber.

Wieder einmal zeigte sich, daß
der Gehalt einer kritischen Theorie der
kapitalistischen Produktionsweise
nicht verantwortlich ist für ihre ideo-
logische Entstellung. Nur eine nüch-
terne Sichtweise der Alltagswirklich-
keit, die ihren Blick über korrekte Les-
arten der Aussagen von Marx und
Engels übt und schärft, kann vor Fehl-
deutung und verfehlter politischer
Praxis bewahren. Eine der bis heute
nützlichsten Interpretationen der ma-
terialistischen Geschichtsauffassung
entwickelte Helmut Fleischer Ende der
sechziger Jahre in seiner Studie „Mar-
xismus und Geschichte“. Doch wie
gesagt verhinderten selbst relativ hohe
Auflagen (4. Auflage 21.-27. Tausend
1972) nicht die Irrwege einer „Bewe-
gung“, deren Beteiligte die Revoluti-
on hier und jetzt inszenieren zu kön-
nen vermeinten. Allein ihre subjekti-
ven Voraussetzungen entsprachen bei
weitem nicht den Ansprüchen, wie sie
Helmut Fleischer im Blick auf  die
„Notwendigkeit des Fortschritts“ in die-
ser Schrift umriß: „Die Verwirklichung
des praktisch Notwendigen ist durch nichts
anderes als durch die Dispositionen und
Qualifikationen der dafür engagierten
Menschen gewährleistet. Ein geschichtli-
cher Fortschritt vollzieht sich mit quasi-

naturhafter Geschehensnotwendigkeit
nur dann, wenn eine genügend große,
bedeutsame und qualifizierte Zahl von
Menschen aufgrund ihrer Erfahrung mit
dem Bestehenden sowie einer adäquaten
Verarbeitung dieser Erfahrung dahin
kommt, eine allen Widerstrebenden über-
legene und überdies sehr genau dirigier-
te Kraft für die Schaffung einer höheren
sozialen Form aufzubieten. Die Notwen-
digkeit historischen Fortschritts ist immer
konkret-situationsbezogen.“

Der hierauf drängenden Dia-
lektik von Produktivkräften und Pro-
duktionsverhältnissen misst Helmut
Fleischer  besondere Bedeutung zu.
In seinem Aufsatz „Warum eigentlich
Materialismus?“ von 1977 verweist er
auf politische Konsequenzen, deren
Einlösung eine heutige politische
Linke kaum mehr auszusprechen
wagt: „Die Produktivkraftmomente rei-
chen von den exekutiven Produktions-
fertigkeiten über konstruktive Ingenio-
sität bis zu den organisatorisch-disposi-
tionellen Kompetenzen in kleineren bis
größeren Aktionsradien. In der moder-
nen Arbeitsteilung erbringen gewiß nur
alle zusammen den Produktionseffekt,
man weiß aber wohl, wie auch die ein-
zelne Komponente ihr spezifisches Ge-
wicht geltend macht. Die Generalthese
des modernen Sozialismus ist, dass die
kombinierte lebendige Produktivkraft
sich sehr wohl ohne das Kommando ka-
pitalistischer Eigentümer selbst organi-
sieren kann. Daß die Produzentengrup-
pe der klassischen Fabrikarbeiter in die-
ser Richtung nicht ‚alles zu werden’ ver-
mag, ist offenkundig. Die ‚Revolution
der Manager’ war ein künstliches Kon-
strukt. Wohl aber ist vorstellbar, daß die
vereinigte Produktivkraft der ‚unmittel-
baren Produzenten’ und einer massen-
haft gewordenen technisch-konstrukti-
ven, organisatorischen und produktiv-
kraft-qualifizierenden (didaktischen) In-
telligenz säkular einen Widerpart gegen
die Proponenten der kapitalistischen Pro-
duktionsverhältnisse und ebenso gegen
die oligarchischen Fixierungen in den bei
begrenzter Produktivkraft installierten
sozialistischen Übergangsgesellschaften
darstellen kann.“

Helmut Fleischer zum achtzigsten
Geburtstag
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Nach dem Zerfall des Realsozi-
alismus und seinen staatsmarxisti-
schen Ausprägungen nimmt Helmut
Fleischer den Marxismus in der Re-
trospektive wahr, bleibt aber gerade
deswegen der Aufgabe der Rechen-
schaftslegung  des „Epochenphäno-
mens Marxismus“ verbunden. Wo-
möglich inspirierte ihn unter ande-
rem das Abschlußmotiv, welches Karl
Korsch in seinem Anti-Kautsky 1927
im Hinblick auf die „geschichtliche
Gestalt“ der „Zweiten Internationale“
formulierte: „Die von der damaligen Be-
wegung vermeintlich vollständig und
unverändert ‚rezipierte’ marxistische
Theorie blieb in Wirklichkeit eine frem-
de, dem noch wenig entwickelten eigenen
Bewusstsein dieser Bewegung nur ober-
flächlich aufgepfropfte Ideologie, und der
im Laufe der Entwicklung immer stär-
ker fühlbare Widerspruch zwischen die-
ser revolutionären Ideologie und der Pra-
xis wurde gerade für die Vertreter der
fortschrittlichen Tendenzen der Bewe-
gung eine Ursache für verhängnisvolle
Täuschungen über den wirklichen Stand
der Dinge.“ Wenn  Marx die Bewe-
gung der industriellen Arbeiterklas-
se seit der  Deutschen Ideologie (1846/
47) von ihren Voraussetzungen her
auffaßte, bleibt dies für Helmut Flei-
scher  Ausgangspunkt seiner zentra-
len Überlegung: „Der Marxisch-‚ma-
terialistisch’ gedachte Praxishorizont war
ein Erwartungshorizont, kein Ziel- und
Aufgabenhorizont. (…) Ich würde die

Erwartungsprojektionen im Marxschen
Horizont auch nicht mehr als ein ‚Pro-
jekt’, sondern als einen Prospekt be-
zeichnen. Es war ein prognostischer Kri-
senprospekt für die Zukunft der kapita-
listischen Produktionsweise, und korre-
lativ dazu ein Prospekt für den mutmaß-
lichen Fortgang der proletarischen Bewe-
gung.“ Diese unterliegt jedoch oder
reagiert auf quasi naturhaft wirken-
de ökonomischen Gesetze. Sie zu ver-
stehen, setzt nach wie vor die Fähig-
keit zur Kritik  der Politischen Öko-
nomie voraus, die Marx in seinen Ka-
pitalmanuskripten beispielhaft ent-
wickelte.

Angesichts der auf einem Ost-
berliner Haus angebrachten Lenin-
’schen Parole „Der Marxismus ist all-
mächtig, weil er wahr ist“, bemerkte
Bertolt Brecht, es müsse sich um ei-
nen Übersetzungsfehler handeln.
Müsste es nicht heißen, der  Marxis-
mus ist allmächtig, wenn er wahr ist?
In dieser Logik gedacht erinnert Hel-
mut Fleischer an die Tatsache, dass
Vordenker nicht zugleich für die Lö-
sung der Probleme verantwortlich
sind. „Eigentlich aber hat Marx den
Marxisten und den Nichtmarxisten eine
unaufgelöste Realproblematik hinterlas-
sen, jene, an der er sich selbst abgearbei-
tet hatte und die jetzt dabei ist, erneut
eine ihrer vertrackten Transformationen
durchzumachen: die Problematik einer
‚modern-bürgerlichen Gesellschaft’, die
in ihrer Modernität die unheimlichsten

Archaismen birgt und deren Zivilität
noch längst nicht gesichert ist.“

Aktuelle weltweite Prosperität
bei gleichzeitiger krisenhafter Akku-
mulation des Kapitals hier oder dort,
imperiale Kriegführung, ökologische
Gefährdungen und organisierte Ge-
genbewegungen der lohnabhängigen
Massen stehen zu dieser Aussage
nicht im Widerspruch.

Hubert Zaremba
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Es herrscht weitgehend
Schweigen über die Ok-
toberrevolution. Als ob

sich die Gründe für diese Revolution
irgendwo in der Geschichte verloren
hätten. Ist ihre einstige
Anziehungskraft ganz
erloschen? Von den
Ideen – nichts mehr
da? Weil die Hoffnun-
gen enttäuscht wur-
den? Oder weil alles in
eine Niederlage mün-
dete und Verlierer
nicht zählen?

Was 1917 und in
den Jahren danach ge-
dacht und erprobt und
verloren wurde, ist
heute nicht erledigt:
Brüderlichkeit, Gleich-
berechtigung und die
Vorstellung von der
Kreativität des Volkes,
die, wenn sie freige-
setzt ist, Erstaunliches
hervorbringt. In der So-
wjetunion, die sich in
übergroßer Anstren-
gung die „nachholen-
de Industrialisierung“
auferlegte, im Bürger-
und Interventionskrieg ausgeblutet, in
Blockaden ausgehungert, im Zweiten
Weltkrieg fast vernichtet wurde, sich
verschanzte und diktatorisch umwan-
delte, sind später diese Ideen und
Prinzipien verdrängt, verboten, verbo-
gen worden. Davon erfahren wir am
meisten, diese Geschichte soll nun wie
eine Regel, die für alle Revolutionen
gilt, im kollektiven Gedächtnis festge-
schrieben werden. Und aus dem Er-
schrecken darüber soll eine Art Immu-
nität gegen soziale Utopien und gegen
jeden Traum von einer Umgestaltung
der Verhältnisse entstehen. Das hof-
fen Herrschende, die wissen, dass sie
stets mit der latenten Bereitschaft zur
Veränderung von unten rechnen müs-
sen. Die Oktoberrevolution selbst
wird aus heutiger Sicht meist auf das
Komplott eines Grüppchens kalter
Strategen um Lenin reduziert.

Völker hört die Signale

Der rote Oktober 1917 – Mit der Russischen Revolution begann für das 20.
Jahrhundert die Zeit der Systemkonkurrenz

Doch im Jahr 1917 steuerte nicht
nur Russland auf die Revolution zu
– überall in Europa wurde die Um-
wälzung der Verhältnisse erwartet.
Es war ein Aufwachen der Völker, in

langen Schüben. Der Erste Weltkrieg,
der mörderische Kampf der Ober-
klassen um Märkte und Kolonien, um
den „Platz an der Sonne“, um die He-
gemonie in Europa teilte jede Nati-
on. „Europa gleicht einem giganti-
schen Menschenschlachthaus“, hieß
es im Zimmerwalder Manifest vom
September 1915, das eine Minderheit
der Sozialistischen Internationale ver-
kündete, während der Hauptteil der
europäischen Sozialdemokraten dem
nationalistischen Taumel erlegen war
und einen „Burgfrieden“ mit dem je-
weiligen Kaiser, König oder der Re-
gierung schloss. „Krieg dem Kriege“
war die Losung dieser Radikalen, die
später in allen Ländern die Kommu-
nistischen Parteien gründeten. Lenin
gehörte dazu.

Die erste Revolution gab es in
Russland schon 1905. Deren Anfang

brannte sich ins Gedächtnis ein: Mit
Heiligenbildern zog eine unüberseh-
bare Menge von Petersburger Arbei-
tern bittend zum Zaren, sie wurden
mit Schüssen empfangen. Der „Blut-

sonntag“. Es folgte ein
zwei Jahre dauernder
sozialer Aufstand, der
in Wellen, ohne eine
Lenkung oder Füh-
rung über das ganze
Riesenland zog. Die
Erinnerung an die Pa-
riser Kommune und
ihre sozialistische Visi-
on erneuerte sich.
Zum ersten Mal wähl-
ten Arbeiter und Sol-
daten ihre Räte, die So-
wjets, die zwölf Jahre
später, im Oktober
1917, die entscheiden-
de Wende in die Ge-
schichte des 20. Jahr-
hunderts brachten. In
jenen Kämpfen er-
starkten die revolutio-
nären Organisationen
Russlands. Sie studier-
ten die neuen Wider-
standsformen, bear-
beiteten ihre Erfahrun-

gen in Gefängnissen, in der Verban-
nung und im Exil.

Das Dröhnen der Geschichte

Beim Lesen über diese Ereignis-
se ist wieder das Dröhnen der Ge-
schichte zu vernehmen. Von diesem
Dröhnen haben viele gesprochen, es
begleitete Alexander Block in den
Wochen des Januar 1918, während er
sein Poem Die Zwölf schrieb, es ist bei
Majakowski zu hören, bei Pasternak,
Eisenstein, und beim amerikanischen
Journalisten John Reed in seinem
damals weltweit gelesenen Buch
Zehn Tage, die die Welt erschütterten.

Die Revolution 1917 hat wie
eine späte Saat der Gewalttat vom
„Blutsonntag“ begonnen: Die Petro-
grader Arbeiter gingen am 9. Januar
zum Gedenken auf die Straßen, sie

Am 7. November 1917 (nach alter Zeitrechnung Ende Oktober)
begann in Russland, was die Geschichtsbücher die
„Oktoberrevolution“ nennen. Sie war der Auftakt des größten
gesellschaftlichen Experiment des 20. Jahrhunderts. Ihre
Vorgeschichte erinnert allerdings daran, dass es sich keineswegs
nur um den Putsch einer Minderheit handelte, sondern um eine
breite Bewegung

Aus 
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forderten „Schluss mit dem Krieg“.
Ähnliche Kundgebungen gab es in
Moskau, Baku, Nishni Nowgorod,
Charkow, Woronesh – in den städti-
schen Zentren des ausgedehnten Za-
renreichs. Es zeigten sich die ersten
Spuren der bolschewistischen Auf-
klärungsarbeit und Agitation. An den
Fronten kam es zur Verbrüderung
russischer und österreichischer Sol-
daten.

Polizei trieb die Mengen schie-
ßend auseinander, aber der Aufruhr
war nicht mehr einzudämmen. Das
beunruhigte auch die britischen und
französischen Kriegsverbündeten.
Endlich ließ Zar Nikolaus II. auf ihr
Drängen zu, dass die suspendierte
Duma, das ständisch gewählte Par-
lament, zusammentrat. Gleich die
erste Sitzung am 14. Februar endete
im Tumult, als Alexander Kerenski,
später Justiz-, dann Kriegsminister
und bis zum Oktober Ministerpräsi-
dent einen Separatfrieden mit
Deutschland vorschlug. Er tat es nie
wieder, trieb im Gegenteil die er-
schöpfte Armee in eine neue Offensi-
ve.

Indessen wuchs die Not. Nah-
rungsmittel wurden rar, Preise stie-
gen, Hungernde füllten erregt die
Straßen, Polizei montierte auf Dä-
chern Maschinengewehre, Soldaten
desertierten von der Front. Als 30.000
Streikende der Putilow-Rüstungs-
werke in Petrograd ausgesperrt wur-
den, steigerte sich die Empörung bis
zum Generalstreik, der die ganze
Stadt erfasste. Die Menschen zogen
Tage lang mit roten Fahnen, der bol-
schewistischen Losung „Krieg dem
Kriege“ und Liedern über den News-
kij Prospekt.

Wieder schossen Polizisten auf
die Demonstranten, aber es geschah
das Ersehnte: die Soldaten verweiger-
ten den Befehl. Nach zwei Wochen
Streik verbündeten sich die Gardere-
gimenter unter Jubel mit den Arbei-
tern, sie holten gemeinsam Waffen
aus dem Arsenal, stürmten die Ge-
fängnisse, besetzten Bahnhöfe, die
Peter-Paul-Festung, das Telegrafen-
amt. Eine große Zuversicht erfasste
die Massen, dass der Umsturz
diesmal gelingen werde. Und noch
immer war es erst Februar.

Die konservative Mehrheit der
Duma erwog, dem Großfürsten Mi-
chael, Bruder des Zaren, Vollmach-
ten als Diktator zu geben – aber für

die Rolle fehlte es längst an loyalen
Truppen. Am 27. Februar zog der
Sowjet, der Arbeiter- und Soldaten-
Rat, in den Taurischen Palais ein, wo
auch die Duma tagte, die eine Provi-
sorische Regierung aus zehn Minis-
tern wählte. Es begann die Zeit der
„Doppelherrschaft“ von Regierung
und Petrograder Sowjet. Als auch in
Moskau der Aufstand ausbrach, un-
terzeichnete Nikolaus II. in der Nacht
vom 1./2. März seine Abdankung.

Die Gunst der Stunde

In den acht folgenden Monaten
zeigte sich der Willen der Bolschewi-
ki zum Umsturz, ihre Geistesgegen-
wart bei der Wahrnehmung des his-
torischen Moments und Lenins Fä-
higkeit, die Veränderungen jeweils
rasch zu analysieren. Noch waren sie
Teil der Russischen Sozialdemokra-
tie, auch wenn sie schon lange ihre
eigene Organisationsstruktur hatten.
Die andere Hälfte der Partei, die Men-
schewiki, waren überzeugt, dass erst
einmal die bürgerliche Revolution
anstand, die auch Treue zur verbün-
deten britisch-französischen Entente
verlangte, also die Fortsetzung des
Krieges wie auch die Verteidigung
des Eigentums der Guts- und Fabrik-
besitzer. Sie unterschätzten die Ener-
gie der Massenerhebung der Arbei-
ter und Bauern. Die Partei der Sozi-
alrevolutionäre war ebenfalls in einen
linken und einen rechten Flügel ge-
spalten und verlor im Laufe des Som-
mers und Herbstes 1917 viel von ih-
rem Einfluss in den Sowjets, wo sie
anfangs die Mehrheit stellte. Auch die
Sozialrevolutionäre konnten sich wie
die Menschewiki und die Provisori-
sche Regierung nicht durchringen zu
einem »Frieden ohne Annexionen
und Kontributionen«. So hieß die
Formel der Bolschewiki, mit der sie
immer populärer wurden.

Im April 1917 kehrte Lenin aus
zehnjährigem Exil zurück, auch vie-
le andere Bolschewiki kamen aus
Verbannung, Gefängnis, Illegalität.
Lenin stellte gleich die Losung „Alle
Macht den Sowjets“ in den Raum, sie
wirkte auf die meisten – außer auf die
schon erfahrenen Petrograder Arbei-
ter – befremdlich. Doch die kommen-
den Monate zeigten, dass die Provi-
sorische Regierung auf die elemen-
taren Probleme des Volkes gar nicht
eingehen konnte. Die Forderungen

nach einem Friedensschluss und
nach Land für die armen Bauern wa-
ren im bürgerlichen System, das sich
zu etablieren suchte, ebenso wenig
erfüllbar wie unter dem Zaren.

Die Etappen des Machtkampfs
waren dramatisch. Die Armee wur-
de in eine neue Offensive gegen die
Deutschen geschickt. Sie endete im
Desaster. Am 3. Juli kam es zu einem
spontanen Umsturzversuch durch
Soldaten, Matrosen aus Kronstadt
und Arbeiter in Petrograd. Sie zogen
mit Frauen und Kindern zum Sowjet
und forderten, er solle die Macht ganz
übernehmen. Die Bolschewiki befan-
den sich in einem Dilemma: diese
unvorbereitete Erhebung folgte ihrer
Losung, aber sie gaben ihr in diesem
Moment keine Chance. Der Sowjet
zeigte sich überfordert, er wollte nicht
die ganze Macht. Als die Menge sich
zu zerstreuen begann, verfolgten sie
die Schüsse von regierungsloyalen
Truppen.

Zahlreiche Geschichtsbücher
nehmen im Ton des Bedauerns die
Fehler der bürgerlichen Politiker in
diesem Sommer auseinander: Sie hat-
ten noch einmal ihre Chance bekom-
men und sie vertan. Denn die Bol-
schewiki wurden verantwortlich ge-
macht für das Geschehen, ihr Anse-
hen sank tief, viele wurden verhaftet
oder in die Illegalität zurückgezwun-
gen, ihre Druckerei zerstört, die
Prawda verboten, Lenin als deutscher
Spion diffamiert. Er floh nach Finn-
land.

Der Nährboden der Revolution

Doch der Nährboden der Revo-
lution blieb. Was ist es, das Men-
schenmassen zum Aufruhr bringt?
Sie dabei verändert und inspiriert? Es
geschieht immer wieder in der Ge-
schichte. Als Sklavenaufstände, Ket-
zerbewegungen, Bauernkriege,
Streikbewegungen, antikoloniale Be-
freiungskämpfe – und immer geht es
mit einer Vorstellung von Gleichheit
einher, von einer gerechten Vertei-
lung der Güter dieser Welt und der
Abschaffung von Herrschaft. Die
heutigen Eliten wollen gewappnet
sein. Sie lassen jede widerständige
Regung aufspüren, wollen kleinste
Gruppen innerhalb der ganz und gar
kontrollierten Gesellschaft im Griff
haben, bevor Bewegungen aus ihnen
entstehen könnten. Sie bauen auf die
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Spitzentechnologie der Überwa-
chung und perfektionieren fortlau-
fend die Mittel der Manipulation. Zur
Manipulation gehört auch das Lö-
schen von historischen Erinnerungen.

Die Bolschewiki sahen nach
dem zerschlagenen Juli-Aufstand auf
einem geheimen Parteitag in Petro-
grad zwei Möglichkeiten der Ent-
wicklung: die sozialistische Revolu-
tion oder den totalen Sieg der Kon-
terrevolution. Im August sammelte
General Kornilow tatsächlich Trup-
pen zu einem Putsch, um die Verhält-
nisse insgesamt wieder zurückzudre-
hen. Der wurde in hundertfacher
Anstrengung vereitelt, nicht von der
Regierung, sondern wieder von den
linken Kräften. Dabei entstand die
Rote Garde in Petrograd, Truppen,
die direkt dem Sowjet unterstanden,
deren Vorsitzender Leo Trotzkij wur-

de. Er schuf das „militärisch-revolu-
tionäre Komitee“, das die Oktoberre-
volution befehligte. Von den Bolsche-
wiki kamen immer wieder die über-
zeugenden, stimmigen, die Kräfte
ausrichtenden Losungen. In allen
Sowjets des ganzen Landes stimmten
die Delegierten über eine bolschewis-
tische Resolution ab: Für eine Arbei-
ter- und Bauernregierung, für Frie-
densschluss, Veröffentlichung der
zaristischen Geheimabkommen, Ab-
schaffung der Eigentumsrechte der
Gutsbesitzer und der Todesstrafe.
Überall gab es Mehrheiten dafür.

Die Revolution wurde offen
vorbereitet. In Petrograd standen
40.000 Kämpfer unter Waffen. Auch
das Datum des Beginns war kein Ge-
heimnis: Der Vorabend des Zweiten
Allrussischen Sowjetkongresses, der
am 25. Oktober, nach heute gültigem

Julianischen Kalender der 7. Novem-
ber, beginnen würde. So geschah es.
Die Regierung im Winterpalais wur-
de verhaftet. Als Lenin im Kongress-
Saal der Sowjets auftauchte, war nach
dem minutenlangen Jubel sein erster
Satz: „Wir beginnen jetzt mit dem
Aufbau der sozialistischen Ord-
nung.“

Marina Achenbach
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»Freitag« GmbH,

Potsdamer Straße 89, 10785 Berlin
AVZ GmbH, Aboservice Freitag,

Storkower Str. 127 A, 10407 Berlin.
Fax: 030 428040-42

aboservice@avz-berlin.de
Alle Daten nach dem Gregoriani-

schen Kalender, der bis 1918 in
Russland galt.

Die vermeintlichen „Sieger der
Geschichte“ samt ihres vielfältigen
Gefolges – auch wenn sie sich
gelegentlich auf Luxemburgs Kritik
berufen – beurteilen die russische
Revolution von ihren aktuellen
politischen Interessen aus, nicht
aus dem Blickfeld der damaligen
Situation, sondern allein vom
heutigen Ergebnis her, ein
ideologisches Urteil am
ahistorischen Maßstab also – wie
eh und jeh.

Die Russische Revolution 1917
in der Sicht Rosa Luxemburgs

In der heutigen Diskussion
um die russische Revo-
lution von 1917 begegnen

uns sehr widersprüchliche Wertun-
gen, die mit dem Verständnis von
Permanenz der Revolution begin-
nen, sich auf die Deutung von „So-
wjet-(Räte)macht“ und „proletari-
scher Diktatur“ beziehen und mit
der Interpretation von „sozialisti-
scher Demokratie“ enden. All die-
se Fragen begegnen uns schon in
der großen Arbeit von Rosa Luxem-
burg „Zur Russischen Revolution“,
die heute gern als Steinbruch für
den Beleg kritischer Positionen ge-
genüber den Bolschewiki genutzt
und auf die historisch nicht einge-
ordnete Wiedergabe der Anmer-
kung reduziert wird: „Freiheit nur
für die Anhänger der Regierung, nur
für Mitglieder einer Partei – mögen sie
noch so zahlreich sein – ist keine Frei-
heit. Freiheit ist immer die Freiheit der
Andersdenkenden. Nicht wegen des Fa-
natismus der Gerechtigkeit, sondern
weil all das Belebende, Heilsame und
Reinigende der politischen Freiheit an
diesem Wesen hängt und seine Wir-
kung versagt, wenn die Freiheit zum
Privilegium wird.“

Diese Aussage ist indessen in
die Gesamtsicht Rosa Luxemburgs
auf die historische Situation und die
Strategie der Bolschewiki eingebettet
und wird mit einer insgesamt positi-
ven Würdigung der damaligen bol-
schewistischen Politik verbunden; sie
darf aus diesem Zusammenhang
nicht herausgelöst und verabsolutiert
werden.

Hinsichtlich der Permanenz der
Revolution beruft sich Luxemburg
auf die Grundlehre aller großen Re-
volutionen, wonach sie rasch und
entschlossen vorwärtsstürmen, Hin-
dernisse niederwerfen und ihre Zie-
le immer weiter stecken müsse, „oder
sie wird sehr bald hinter ihren schwäch-
lichen Ausgangspunkt zurückgeworfen
und von der Konterrevolution erdrückt.“
Insofern habe die russische Revolu-
tion nach wenigen Monaten vor der
Alternative gestanden: „Sieg der Kon-
terrevolution oder Diktatur des Proleta-
riats, Kaledin oder Lenin.“

Luxemburg kritisierte Kautsky
und seine russischen Anhänger Dan
und Zereteli dafür, dass sie den bür-
gerlichen Charakter der ersten Revo-
lutionsphase nach dem Februar be-
wahren wollten, indem sie sich auf

Aus LEIPZIGS NEUE
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die parlamentarischen Spielregeln
und auf die „noch fehlende Mehrheit“
beriefen. Dagegen verteidigte Lu-
xemburg die auf Vertiefung der Re-
volution gerichtete Politik der Bol-
schewiki, die auf Eroberung eben die-
ser Mehrheit abzielte: „Die wirkliche
Dialektik der Revolutionen stellt aber
diese parlamentarische Maulwurfsweis-
heit auf den Kopf. Nicht durch Mehrheit
zur revolutionären Taktik, sondern durch
revolutionäre Taktik zur Mehrheit geht
der Weg.“

Im Hinblick auf das Verhältnis
von proletarischer Diktatur – im
Marx´schen Verständnis – und Sow-
jetmacht bestätigt sie den Bolschewi-
ki, dass allein die Sowjetmacht die
Demokratie retten und die Revoluti-
on vorantreiben konnte.

Die ganze Macht in die Hände
der Arbeiter und Bauern, in die Hän-
de der Sowjets zu legen, das sei der
Ausweg aus den Schwierigkeiten der
Revolution, „das war der Schwert-
streich, womit der gordische Knoten
durchhauen, die Revolution aus dem
Engpaß hinausgeführt und vor ihr das
freie Brachfeld einer ungehemmten wei-
teren Entfaltung geöffnet wurde.“

Zudem räumte Rosa Luxem-
burg den Bolschewiki ausdrücklich
ein, gegen den Widerstand konterre-
volutionärer Kräfte durch Entzie-
hung politischer Rechte und wirt-
schaftlicher Existenzmittel „alle Maß-
regeln des Drucks“ einzusetzen.

Aber zugleich widersprach sie
der Sicht Lenins und Trotzkis auf die
„formale Demokratie“, die ein „Götzen-
dienst“ sei, wodurch der Unterschied
zwischen sozialem Kern und politi-
scher Form der bürgerlichen Demo-
kratie verwischt werde. „Es ist die his-
torische Aufgabe des Proletariats, wenn
es zur Macht gelangt, anstelle der bür-
gerlichen Demokratie sozialistische De-
mokratie zu schaffen, nicht jegliche De-
mokratie abzuschaffen.“

Sowjets oder Konstituante

Zum Kulminationspunkt in der
Demokratiedebatte wurde die Stel-
lung zur „Konstituierenden Ver-
sammlung“, deren Einberufung die
Bolschewiki zur Vertiefung des revo-
lutionären Prozesses zuerst vehe-
ment gefordert hatten, während die
„Provisorische Regierung“ deren
Wahl verschleppte, weshalb sich de-
ren Einberufung sogar bis nach der

Oktoberrevolution verzögerte. Daran
zeigt sich erneut, dass Verschiebun-
gen in der Konstellation der Klassen-
kräfte auch Veränderungen in der
Haltung zu politischen Institutionen
nach sich ziehen.

Die am 12. (25.) November
nach Listen vom September 1917
endlich gewählte Versammlung, die
am 5. (18.) Januar 1918 zusammen-
trat, entsprach in ihrer Zusammen-
setzung (25% Bolschewiki, 62% So-
zialrevolutionäre und Menschewiki,
13% Kadetten u.a.) bereits nicht
mehr dem gewandelten politischen
Kräfteverhältnis nach dem II. Ge-
samtrussischen Sowjetkongreß (25./
27. 10. bzw. 7./9. 11.). Als die „Kon-
stituante“ mehrheitlich die Zustim-
mung zu den Dekreten des Kongres-
ses über „Grund und Boden“, „Über
den Frieden“ und zur „Deklaration
der Rechte des werktätigen und aus-
gebeuteten Volkes“ ablehnte, die
existentielle Grundsatzdokumente
der Revolution darstellten, wurde
sie folgerichtig am 6. (19.) Januar
1918 vom Gesamtrussischen ZEK
aufgelöst.

Man sollte sich in diesem Kon-
text der Aussagen Lenins in seinen
„Thesen zur Konstituierenden Ver-
sammlung“ erinnern, in denen er un-
mittelbar nach dem Oktoberauf-
stand anmerkte, dass die Konstitu-
ierende Versammlung wohl die
„höchste Form des Demokatismus“ in
der bürgerlichen Republik sei, wäh-
rend im Übergang zur Diktatur des
Proletariats, zur sozialistischen
Etappe der Revolution, die Repub-
lik der Arbeiter-, Bauern- und Sol-
datendeputierten eine „Form demo-
kratischer Einrichtungen von höherem
Typus“ darstelle. Die Konstituieren-
de Versammlung, die nach Wahllis-
ten vor der Oktoberrevolution ge-
wählt wurde, musste – nach dieser
Revolution – mit dem Willen we-
sentlicher Teile werktätiger Klassen
und Schichten kollidieren. Da die
Interessen der Revolution höher
stünden als die formalen Rechte der
Konstituante, war laut Lenin „jeder
direkte oder indirekte Versuch, die Fra-
ge der Konstituierenden Versammlung
vom formalen, juristischen Standpunkt
aus, im Rahmen der gewöhnlichen bür-
gerlichen Demokratie, unter Außer-
achtlassung des Klassenkampfs und des
Bürgerkrieges zu betrachten, Verrat an
der Sache des Proletariats, bedeutet

Übergang zur Position der Bourgeoi-
sie.“

Als sich die Konstituante an-
schickte, „alle akuten, alle herangereif-
ten Fragen und Aufgaben, die ihr die
Sowjets vorgelegt haben“ aufzuschie-
ben, „da antworteten wir, daß es keine
einzige Minute Aufschub geben kann.
Und durch den Willen der Sowjetmacht
wird die Konstituierende Versammlung,
die die Macht des Volkes nicht anerkannt
hat, aufgelöst“ (Lenin).

Zustimmend bemerkt Rosa Lu-
xemburg, dass diese Konstituante „in
ihrer Zusammensetzung das Bild der
überholten Vergangenheit, nicht der neu-
en Sachlage spiegelte, so ergab sich von
selbst der Schluß, daß sie eben die ver-
jährte, also totgeborene Konstituierende
Versammlung kassierten und – so Lu-
xemburg – ungesäumt Nachwahlen zu
einer neuen Konstituante“ verfügen
sollten.

Das taten Lenin und Trotzki je-
doch nicht, da sie – in Anlehnung an
die Pariser Kommune – anstelle par-
lamentarischer Demokratie eine an-
dere politische Organisationsform
der Gesellschaft, die Räte- bzw. Sow-
jetdemokratie setzen wollten, die pro-
letarische Schichten gegenüber
(klein-)bürgerlichen Schichten privi-
legierte – ähnlich früheren bürgerli-
chen Zensus-Wahlsystemen, wo-
durch defacto das Wahlrecht be-
stimmter sozialer Schichten beschnit-
ten wurde.

Die Kritik Rosa Luxemburgs an
den Bolschewiki bestand nicht
schlechthin darin, dass sie die Kon-
stituierende Versammlung auflösten,
sondern darin, dass sie an deren Stel-
le kein den neuen Bedingungen ent-
sprechendes demokratisches Wahl-
recht setzten. Jedes Wahlrecht, so
Luxemburg andererseits, sei indessen
nicht an beliebigen Schemen von „Ge-
rechtigkeit“ zu messen, „sondern an den
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnis-
sen, auf die es zugeschnitten ist.“ Das
von der Sowjetregierung ausgearbei-
tete Wahlrecht sei eben „auf die
Übergangsperiode von der bürgerlich-
kapitalistischen zur sozialistischen Ge-
sellschaftsform berechnet, auf die Perio-
de der proletarischen Diktatur.“ Es müs-
se aber so bald wie möglich korrigiert
werden.

Das grundsätzliche Festhalten
an der Institution des allgemeinen
und gleichen parlamentarischen De-
mokratismus hätte freilich in einem
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kleinbürgerlich dominierten Land
wie Russland existentielle Gefahren
für die sozialistische Umwälzung
hervorrufen können.

Sowjets und Bürokratismus

Die Bolschewiki bevorzugten
dagegen das in den russischen Re-
volutionen von 1905 und 1917 ent-
standene Rätesystem als Organisa-
tionsform der politischen Machtaus-
übung. Schon in der Revolution von
1905 hatte Lenin erkannt, dass sich
die Sowjets als Organe des Proleta-
riats und seiner Verbündeten zu ei-
ner „provisorischen revolutionären Re-
gierung“ entwickeln könnten, die
ihre Macht auch zur Einberufung ei-
ner vom ganzen Volk gewählten
„konstituierenden Versammlung“ nut-
zen könnte. Während der sozialisti-
schen Oktoberrevolution, bei einer
veränderten Konstellation der Klas-
senkräfte, setzten die Bolschewiki
nunmehr auf die alleinige Macht der
Sowjets, zumal sich die Konstituan-
te als Hemmnis für die Vertiefung
der Revolution erwies. Die
insgesamt noch ungenügende Reife
des subjektiven Faktors der Revolu-
tion – der proletarischen Klasse –
verhinderte, dass die Sowjets wirk-
lich demokratisch funktionierten,
sich nicht als Selbstverwaltungssys-
tem von unten nach oben entwickel-
ten, sondern sich statt dessen als ad-
ministrativ-bürokratisches Kom-
mandosystem einer kommunisti-
schen Funktionärselite von oben
nach unten etablierten.

Insofern behielt Rosa Luxem-
burg letztlich mit ihrer Warnung vor
den Gefahren recht, die aus dem Ver-
zicht auf allgemeine und gleiche
Wahlen erwuchsen: „Ohne allgemei-
ne Wahlen, ungehemmte Presse- und
Versammlungsfreiheit, freien Mei-
nungskampf erstirbt das Leben in jeder
öffentlichen Instanz, wird zum Schein-
leben, in der die Bürokratie allein das
tätige Element bleibt.“ Eine kleine
Führungselite regiere und dirigiere,
„und eine Elite der Arbeiterschaft wird
von Zeit zu Zeit zu Versammlungen
aufgeboten, um den Reden der Führer
Beifall zu klatschen, vorgelegten Reso-
lutionen einstimmig zuzustimmen, im
Grunde also eine Cliquenwirtschaft –
eine Diktatur allerdings, aber nicht die
Diktatur des Proletariats“, sondern die
Diktatur weniger Politiker im bür-

gerlichen Sinne einer Jakobinerherr-
schaft.

Auch Lenin erkannte durchaus
die Gefahren eines ererbten wie
neuen Bürokratismus, den man nur
besiegen könne, wenn die Massen
dank eines hohen Kulturniveaus
wirklich aktiv an der Verwaltung teil-
nehmen. Ein geringes Kulturniveau
bewirke, „daß die Sowjets, die nach ih-
rem Programm Organe der Verwaltung
durch die Werktätigen sein sollen, in
Wirklichkeit Organe der Verwaltung für

die Werktätigen sind.“ Andererseits
aber unterschätzte er wohl die Bedeu-
tung verfassungsrechtlicher Freihei-
ten, die das Schalten und Walten der
autoritären Funktionärselite hätten
verhindern können.

Die prophetische Vorahnung
Rosa Luxemburgs, die sich schließ-
lich schlimmer als von ihr befürchtet
erfüllte und im diktatorischen Herr-
schaftsmodell des Stalinismus, dem
„Personenkult“ um Stalin kulminier-
te, der – quasi in russischer Tradition

Was für ein Erbe hatten die Bolschewiki angetreten?
300 Jahre hatte der Zar regiert, der größte Großgrundbesitzer, den die
Welt jemals sah. Ihm gehörten Ländereien eines Gebietes so groß wie
Frankreich, Deutschland, Österreich, Belgien, Luxemburg, Holland und
die Schweiz zusammengenommen.
Einer der ersten Milliardäre der Weltgeschichte ...

In den russischen Dörfern „lebten“ vier Fünftel der Bevölkerung. Verschuldung,
Hunger und Elend waren ihr Los.

Die Goldarbeiter an der Lena forderten: Achtstundentag - Krankengeld -
Entlassung nur im Sommer
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zaristischer Selbstherrschaft – eine
„Sowjetdemokratie“ durch die fast
absolutistische Alleinherrschaft des
Generalsekretärs ersetzte.

Sowjets und fatale
Bedingungen

Der aktuelle Streit sollte sich
nicht um die Frage „parlamentari-
sches oder Sowjetsystem“ drehen –
diese strukturelle Machtfrage war
1917/19 in Sowjetrussland wie in
Deutschland und Ungarn praktisch
zugunsten einer „Rätemacht“ ent-
schieden –, sondern darum, warum
und unter welchen historisch konkre-
ten Bedingungen ein basisdemokra-
tisches System zu einem gleichsam
hierarchisch-etatistischen und büro-
kratischen Absolutismus der Macht
einer obersten Führungsetage mutie-
ren konnte.

Unausgesprochen taucht hier
das spätere Problem der Verselb-
ständigung einer politisch-adminis-
trativen Oberschicht im Sozialismus
auf, das vor allem in den 60er Jah-
ren zur Diskussion über die Formie-
rung einer „neuen Klasse“ und das
Erfordernis „sozialistischer Selbst-
verwaltung“ führte, eine Problema-
tik, die im „realen Sozialismus“ je-
doch nirgends gelöst wurde und
letztlich zur Implosion des osteuro-
päischen „Realsozialismus“ bei-
trug.

Rosa Luxemburg verteidigte
dennoch die Politik Lenins und der
Bolschewiki und hoffte darauf, dass
diese so bald wie möglich zu einer

proletarischen Diktatur finden wür-
den, die „in der Art der Verwendung
der Demokratie, nicht in ihrer Abschaf-
fung“ bestünde, wenn sie vom
Zwang des Weltkrieges, der deut-
schen Okkupation und damit ver-
bundener Schwierigkeiten befreit
wären.  Ihr Fazit zur Oktoberrevo-
lution ist unstrittig solidarische Part-
einahme für Lenin und die Bolsche-
wiki: „Die Binsenweisheit, daß Revo-
lutionen nicht mit Rosenwasser getauft
werden, ist an sich ziemlich dürftig.
Alles, was in Rußland vorgeht, ist be-
greiflich und eine unvermeidliche Kette
von Ursachen und Wirkungen, deren
Ausgangspunkt und Schlußsteine: das
Versagen des deutschen Proletariats und
die Okkupation Rußlands durch den
deutschen Imperialismus ist.“

Man könne von Lenin und Ge-
nossen nicht verlangen, dass sie „un-
ter solchen Umständen die schönste De-
mokratie, die vorbildlichste Diktatur des
Proletariats (...) hervorzaubern.“ Zu-
gleich warnt sie vor den Gefahren, die
dort begönnen, „wo sie aus der Not die
Tugend machen, ihre von diesen fatalen
Bedingungen aufgezwungene Taktik
nunmehr theoretisch in allen Stücken fi-
xieren und dem internationalen Proleta-
riat als das Muster der sozialistischen
Taktik zur Nachahmung empfehlen wol-
len.“

Zudem betonte Rosa Luxem-
burg ausdrücklich, dass die Bolsche-
wiki „ihre Politik gänzlich auf die Welt-
revolution des Proletariats stellten“, was
Ausdruck ihres Weitblicks und ihrer
Treue zum Internationalismus sei.

Heutigen Kritikern der bolsche-
wistischen Politik, die
anscheinend von
damals ganz norma-
len Verhältnissen
ausgehen, schreibt sie
vorausahnend ins
Stammbuch, dass
„eine mustergültige
und fehlerfreie proleta-
rische Revolution in ei-
nem isolierten, vom
Weltkrieg erschöpften,
vom Imperialismus er-
drosselten, vom inter-
nationalen Proletariat
verratenen Lande“ ein
Wunder wäre.

Insofern richtet
sich die aktuelle Kri-
tik letztlich weniger
gegen die Bolschewi-

ki damals als – ungewollt – eher ge-
gen heutige Positionen einer Kritik,
die sich im Nachgang damaligen an-
tisowjetischen Positionen anschließt.

Übrigens findet in der russi-
schen Linken heute wiederum eine
Diskussion über Inhalte, Formen und
die Kontrolle eines neuerlich ange-
strebten demokratischen Sowjetsys-
tems statt, das die historischen Leh-
ren beherzigen soll.

Freilich vollzog sich die Ver-
wandlung der Sowjets aus basisde-
mokratischen Organen zu etatisti-
schen Kommandostrukturen früh-
zeitig, im Übergang von der eupho-
rischen Vorstellung von einer sozia-
listischen Selbstverwaltung am Vor-
abend der Revolution zu den Zwän-
gen der Machtausübung nach ihrem
Sieg. Das ist schon deutlich am Ver-
gleich von Lenins Positionen in
„Staat und Revolution“ und in „Die
nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“
abzulesen.

Die Sicht Rosa Luxemburgs auf
die russische Revolution, die einer
doppelten Optik folgt, nämlich so-
wohl hinsichtlich der inneren wie
der internationalen Umstände, un-
terscheidet ihre kritische Analyse
grundsätzlich vom aktuellen Verdikt
der Oktoberrevolution.

Die vermeintlichen „Sieger der
Geschichte“ samt ihres vielfältigen
Gefolges – auch wenn sie sich gele-
gentlich auf Luxemburgs Kritik be-
rufen – beurteilen die russische Re-
volution von ihren aktuellen politi-
schen Interessen aus, nicht aus dem
Blickfeld der damaligen Situation,
sondern allein vom heutigen Ergeb-
nis her, ein ideologisches Urteil am
ahistorischen Maßstab also – wie eh
und jeh.

Ernstgert Kalbe
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Aus der Personenstandskarte des letzten Zaren
(Niklolaus II.): „Beruf: (...) Herrscher über ganz
Russland, Hauptbeschäftigung: (...) Herr der russischen
Erde, Nebenbeschäftigung: (...) Grundbesitzer
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Die Niederlage der spanischen Repub-
lik 1939 war eine Niederlage für die spa-
nische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter
Bücher.

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch
sind erstmalig in der  Arbeiterstimme in
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
ber 1987 veröffentlicht und später in ei-
ner Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst ver-
griffene Broschüre mit einigen Ergänzun-
gen neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der sel-
tenen Darstellungen der Ereignisse in Spa-
nien aus der Sicht der KPO (Kommunisti-
sche Partei – Opposition), bzw. der sich in
diese Tradition stellenden Gruppe. Die Po-
sition dieses Teils der Arbeiterbewegung
wird in der bis heute andauernden Diskus-
sion kaum zur Kenntnis genommen. Im An-
hang werden einige Diskussionsbeiträge
aus unserer Zeit dokumentiert. Die Kämp-
fe in Barcelona im Mai 1937, und die Kon-
troverse um den „Fall Maurin“ werden un-
ter Verwendung erst jetzt zugänglicher Ma-
terialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen
Beitrag zur Diskussion über eine der Ursa-
chen, die zur weltweiten Niederlage der Ar-
beiterbewegung und der Ansätze zum So-
zialismus geführt haben.
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Venezuela - Welcome to our Revolution

Innenansichten des
bolivarianischen Prozesses

Bereits der Versuch, die sogenannte
„bolivarianische Revolution“ in Kategori-
en zu fassen, die kompatibel zu linken Dis-
kursen in Deutschland sind, ist schwierig:
Befindet sich Venezuela bereits in einem
revolutionären Transformationsprozess?
Oder lässt sich die politische Realität bes-
ser als vorrevolutionäre Situation beschrei-
ben, in der sich die gesellschaftlichen Wi-
dersprüche stetig verschärfen und in na-
her Zukunft zu einer weitergehenden Um-
wälzung führen werden? Oder sind beide
Prozesse, der der Transformation wie der
der Zuspitzung gleichzeitig vorzufinden, je
nach gesellschaftlichem Bereich? Und
welche Bereiche sind diesen Prozessen un-
terworfen – und welche (bislang) nicht?

Den Schwerpunkt des Buches bilden 18
Interviews, die im September 2004 in Venezu-
ela geführt wurden.
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